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Gesetzentwurf
der Staatsregierung

Gesetz zum Schutz vor Drohneniiberfliigen in Bayern

A) Problem

Im Umfeld von Unternehmen, die kritische Infrastruktur bereitstellen, aber auch andern-
orts im gesamten Staatsgebiet Bayerns sind vermehrt Drohnenuberfliige zu verzeich-
nen. Gemal § 21h Abs. 3 Nr. 3 der Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) ist der Betrieb von
unbemannten Luftfahrtsystemen Gber und innerhalb eines seitlichen Abstands von
100 Metern von der Begrenzung u. a. von Industrieanlagen sowie Anlagen der zentra-
len Energieversorgung und Verteilung grundsatzlich nur mit Zustimmung der zustandi-
gen Stelle oder der Betreiber der Einrichtungen zuléassig. Ein Verstol3 gegen dieses
Zustimmungserfordernis oder ein in anderer Weise rechtlich unzuléssiger Uberflug be-
grundet eine Gefahr fur die offentliche Sicherheit. Dasselbe gilt, wenn in anderer Weise
gegen Regelungen verstol3en wird, die bestimmen, wo Drohnen nicht oder nur unter
besonderen Voraussetzungen betrieben werden dirfen, etwa im Umgriff von Flughéafen
(8 21h Abs. 3 Nr. 2 LuftVO) oder Flugplatzen (& 21h Abs. 3 Nr. 1 LuftvVO) oder Grund-
stiicken, auf denen sich der Sitz von Verfassungsorganen, obersten oder oberen Bun-
des- oder Landesbehérden befindet (8 21h Abs. 3 Nr. 4 LuftVO). Ungeachtet dessen
kénnen Gefahren fir Rechtsguter anderer auch bei eigentlich zuldssigen Drohnenfli-
gen entstehen, etwa wenn Drohnen abzustirzen und dadurch Menschen zu verletzen
und Gebaude oder andere Sachwerte zu beschadigen drohen.

B) Losung

Der Bund hat auf der Grundlage seiner ausschlie3lichen Gesetzgebungskompetenz fir
den Luftverkehr (Art. 73 Abs. 1 Nr. 6 des Grundgesetzes — GG) geregelt, wo Drohnen
fliegen dirfen. Die Gesetzgebungskompetenz fur das Polizei- und Sicherheitsrecht und
damit fur die Frage, wie auf eine Zuwiderhandlung oder eine Gefahrensituation reagiert
werden kann, liegt hingegen — aul3erhalb des Zusténdigkeitsbereichs der Bundespoli-
zei — nach den Art. 30 und 70 GG bei den Landern.

Es soll daher in Art. 29a des Polizeiaufgabengesetzes (PAG) eine Befugnisnorm ge-
schaffen werden, die der Polizei ermdglicht, Drohnen — in der Luft, zu Wasser und zu
Land — auszusplren und sie, wenn von ihnen eine Gefahr oder eine drohende Gefahr
fur ein bedeutendes Rechtsgut ausgeht, unter Einsatz technischer Mittel bzw. als Ultima
Ratio mit Gewalt unschéadlich zu machen. Dabei wird dem Umstand Rechnung getra-
gen, dass bei Sichtung einer Drohne regelmaRig eine sofortige Entscheidung fir oder
gegen eine Entnahme getroffen werden muss, weil eine vorherige Androhung der Mal3-
nahme ein Entweichen der Drohne und einen fremden Zugriff auf von dieser ggfs. be-
reits ausgespahte Inhalte ermdglichen wirde. Ferner missen das Bewaffnungsverbot
fur unbemannte Luftfahrzeuge in Art. 47 Abs. 4 PAG aufgehoben und die Regelungen
in Art. 78 PAG punktuell angepasst werden.

Zugleich wird gesetzlich klargestellt, dass ein Schaden an der Drohne unbeachtlich ist.
Bestehende Risiken fir Rechtsguter Dritter sind in Anwendung des VerhaltnismaRig-
keitsgrundsatzes strikt zu minimieren.

C) Alternativen
Keine

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal tiberpriift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Initiatoren.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle
Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de — Aktuelles/Sitzungen zur Verfiigung.
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D) Kosten

Dem Staat sowie den Kommunen entstehen durch die vorgesehene gesetzliche Anpas-
sung keine Mehrkosten. Der Vollzug erfolgt im Rahmen der vorhandenen Stellen und
Mittel bzw. bleibt kiinftigen Haushaltsaufstellungen vorbehalten.
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Gesetzentwurf

Gesetz zum Schutz vor Drohneniberfliigen in Bayern

§1
Das Polizeiaufgabengesetz (PAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

14. September 1990 (GVBI. S. 397, BayRS 2012-1-1-1), das zuletzt durch § 1 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2024 (GVBI. S. 247) ge&ndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Nach Art. 29 wird folgender Art. 29a eingefligt:
LJArt. 29a

Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte
Luftfahrtsysteme oder Fahrzeugsysteme

(1) *Zur Abwehr
1. einer Gefahr oder
2. einer drohenden Gefahr flr ein bedeutendes Rechtsgut,

die von einem unbemannten Luftfahrtsystem oder einem unbemannten Fahrzeug-
system ausgeht, kann die Polizei unmittelbaren Zwang einschlief3lich technischer
Mittel gegen das System, dessen Steuerungseinheit oder Steuerungsverbindung
einsetzen, soweit die Abwehr der Gefahr auf andere Weise aussichtslos oder we-
sentlich erschwert ware. 2Eine Androhung der Mafinahme kann unterbleiben, so-
weit sie geeignet wére, die Erreichung des Ziels der Malinahme zu beeintrachtigen
oder Unbefugten Aufschluss Uber die eingesetzten technischen Mittel zu ermégli-
chen, oder wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr der Ge-
fahr notwendig ist. 3Ein durch die MalRnahme drohender Schaden an dem unbe-
mannten Luftfahrtsystem oder Fahrzeugsystem bleibt aul3er Betracht. “Die Pflicht
zur Wahrung der Sicherheit des bemannten Luftverkehrs bleibt unberthrt.

(2) Die Polizei kann fur die Erkennung oder Bestatigung der in Abs. 1 Satz 1
genannten Gefahren technische Mittel einsetzen. 2Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend.”

2. Art. 47 Abs. 4 wird aufgehoben.
3. Art. 78 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 3 wird nach der Angabe ,Luftfahrzeuge,“ die Angabe ,technische Ge-
rate,” eingefugt.

b) Abs. 4 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

~,~Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb-, Schuss- und sonstigen
Waffen sowie Elektroimpulsgerate.”

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,kénnen auf Anordnung®“ durch die Angabe
» , deren Bestandteile und Munition kénnen vor der dienstlichen Zulassung
mit Zustimmung® ersetzt.

c) In Abs. 5 Satz 1 wird nach der Angabe ,Explosivmittel sind“ die Angabe ,dienst-
lich zugelassene® eingefligt.
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4. Art. 100 wird wie folgt gefasst:
JArt. 100
Einschrankung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes kdnnen die Grundrechte auf Leben und kdrperliche
Unversehrtheit, Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes
und Art. 102 Abs. 1 der Verfassung), auf Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des
Grundgesetzes und Art. 113 der Verfassung), des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Art. 10 des Grundgesetzes und Art. 112 Abs. 1 der Verfassung) sowie
auf Freizugigkeit (Art. 11 des Grundgesetzes und Art. 109 der Verfassung) und auf
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes und Art. 106 Abs. 3 der
Verfassung) eingeschrankt werden.”

§2
Dieses Gesetz tritt am ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kratft.

Begrindung:
A) Allgemeiner Teil

Einrichtungen der kritischen Infrastruktur missen wirksamer als bislang vor Drohnen-
tiberfliigen geschiitzt werden. Diese Uberfliige zeichnen sich dadurch aus, dass ein
Ausspahen und damit ein unwiederbringlicher Abfluss an schutzwiirdigen Informationen
binnen kurzer Zeit eintreten kann. Ein deutlicher Schaden ist daher auch dann bereits
eingetreten, wenn eine Drohne ein Geldnde nur kurzzeitig unerlaubt tberfliegt, sich
dann aber — etwa auf die Androhung einer polizeilichen Mal3hahme hin — durch ein
Steuerungsmandover des Piloten oder selbstgesteuert entfernt.

Ein wirksamer Rechtsguterschutz kann daher nur erreicht werden, wenn Drohnen ohne
Androhung abgewehrt werden dirfen. Hierfur soll zugunsten der Polizei eine klare Be-
fugnisnorm geschaffen werden. Ferner missen unbemannte Luftfahrzeuge der Polizei,
also Drohnen, kinftig auch bewaffnet werden kdnnen, um Drohnen effektiv abwehren
zu kénnen.

B) Besonderer Teil

Zu gl

Zu Nr. 1

Zu Art. 29a Abs. 1 PAG-E

Der neu in das PAG eingefligte Art. 29a Abs. 1 regelt als Spezialvorschrift gegentber
der Generalklausel in Art. 11 PAG in Verbindung mit Art. 11a PAG die Befugnisse der
Polizei im Hinblick auf unbemannte Luftfahrtsysteme und Fahrzeugsysteme (auch zu
Lande oder zu Wasser). Die Vorschrift gibt dabei nicht vor, wo unbemannte Luftfahrt-
systeme oder Fahrzeugsysteme eingesetzt werden dirfen. Dies ergibt sich aus dem
jeweiligen Fachrecht, fir unbemannte Luftfahrtsysteme insbesondere aus § 21h
Abs. 3 LuftvO oder Art. 47 PAG. Gegenstand der Regelung ist vielmehr, unter welchen
Voraussetzungen und mit welchen Mitteln die Polizei vorgehen darf, beispielsweise
wenn eine Drohne unter Verstol3 gegen geltendes Recht eingesetzt wird und damit eine
Gefabhr fur die 6ffentliche Sicherheit gegeben ist oder wenn im Zusammenhang mit dem
Einsatz der Drohne eine drohende Gefahr fir ein bedeutendes Rechtsgut besteht, die-
ser sich also nach MalRgabe des Art. 11a Abs. 1 PAG als Vorstadium fiir eine Gefahr-
dung eines oder mehrerer der in Art. 11a Abs. 2 PAG genannten Schutzguter darstellt.

Art. 29a Abs. 1 Satz 1 PAG-E gestattet der Polizei, unmittelbaren Zwang anzuwenden
und beispielsweise durch geeignete Mittel (wie Stérsender o. A.) auf ein unbemanntes
Luftfahrtsystem oder Fahrzeugsystem einzuwirken, auch wenn dies mit dessen Be-
schadigung oder Zerstérung verbunden ist. Zur Abwehr kdnnen Techniken wie bei-
spielsweise Jammer, Storsender, elektromagnetische Impulse, Laser oder Fangnetze
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zum Einsatz kommen. Ferner wird das Bewaffnungsverbot fiir unbemannte Luftfahr-
zeuge in Art. 47 Abs. 4 PAG aufgehoben.

Das Erfordernis einer vorherigen Androhung wird aufgrund des spezifischen Gefahr-
dungsprofils nach Art. 29a Abs. 1 Satz 2 PAG-E ausgeschlossen, weil der Schaden in
aller Regel bereits eingetreten sein wird, wenn ein unbemanntes Luftfahrtsystem oder
Fahrzeugsystem nach Androhung einer polizeilichen MaRhahme aus dem Zugriffsbe-
reich abgewehrt wird. Die Regelungen der Art. 70 ff. PAG zur Anwendung von Zwang
bleiben unberihrt, soweit Art. 29a PAG keine speziellere Regelung trifft.

Das Risiko entsprechender Schaden ist situationsangepasst zu handhaben, etwa im
Rahmen der Wahl des anzuwendenden Einsatzmittels sowie der Art seiner Anwen-
dung.

MafRnahmen gegen die Person, die ein unbemanntes Luftfahrtsystem oder Fahrzeug-
system steuert, bleiben daneben nach MalRgabe der Art. 11 ff. PAG zulassig (etwa die
Anweisung zur Unterbrechung des Betriebs nach Art. 11 PAG, die Feststellung der
Identitat nach Art. 13 PAG oder die Durchsuchung nach Art. 21 PAG).

Zu Art. 29a Abs. 2 PAG-E

Der vorgesehene Art. 29a Abs. 2 PAG-E regelt, dass die Polizei zur Erkennung und
Bestatigung der in Art. 29a Abs. 1 Satz 1 PAG genannten Gefahren durch unbemannte
Luftfahrtsysteme und Fahrzeugsysteme technische Mittel, beispielsweise Radar, Funk,
Akustik oder Kamerasensoren, einsetzen kann.

Zu Nr. 2

Unbemannte Luftfahrtsysteme der Polizei, also Drohnen, sollen kiinftig auch bewaffnet
werden kénnen, um als Ultima Ratio andere Drohnen effektiv abwehren zu kénnen.
Dazu ist Art. 47 Abs. 4 PAG aufzuheben.

Zu Nr. 3

Die in Art. 78 Abs. 3 PAG getroffenen Regelungen uber Hilfsmittel der kdrperlichen Ge-
walt (Abs. 3), Waffen (Abs. 4) und Explosivmittel (Abs. 5) werden punktuell angepasst
und technikoffener als bislang formuliert, damit fur eine Einwirkung auf Drohnen die
notwendigen Handlungsoptionen zur Verfiigung stehen.

Zu Nr. 4

Die Vorschrift tragt dem Zitiergebot nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG Rechnung. Zur Ver-
meidung von Auslegungs- und Abgrenzungsfragen wird Art. 100 PAG dazu einheitlich
neu gefasst.

Zu §2
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Viertes Modernisierungsgesetz Bayern

A) Problem

Das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern knupft an das Erste Modernisierungsgesetz
Bayern (Drs. 19/3023), das Zweite Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/3617) sowie
das Dritte Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/6494) an und setzt geblndelt in ei-
nem Sammelgesetz weitere Deregulierungs- und Entburokratisierungsmal3nahmen im
Landesrecht um.

B) Losung

Das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern umfasst Anderungen an folgenden Rechts-
normen: Zustandigkeitsverordnung, Gesetz zur Ausfiihrung des Transplantationsgeset-
zes, Gesundheitsdienstgesetz, Schulgesundheitspflegeverordnung, Zustandigkeitsver-
ordnung im Bauwesen, Bayerische Bauordnung, Bayerisches Landesplanungsgesetz,
Gerichtsverfassungsausfiuihrungsgesetz, Bayerisches Schlichtungsgesetz, Bayerisches
MalRregelvollzugsgesetz, Mittelstandsférderungsgesetz, Bayerische Gaststattenverord-
nung, Gesetz lber das offentliche Versorgungswesen, Verordnung zur Durchfiihrung
des Gesetzes Uber das offentliche Versorgungswesen, Bayerisches Naturschutzge-
setz, Bayerisches Behindertengleichstellungsgesetz, Bayerisches Lobbyregisterge-
setz, Bayerisches Beauftragtengesetz, Gesetz Uber staatliche Auszeichnungen fir die
Rettung von Menschen aus Lebensgefahr, Hf6D-Gesetz, Gesetz Uber die Bildung von
Versorgungsricklagen im Freistaat Bayern, Bayerisches Gleichstellungsgesetz, Baye-
risches Pflegendengesetz, Bayerisches Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz, Bayerisches
Klimaschutzgesetz, Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz, Bayerisches Universi-
tatsklinikagesetz, Bayerisches Hochschulzulassungsgesetz, Bayerisches Eliteférde-
rungsgesetz, Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz, Bayerisches Er-
wachsenenbildungsforderungsgesetz, Bayerisches Rundfunkgesetz, Bayerisches Me-
diengesetz, Staatsforstengesetz, Bayerisches Waldgesetz, Verordnung Uber Zustan-
digkeiten im Verkehrswesen, Bayerisches Rettungsdienstgesetz, Gesetz iUiber den 6f-
fentlichen Personennahverkehr in Bayern, Bayerisches Gesetz Uber das Erziehungs-
und Unterrichtswesen, Landeswahlordnung, Bayerisches Verfassungsschutzgesetz,
Polizeiaufgabengesetz, Polizeiorganisationsgesetz, Bayerisches Beamtengesetz, Bay-
erisches Digitalgesetz, Bayerische Digitalverordnung, Meldedatenverordnung, Verord-
nung Uber das zentrale elektronische Personenstandsregister, Krebsregisterverord-
nung, Bestattungsverordnung, Gesetz Uiber Anforderungen an den Larmschutz bei Kin-
der- und Jugendspieleinrichtungen, Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz, Verordnung
Uber den Abfallwirtschaftsplan Bayern, Verordnung zur Ausfihrung des Bayerischen
Rettungsdienstgesetzes, E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz, Arbeits- und Sozialge-
richtliche eAkten-Verordnung, Verordnung uber die elektronische Aktenfithrung in der
Verwaltungsgerichtsbarkeit im Freistaat Bayern, Finanzgerichtliche eAkten-Verord-
nung, Bayerische Bergverordnung, Bayerische IVU-Abwasser-Verordnung, Bayeri-
sches Gesetz zur Ausfihrung des Abwasserabgabengesetzes, Bayerisches Eisen-
bahn- und Seilbahngesetz, Bayerisches Besoldungsgesetz, Leistungslaufbahngesetz,
StMB Zustéandigkeitsverordnung Beamtenrecht, StMI Zustandigkeitsverordnung Beam-
tenrecht, StMWK-Zusténdigkeitsverordnung, StMFH-Zusténdigkeitsverordnung, Ver-
ordnung Uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im Geschéftsbereich des Bayerischen
Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, Verordnung uber

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal tiberpriift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Initiatoren.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle
Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de — Aktuelles/Sitzungen zur Verfiigung.
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dienstrechtliche Zustandigkeiten im Geschéftsbereich des Bayerischen Staatsministe-
riums fir Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus, Verordnung tber beam-
ten-, richter-, disziplinar-, besoldungs- und reisekostenrechtliche Zustéandigkeiten und
die Einstufung von Dienstposten im Geschéftsbereich des Bayerischen Staatsministe-
riums fir Familie, Arbeit und Soziales, StMUV-Zustandigkeitsverordnung, StMGP-Zu-
standigkeitsverordnung, Bayerisches Disziplinargesetz, Bayerisches Beamtenversor-
gungsgesetz.

C) Alternativen
Keine

D) Kosten

Die Malinahmen des Gesetzes sind kostenneutral bzw. werden im Rahmen bestehen-
der Stellen und Mittel vollzogen. Die Reduktion von Komplexitat fihrt im Ubrigen zu
einem Abbau blrokratischer Kosten auf den einzelnen Verwaltungsebenen.
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Gesetzentwurf

Viertes Modernisierungsgesetz Bayern?

§1
Anderung der Zustandigkeitsverordnung

In 8§37 Abs. 2 Satzteil nach Nr.2 der Zusténdigkeitsverordnung (ZustV) vom
16. Juni 2015 (GVBI. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), die zuletzt durch § 4 der Verordnung
vom 20. Mai 2025 (GVBI. S. 158) geandert worden ist, wird die Angabe ,Nr. 1 gestri-
chen.

§2
Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung des Transplantationsgesetzes

Art. 3 Abs. 5 des Gesetzes zur Ausfihrung des Transplantationsgesetzes (AGTPG)
vom 24. November 1999 (GVBI. S. 464, BayRS 212-2-G), das zuletzt durch § 1 Abs. 28
der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§3
Anderung des Gesundheitsdienstgesetzes

In Art. 12 Abs. 3 Satz 5 des Gesundheitsdienstgesetzes (GDG) vom 10. Mai 2022
(GVBI. S. 182, BayRS 2120-12-G), das zuletzt durch Art. 12a Abs. 2 des Gesetzes vom
25. Juli 2025 (GVBI. S. 246) geandert worden ist, wird die Angabe ,und bei weiteren
schulischen Impfberatungen” gestrichen.

§4
Anderung der Schulgesundheitspflegeverordnung

§ 10 Abs. 1 der Schulgesundheitspflegeverordnung (SchulgespflV) vom 20. De-
zember 2008 (GVBI. 2009 S. 10, BayRS 2126-3-2-G), die zuletzt durch § 1 Abs. 43 der
Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(1) Die unteren Behdrden fur Gesundheit, Veterindrwesen, Erndhrung und Ver-
braucherschutz fihren jahrgangsweise im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung
nach den 88 6 und 7 Impfberatungen und Erhebungen zu Impfraten durch.”

§5
Anderung der Zustandigkeitsverordnung im Bauwesen

8§ 5 der Zustandigkeitsverordnung im Bauwesen (ZustVBau) vom 5. Juli 1994
(GVBI. S. 573, BayRS 2130-3-B), die zuletzt durch § 2 der Verordnung vom 18. Juni
2025 (GVBI. S. 229) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe ,Nr. 1 gestrichen.

1 Notifiziert gemalf der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européischen Parlaments und des Rates vom

9. September 2015 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und
der Vorschriften fir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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2.

Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehérde im Sinn von Art. 83 Abs. 9
BayBO sind den Stadten Pfaffenhofen a.d.llm und Waldsassen tbertragen.*

§6
Anderung der Bayerischen Bauordnung
Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom

14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §8 4 und 5 des
Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254) geéndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

4,

Art. 2 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:
»4. Gebaudeklasse 4:
Gebaude mit einer H6he bis zu 13 m und
a) Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 m? oder

b) Teilen von Nutzungseinheiten, die durch Auen- oder Trennwénde
nach Art. 27 Abs. 2 Nr. 1 begrenzt sind und tUber von anderen Teilen
unabhéngige Rettungswege nach Art. 31 Abs. 1 verfigen, mit jeweils
nicht mehr als 400 m2,“,

b) In Abs. 4 Nr. 21 wird die Angabe ,19“ durch die Angabe ,20“ ersetzt.
Art. 20 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

L2Wenn Gefahren im Sinne des Art. 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die
oberste Bauaufsichtsbehdrde im Einzelfall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht er-
forderlich ist.”

Art. 53 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 2 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

~-Das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr Gibertragt leistungs-
fahigen kreisangehdrigen Gemeinden auf Antrag durch Rechtsverordnung
die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehdérde.*

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,Abs. 3 Satz 1 bis 4“ durch die Angabe ,Abs. 3
Satz 1 bis 3“ ersetzt.
cc) Die Satze 5 und 6 werden aufgehoben.
b) Abs. 3 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 4 wird aufgehoben.
bb) Satz 5 wird Satz 4.
Art. 57 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 Nr. 12 wird wie folgt gefasst:
»12. folgende Werbeanlagen:
a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1,5 m2 sowie Waren-
und Geldautomaten,

b) Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen
(Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzigen
Tafel zusammengefasst sind,

c) Werbeanlagen an der Statte der Leistung, an und auf Flugplatzen,
Sportanlagen, auf abgegrenzten Versammlungsstatten, Ausstellungs-
und Messegelénden, soweit sie nicht in die freie Landschaft wirken, mit
einer freien Hohe bis zu 10 m,

sowie die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der duReren Gestalt
der Anlage, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage er-
richtet werden,".
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b) In Abs. 4 Nr. 1 wird die Angabe ,0ffentliche-rechtliche” durch die Angabe ,06f-
fentlich-rechtliche” ersetzt.

In Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 wird die Angabe ,Abs. 3 Satz 5 durch die Angabe
LAbs. 2 Satz 5* ersetzt.

In Art. 67 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Nr. 3 oder 4 VwGO* durch die Angabe
,Nr. 3 oder Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO)“ ersetzt.

In Art. 82 Abs. 5 Nr. 1 wird die Angabe ,Art. 14“ durch die Angabe ,Art. 16“ ersetzt.
Dem Art. 83 wird folgender Abs. 9 angeflgt:

»(9) Eine bis zum Ablauf des ...[einzusetzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach § 76 Satz 1] erfolgte Ubertragung von Aufgaben der unteren Bau-
aufsichtsbehtérde geman Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in der am ...[einzusetzen: Da-
tum des Tages vor dem Inkrafttreten nach 8 76 Satz 1] geltenden Fassung gilt
bis zum Ablauf des ...[einzusetzen: Datum funf Jahre nach dem Inkrafttreten
nach § 76 Satz 1] fort. 2Art. 53 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 2In den Fallen
des Satzes 1 ist Art. 53 Abs. 2 Satz 5 und 6 in der am ...[einzusetzen: Datum des
Tages vor dem Inkrafttreten nach § 76 Satz 1] geltenden Fassung weiter anzu-
wenden.*

87
Anderung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes
Das Bayerische Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 25. Juni 2012 (GVBI.

S. 254, BayRS 230-1-W), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBI.
S. 257) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

2.

Art. 2 wird wie folgt geandert:
a) In Nr. 2 wird die Angabe ,Art. 17“ durch die Angabe ,Art. 19 ersetzt.

b) In Nr. 4 wird die Angabe ,des Raumordnungsverfahrens® durch die Angabe ,der
Raumvertraglichkeitsprifung“ ersetzt.

c) Nach Nr. 4 wird folgende Nr. 5 eingeflgt:
,9. in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung:

Ziele der Raumordnung, die in einem Planentwurf enthalten sind, fir den
ein Beteiligungsverfahren eingeleitet wurde;".

d) Die bisherigen Nrn. 5 und 6 werden die Nrn. 6 und 7.

e) Die bisherige Nr. 7 wird Nr. 8 und die Angabe ,Art. 19 und 21“ durch die Angabe
JArt. 14 und 15 ersetzt.

f) Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 9.
Art. 4 wird wie folgt gefasst:
JArt. 4
Zielabweichungsverfahren

(1) st in einem Planungs- oder Genehmigungsverfahren ein ZielverstoR3 fest-
gestellt, soll die zustandige Behodrde im Einzelfall in einem besonderen Verfahren
einem Antrag auf Abweichung von einem Ziel der Raumordnung stattgeben, wenn
die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die
Grundziige der Planung nicht bertihrt werden. 2Die fachlich berthrten 6ffentlichen
Stellen der entsprechenden Verwaltungsstufe, die betroffenen Gemeinden und Re-
gionalen Planungsverbénde sind anzuhéren. Darlber hinaus ist im Falle der bean-
tragten Abweichung ausschliel3lich von einem in einem Regionalplan festgelegten
Ziel der Raumordnung das Einvernehmen des betroffenen Regionalen Planungs-
verbands erforderlich. 4im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwV{G).

(2) *zustandig fur die Entscheidung Uber die Abweichung ausschlief3lich von
einem in einem Regionalplan festgelegten Ziel der Raumordnung ist die héhere
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Landesplanungsbehérde, in deren Zustandigkeitsbereich sich der Regionale Pla-
nungsverband befindet, im Ubrigen die oberste Landesplanungsbehdérde. 2Antrags-
befugt sind 6ffentliche Stellen und Personen des Privatrechts, die gemaf Art. 3 die
Ziele der Raumordnung zu beachten haben. 2Darliber hinaus sind auch antragsbe-
fugt Personen des Privatrechts, deren beantragtes Vorhaben der Planfeststellung
oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Planfeststellung bedarf oder de-
ren beantragtes Vorhaben nach Art. 3 Abs. 2 zu beurteilen ist.”

3. Art. 8 wird wie folgt geandert:
a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 4 angeflgt:

,"Das Recht des jeweiligen Mitglieds, die Aufgabe selbst wahrzunehmen, bleibt
hiervon unberthrt, soweit dies der Aufgabenwahrnehmung des Regionalen Pla-
nungsverbands nicht widerspricht.”

b) In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Art. 19“ durch die Angabe ,Art. 14“ ersetzt.
4. Art. 9 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»’Einer Genehmigung der Verbandssatzung durch die héhere Landespla-
nungsbehdrde geman Art. 20 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes uber die kommu-
nale Zusammenarbeit (KommZG) bedarf es nicht.”

bb) Die folgenden Satze 3 und 4 werden angefligt:

,>Eine Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen nach Art. 8 Abs. 1
Satz 3 setzt eine entsprechende Regelung in der Verbandssatzung voraus.
4Eine Umlagepflicht einzelner Verbandsmitglieder zur Finanzierung dieser
Wahrnehmung setzt deren Einverstandnis zur entsprechenden Anderung
der Verbandssatzung voraus.”

b) Abs. 2 wird aufgehoben.
c) Abs. 3 wird Abs. 2.

5. In Art. 10 Abs. 2 Satz 11 wird die Angabe ,des Gesetzes Uber die kommunale Zu-
sammenarbeit (KommZG)“ durch die Angabe ,KommZG* ersetzt.

6. Art. 12 wird wie folgt geandert:
a) Der Uberschrift wird die Angabe , , Verordnungsermachtigung“ angefiigt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,wird durch Rechtsverordnung der Staatsregierung
bestimmt® durch die Angabe ,regelt die oberste Landesplanungsbehdérde durch
Rechtsverordnung“ ersetzt.

7. Art. 13 wird wie folgt gefasst:
JArt. 13
Landesplanungsbeirat, Verordnungserméachtigung

1Bei der obersten Landesplanungsbehorde besteht ein Landesplanungsbeirat,
der diese durch Gutachten, Anregungen und Empfehlungen unterstiitzt. 2Den Vor-
sitz fuhrt die oberste Landesplanungsbehérde. 2Das Néhere regelt die oberste Lan-
desplanungsbehérde durch Rechtsverordnung.*

8. Nach Art. 13 werden die folgenden Art. 14 und 15 eingeflgt:
JArt. 14
Landesentwicklungsprogramm, Verordnungserméachtigung

(1) *Das Landesentwicklungsprogramm legt die Grundziige der anzustreben-
den raumlichen Ordnung und Entwicklung des Staatsgebiets fest. 2Insoweit kdnnen
auch fir tiberregionale Teilrdume besondere Festlegungen getroffen werden. 3Fest-
legungen zu einzelnen Planungen und MalRnahmen kénnen in das Landesentwick-
lungsprogramm aufgenommen werden, wenn die Planungen und Maflinahmen fur
das ganze Staatsgebiet oder grof3ere Teile desselben raumbedeutsam sind.
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10.

(2) Das Landesentwicklungsprogramm darf enthalten

1. die Einteilung des Staatsgebiets in Regionen,

2. die Festlegung der Zentralen Orte sowie Vorgaben firr deren Sicherung und
Entwicklung hinsichtlich ihrer zentraltrtlichen Aufgaben sowie Vorgaben fir die
Bestimmung der Zentralen Orte der Grundversorgung; Art. 15 Abs. 2 Nr. 1
bleibt unberuhrt,

3. die Gebiete, die hinsichtlich ihrer Problemlage, ihres Ordnungsbedarfs und ihrer
angestrebten Entwicklung einheitlich zu behandeln sind (Gebietskategorien),
sowie die entsprechend ihrer jeweiligen Eigenart erforderlichen Gibergeordneten
Festlegungen und

4. landesweit raumbedeutsame Festlegungen.

(3) !Das Landesentwicklungsprogramm wird von der obersten Landesplanungs-
behorde ausgearbeitet. 2Die im Landesentwicklungsprogramm enthaltenen Festle-
gungen werden von der Staatsregierung mit Zustimmung des Landtags als Rechts-
verordnung beschlossen.

Art. 15
Regionalplane
(1) *Regionalplane sind aus dem Landesentwicklungsprogramm zu entwickeln.
2Sje legen unter Beachtung der im Landesentwicklungsprogramm festgelegten

Ziele der Raumordnung die anzustrebende raumliche Ordnung und Entwicklung ei-
ner Region fest.

(2) Regionalpléne dirfen enthalten

1. die Festlegung der Zentralen Orte der Grundversorgung sowie Vorgaben fir
deren Sicherung und Entwicklung hinsichtlich ihrer zentralortlichen Aufgaben,

2. Festlegungen zu den Gebietskategorien und
3. regionsweit raumbedeutsame Festlegungen.

(3) 'Regionalplane werden von den zusténdigen Regionalen Planungsverban-
den ausgearbeitet und die in ihnen enthaltenen Festlegungen von den Regionalen
Planungsverbédnden im Einvernehmen mit der zustadndigen hdheren Landespla-
nungsbehoérde als Rechtsverordnung beschlossen. 2Das Einvernehmen beschrénkt
sich auf die formelle und materielle Rechtmafigkeit des Regionalplans.*

Der bisherige Art. 14 wird Art. 16 und Abs. 2 wie folgt geandert:
a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Satz 3 wird Satz 2.

c) Die folgenden Sétze 3 bis 5 werden angefigt:

,JEin oder mehrere Ausschlussgebiete dirfen nur in Zusammenhang mit einem
oder mehreren Vorranggebieten und nur festgelegt werden, wenn der jeweiligen
Nutzung oder Funktion substanziell Raum verschafft wird. “Diese Festlegungen
missen auf der Grundlage eines gesamtrdumlichen Planungskonzepts erfol-
gen. 5Dabei ist eine systematische Unterscheidung, ob der Ausschluss aus tat-
séachlichen, rechtlichen oder planerischen Griinden erfolgt, nicht erforderlich.*

Der bisherige Art. 15 wird Art. 17 und wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
JArt. 17
Umweltpriifung®.
b) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Bei der Aufstellung von Raumordnungsplanen ist eine Umweltprifung
durchzufiihren, wenn sie aufgrund anderer Vorschriften erforderlich ist, und als ge-
sonderter Bestandteil des Begriindungsentwurfs friihzeitig ein Umweltbericht zu er-
stellen.”
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11.

c) In Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe ,unter Beteiligung“ durch die Angabe
»nach Anhérung“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,kann® durch die Angabe ,soll“ ersetzt und die
Angabe ,unter Berucksichtigung® wird gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,unter Beteiligung“ durch die Angabe ,nach An-
horung® ersetzt.

e) In Abs. 5 wird die Angabe ,kann“ durch die Angabe ,soll” ersetzt.
Der bisherige Art. 16 wird Art. 18 und wie folgt gefasst:
JArt. 18
Beteiligungsverfahren

(1) lm Rahmen der Aufstellung von Raumordnungsplénen erhalten die Offent-
lichkeit und die offentlichen Stellen Gelegenheit zur Stellungnahme. 2Dazu wird der
Entwurf des Raumordnungsplans fur sechs Wochen (Veroffentlichungsfrist) im In-
ternet veroffentlicht. 3Die Frist kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ange-
messen verléangert oder verkirzt werden. “Auf Anfrage soll eine alternative Zu-
gangsmaoglichkeit zur Verfiigung gestellt werden. 5Dies sowie die Internetadresse,
die Veroffentlichungsfrist und die Stelle, bei der die Gelegenheit besteht, elektro-
nisch oder bei Bedarf schriftlich bis zum Ende der Veréffentlichungsfrist Stellung zu
nehmen, sind vorher ortsiblich bekannt zu machen. 6Zudem ist in der Bekanntma-
chung darauf hinzuweisen, dass alle Stellungnahmen mit Ablauf der Veroéffentli-
chungsfrist ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen. "Rechtsanspriiche werden durch die Beteiligung nicht begriindet.

(2) 1Zeitgleich zum Verfahren nach Abs. 1 ist folgenden Stellen elektronisch Ge-
legenheit zur Abgabe einer ausschliel3lich elektronischen Stellungnahme zu geben:

1. die offentlichen Stellen und die in Art. 3 Abs. 1 Satz 2 genannten Personen des
Privatrechts, fur die eine Beachtenspflicht begriindet werden soll,

2. nach Naturschutzrecht im Freistaat Bayern anerkannte Vereine, soweit sie in
ihrem satzungsgemafen Aufgabenbereich berihrt sind,

3. die betroffenen Wirtschafts-, Land- und Forstwirtschafts- sowie Sozialverbande,

4. die zustandige Stelle des benachbarten Landes, soweit sich die Durchfuhrung
des Raumordnungsplans im dortigen Gebiet auswirken kann,

5. die zustandige Stelle des Nachbarstaates nach den Grundsatzen der Gegen-
seitigkeit und Gleichwertigkeit, soweit die Durchfiihrung eines Raumordnungs-
plans dort erhebliche Auswirkungen haben kann; bei erheblichen Umweltaus-
wirkungen zusétzlich nach den 88 60 und 61 des Gesetzes Uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung (UVPG).

2Fur das Verfahren gilt Abs. 1 entsprechend. 3Zum Entwurf des Landesentwick-
lungsprogramms ist zusatzlich auch den kommunalen Spitzenverbédnden im Frei-
staat Bayern elektronisch Gelegenheit zur Abgabe einer ausschlie3lich elektroni-
schen Stellungnahme zu geben.

(3) Die oberste Landesplanungsbehdrde ist fur das Beteiligungsverfahren zum
Landesentwicklungsprogramm, der Regionale Planungsverband fur das Beteili-
gungsverfahren zum Regionalplan zustéandig. 2Ilm Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens zum Regionalplan erfolgt die Bekanntmachung nach Abs. 1 Satz 5 durch die
regional betroffenen héheren Landesplanungsbehdrden, Landratsdmter und kreis-
freien Gemeinden.

(4) 'Bei einer geringfuigigen Anderung eines Raumordnungsplans soll die Betei-
ligung auf die von der Anderung in ihren Belangen beriihrte Offentlichkeit und auf
die von der Anderung in ihren Belangen beriihrten 6ffentlichen Stellen beschrankt
werden, wenn die Anderung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen gemal dem Umweltbericht nach Art. 17 haben wird und keine erhebliche Aus-
wirkung auf Dritte zu erwarten ist. 2FUr das Beteiligungsverfahren gelten die Abs. 1
und 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 entsprechend.
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12.

13.

14.
15.

(5) 'Wird der Entwurf des Raumordnungsplans nach Durchfiihrung des Beteili-
gungsverfahrens nach den Abs. 1 bis 4 geéndert, ist dieses Verfahren erneut durch-
zufiihren. 2Stellungnahmen diirfen nur zu den Anderungen abgegeben werden. 3Die
Veroffentlichungsfrist soll angemessen verkiirzt werden. “Die Beteiligung soll auf
die von der Anderung in ihren Belangen beriihrte Offentlichkeit und auf die von der
Anderung in ihren Belangen beriihrten o6ffentlichen Stellen beschrankt werden.
5Werden durch die Anderungen keine neuen Beachtenspflichten eingefiihrt oder
keine bestehenden verstarkt und die Grundzlige der Planung nicht berthrt, kann
von einem erneuten Beteiligungsverfahren abgesehen werden.

(6) 'Raumordnungspléne benachbarter Planungsraume innerhalb des Bundes-
gebiets sind aufeinander abzustimmen. 2Wird der Entwurf eines auBerbayerischen
Raumordnungsplans mit der obersten Landesplanungsbehdrde oder einem Regio-
nalen Planungsverband abgestimmt, beteiligen die héheren Landesplanungsbehor-
den, in deren Zusténdigkeitsbereich Auswirkungen dieses Raumordnungsplans zu
erwarten sind, die Offentlichkeit gemaR Abs. 1 entsprechend, soweit Vorgaben der
auBBerbayerischen Stelle nicht entgegenstehen. 3In der Bekanntmachung ist darauf
hinzuweisen, dass die Moglichkeit zur Stellungnahme gegentiber der Stelle, mit der
der auBerbayerische Raumordnungsplan abgestimmt wird, besteht. “Soweit auch
die im Rahmen der Umweltpriifung erstellten Unterlagen tbermittelt worden sind,
ist den in Art. 17 Abs. 3 genannten Behodrden innerhalb einer angemessenen Frist
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.”

Der bisherige Art. 17 wird Art. 19 und wie folgt geandert:

a) In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe ,die Belange® durch die Angabe ,diese”
ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geé&ndert:

aa) In Nr. 1 werden die Angabe ,Art. 20“ durch die Angabe ,Art. 14“ sowie die
Angabe ,Art. 22 durch die Angabe ,Art. 15“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 wird die Angabe ,Art. 15“ durch die Angabe ,Art. 17 ersetzt.
cc) In Nr. 3 wird die Angabe ,Art. 16“ durch die Angabe ,Art. 18“ ersetzt.
Der bisherige Art. 18 wird Art. 20 und wie folgt gefasst:
JArt. 20
Bekanntmachung und Einstellung ins Internet

(1) Das Landesentwicklungsprogramm wird durch die Staatsregierung, der Re-
gionalplan durch die zustandige hohere Landesplanungsbehorde bekanntgemacht.

(2) *Ab dem Tag des Inkrafttretens ist das Landesentwicklungsprogramm von
der obersten Landesplanungsbehérde, der Regionalplan von den regional betroffe-
nen héheren Landesplanungsbehérden zusatzlich mit der Begriindung zu den Fest-
legungen ins Internet einzustellen und zur Einsichtnahme vorzuhalten. ?Hierauf ist
im jeweiligen Veroffentlichungsblatt hinzuweisen. 2Die Begriindung des Raumord-
nungsplans enthalt auch

1. eine zusammenfassende Erklarung,
a) wie Umwelterwagungen in den Raumordnungsplan einbezogen wurden,

b) wie der nach Art. 17 erstellte Umweltbericht, die Ergebnisse der Beteili-
gungsverfahren nach Art. 18 sowie die gepruften Alternativen in der Abwa-
gung beriicksichtigt wurden und

2. eine Zusammenstellung der MaRnahmen, die fur eine Uberwachung erheblicher
Umweltauswirkungen bei der Verwirklichung des Raumordnungsplans durchge-
fuhrt werden sollen.”

Die bisherigen Art. 19 bis 22 werden aufgehoben.
Art. 23 wird Art. 21 und wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nr. 1 werden die Angabe ,Art. 16“ durch die Angabe ,Art. 18“ sowie die
Angabe ,einzelne Personen oder offentliche Stellen nicht beteiligt worden
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16.

b)

d)

e)

f)

sind oder eine grenziiberschreitende Beteiligung fehlerhaft erfolgt ist* durch
die Angabe ,Einzelne der nach Art. 18 Abs. 2 zu Beteiligenden nicht oder
fehlerhaft beteiligt worden sind“ ersetzt.

bb) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

»2. die Vorschrift des Art. 16 Abs. 4 Uber die Begriindung der Festlegungen
im Raumordnungsplan sowie in seinen Entwurfen verletzt worden ist;
dabei ist unbeachtlich, wenn die Begriindung unvollsténdig ist; oder”.

Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Nr. 1 wird aufgehoben.

bb) In Nr. 2 wird die Angabe ,2.“ gestrichen.

Abs. 3 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Art. 17 durch die Angabe ,Art. 19 ersetzt.
bb) Folgender Satz 3 wird angefgt:

~Werden in einem Raumordnungsplan ein oder mehrere Ausschlussge-
biete in Zusammenhang mit einem oder mehreren Vorranggebieten fehler-
haft festgelegt, bleibt der Raumordnungsplan im Ubrigen wirksam, sofern
der vorrangigen Nutzung oder Funktion durch die Ubrigen Vorranggebiete
substanziell Raum verschafft wird.”

Abs. 4 wird wie folgt geéndert:

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe ,Art. 15 durch die Angabe ,Art. 17¢
ersetzt.

bb) In Nr. 1 wird die Angabe ,Art. 15" durch die Angabe ,Art. 17“ sowie die An-
gabe ,Art. 18 durch die Angabe ,Art. 20 Abs. 2“ ersetzt.

cc) In Nr. 2 wird die Angabe ,Art. 15 jeweils durch die Angabe ,Art. 17 ersetzt.
Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe ,eines Jahres” durch die Angabe ,von
sechs Monaten” ersetzt.

bb) Nr. 2 wird aufgehoben.

cc) Nr. 3 wird Nr. 2 und die Angabe ,nach Abs. 3 beachtliche Mangel* wird
durch die Angabe ,ein nach Abs. 3 beachtlicher Mangel“ ersetzt.

dd) Nr. 4 wird Nr. 3.
Abs. 7 wird aufgehoben.

Die Art. 24 und 25 werden die Art. 22 und 23 und wie folgt gefasst:

JArt. 22
Gegenstand einer Raumvertraglichkeitsprifung, Zustandigkeit
(1) *Vorhaben von erheblicher tberdrtlicher Raumbedeutsamkeit sind vor Ent-

scheidung Uber die Zulassigkeit auf inre Raumvertraglichkeit zu prifen, es sei denn,
die hohere Landesplanungsbehorde sieht hiervon ab. 2Die Raumvertraglichkeits-
priufung beinhaltet

1.

die Prufung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens unter Gberort-
lichen Gesichtspunkten, insbesondere auf die Wirtschafts-, Siedlungs-, Infra-
und Freiraumstruktur sowie die Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der
Raumordnung und der Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen
und MaRRnahmen,

die Prufung der vom Vorhabentrager eingebrachten ernsthaft in Betracht kom-
menden Alternativen und

die Uberschlagige Prufung Uberortlich raumbedeutsamer Belange des Umwelt-
schutzes im Hinblick auf die Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzguter
nach 8 2 Abs. 1 UVPG unter Bericksichtigung der Kriterien nach Anlage 3
UVPG.
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SRaumvertraglichkeitsprifungen werden ausschlielich im 6ffentlichen Interesse
durchgefunhrt.

(2) 'zZustandig fur die Raumvertraglichkeitspriifung ist die héhere Landespla-
nungsbehorde, in deren ortlichen Zustandigkeitsbereich das Vorhaben liegt. 2Die
oberste Landesplanungsbehoérde kann bei Vorhaben, von denen mehrere hdhere
Landesplanungsbehérden betroffen werden, eine von ihnen fur zustandig erklaren.
3Diese entscheidet im Benehmen mit den Ubrigen betroffenen héheren Landespla-
nungsbehoérden.

Art. 23
Durchfiihrung und Abschluss einer Raumvertraglichkeitsprifung

(1) ‘Der Vorhabentrager legt der héheren Landesplanungsbehérde in einem
elektronischen Format die Unterlagen vor, die notwendig sind, um (ber die Erfor-
derlichkeit einer Raumvertraglichkeitspriifung entscheiden zu kdnnen. 2Die héhere
Landesplanungsbehérde prift die eingereichten Unterlagen und entscheidet inner-
halb von vier Wochen Uber die Erforderlichkeit einer Raumvertraglichkeitsprifung
oder einer vereinfachten Raumvertraglichkeitspriifung. 3Von einer Raumvertraglich-
keitsprufung soll abgesehen werden, wenn das Vorhaben

1. Zielen der Raumordnung offensichtlich entspricht oder widerspricht oder

2. den Festsetzungen eines den Zielen der Raumordnung angepassten Bebau-
ungsplans nach 8 12 oder 8§ 30 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) ent-
spricht oder widerspricht und sich die Zulassigkeit des Vorhabens nicht nach
einem Planfeststellungsverfahren oder einem sonstigen Verfahren mit den
Rechtswirkungen der Planfeststellung bestimmt.

4Bei Vorhaben von offentlichen Stellen des Bundes, von anderen 6ffentlichen Stel-
len, die im Auftrag des Bundes tatig sind, sowie von Personen des Privatrechts nach
§ 5 Abs. 1 ROG entscheidet die h6here Landesplanungsbehérde im Benehmen mit
der zusténdigen Stelle oder Person uber die Erforderlichkeit der Raumvertraglich-
keitsprufung.

(2) 'Wird eine Raumvertraglichkeitsprifung durchgeftuhrt, sind die fiir eine Be-
wertung der Uberértlichen raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens nach
Art. 22 Abs. 1 Satz 2 erforderlichen Unterlagen vom Vorhabentrager bei der héhe-
ren Landesplanungsbehdrde einzureichen. 2Soll eine vereinfachte Raumvertrag-
lichkeitsprifung durchgefihrt werden, sind die erforderlichen Unterlagen, die fur das
Tragerverfahren notwendig sind, vom Vorhabentrager auch bei der hoheren Lan-
desplanungsbehérde vorzulegen. 3Bei Vorhaben der Verteidigung entscheidet das
hierfir zustandige Bundesministerium oder die von ihm bestimmte Stelle, bei Vor-
haben des Zivilschutzes die zustandige Stelle Giber Art und Umfang der Angaben
fur das Vorhaben.

(3) {Im Rahmen der Raumvertraglichkeitsprifung erhalten die Offentlichkeit und
die ¢ffentlichen Stellen die Moglichkeit zur Stellungnahme. 2Dazu werden die Un-
terlagen fur vier Wochen (Verdoffentlichungsfrist) im Internet verdffentlicht; die Frist
kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlangert werden. 3Auf
Anfrage soll eine alternative Zugangsmaglichkeit zur Verfligung gestellt werden.
4Dies sowie die Internetadresse, die Veroffentlichungsfrist und die Stelle, bei der die
Gelegenheit besteht, elektronisch oder bei Bedarf schriftlich bis zum Ende der Ver-
offentlichungsfrist Stellung zu nehmen, sind vorher ortstiblich bekannt zu machen.
5Zudem ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, dass alle Stellungnahmen
mit Ablauf der Veroffentlichungsfrist fir dieses Verfahren ausgeschlossen sind, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. ®Rechtsanspriiche werden
durch die Beteiligung nicht begriindet. "Der Vorhabentrager hat Anspruch darauf,
dass seine Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse nicht unbefugt offenbart werden.
8Gleiches gilt fir Bund und Lander, wenn Anhaltspunkte daflr bestehen, dass be-
stimmte Angaben fiir die Interessen des Bundes oder des Landes nachteilig sein
konnen oder diese nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten
werden missen. °Die hohere Landesplanungsbehdrde kann jedoch die Vorlage von
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17.
18.

19.

aussagekraftigen Unterlagen verlangen, die das Vorhaben und dessen Auswirkun-
gen ohne Preisgabe von Geheimnissen beschreiben. 1°Bei Vorhaben der Verteidi-
gung oder des Zivilschutzes kdnnen auf Verlangen der in Abs. 2 Satz 3 genannten
Stellen die Beteiligung der Offentlichkeit einschrankt oder ausgeschlossen werden.

(4) 1Zeitgleich zum Verfahren nach Abs. 3 ist folgenden Stellen elektronisch Ge-
legenheit zur Abgabe einer ausschlief3lich elektronischen Stellungnahme zu geben:

1. offentliche Stellen und sonstige Planungstrager, die von dem Vorhaben berthrt
sind,

2. nach Naturschutzrecht im Freistaat Bayern anerkannte Vereine, soweit sie in
ihrem satzungsgemafen Aufgabenbereich berihrt sind,

3. die betroffenen Wirtschafts-, Land- und Forstwirtschafts- sowie Sozialverbande,

4. die zusténdige Stelle des benachbarten Landes, soweit sich das Vorhaben im
dortigen Gebiet auswirken kann,

5. die zusténdige Stelle des Nachbarstaates, soweit sich das Vorhaben im dorti-
gen Gebiet erheblich auswirken kann, nach den Grundséatzen der Gegenseitig-
keit und Gleichwertigkeit.

2Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Die Beteiligung gemaR den Abs. 3 und 4 kann auch dadurch erfolgen, dass
die héhere Landesplanungsbehdrde die in einem anderen Verfahren abgegebenen
Stellungnahmen einschlieBlich der AuRerungen der Offentlichkeit, die fiir eine
Raumvertraglichkeitsprifung erheblich sind, heranzieht (vereinfachte Raumvertrag-
lichkeitsprifung).

(6) 1Die hohere Landesplanungsbehdrde schlieRt die Raumvertraglichkeitspri-
fung innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Eingang der vollstandigen Un-
terlagen, bei einer vereinfachten Raumvertraglichkeitsprifung innerhalb einer Frist
von drei Monaten nach Eingang der in dem anderen Verfahren abgegebenen Stel-
lungnahmen einschlieRlich der AuRerungen der Offentlichkeit, mit einer landespla-
nerischen Beurteilung in Form einer gutachterlichen Stellungnahme ab und Uber-
mittelt diese dem Vorhabentrager und im Fall der vereinfachten Raumvertraglich-
keitspriifung auch der fiir das andere Verfahren zustandigen Behorde. 2Erfolgt keine
Ubermittlung innerhalb der Frist nach Satz 1, kann die Entscheidung (ber die Zu-
lassigkeit des Vorhabens herbeigefuhrt werden. 3In diesem Fall soll die hthere Lan-
desplanungsbehérde die Raumvertraglichkeitspriifung ziigig abschlieBen und der
zustandigen Behorde sowie dem Vorhabentrager ihre landesplanerische Beurtei-
lung zuleiten. “Die landesplanerische Beurteilung wird im Internet veroffentlicht. *Die
Verdffentlichung ist bekanntzumachen. ®Die zustandige Behérde soll die Erkennt-
nisse aus der Raumvertraglichkeitsprifung nutzen und die landesplanerische Beur-
teilung auf Grundlage des Art. 3 Abs. 1 Satz 1 in ihre Entscheidung einbeziehen.

(7) Das Ergebnis der Raumvertraglichkeitsprifung kann nur im Rahmen des
Rechtsbehelfsverfahrens gegen die im nachfolgenden Verfahren getroffene Ent-
scheidung Uberpruft werden.*

Art. 26 wird aufgehoben.
Art. 27 wird Art. 24 und wie folgt gefasst:
JArt. 24
Landesplanerische Stellungnahme

Wird keine Raumvertraglichkeitsprifung durchgefihrt, gibt die héhere Landes-
planungsbehérde im Rahmen einer fachrechtlichen Behdrdenbeteiligung eine lan-
desplanerische Stellungnahme ab.”

Art. 28 wird Art. 25 und wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 werden die Angabe ,oberste Landesplanungsbehérde kann® durch die
Angabe ,Landesplanungsbehérden kénnen® ersetzt sowie nach der Angabe
JArt. 3“ die Angabe ,Abs. 1“ und nach der Angabe ,6ffentlichen Stellen“ die An-
gabe ,und Personen des Privatrechts® eingefligt.
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20.
21.

22.
23.

24,

25.

26.

b) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1, die Angabe ,oberste Landesplanungsbehérde
kann“ wird durch die Angabe ,Landesplanungsbehérden kdnnen* ersetzt,
nach der Angabe ,Art. 3“ wird die Angabe ,Abs. 1“ und nach der Angabe
Loffentlichen Stellen” wird die Angabe ,und Personen des Privatrechts bis
zu zwei Jahren* eingefiigt.

bb) Folgender Satz 2 wird angefgt:
,2Die Untersagung kann um ein weiteres Jahr verlangert werden."
c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) 1Zustandig fur die Untersagung bei ausschliellich in einem Regional-
plan festgelegten oder in Aufstellung befindlichen Zielen der Raumordnung ist
die héhere Landesplanungsbehdrde, in deren Zustandigkeitsbereich sich der
Regionale Planungsverband befindet. 2im Ubrigen ist die oberste Landespla-
nungsbehérde zustandig.”

d) Abs. 4 wird wie folgt geandert:

aa) Der Wortlaut wird Satz 1.

bb) Folgender Satz 2 wird angeflgt:

,2Der Trager der zu untersagenden Planung oder Manahme ist zu horen.*
e) Die Abs. 5 und 6 werden aufgehoben.
f) Die Abs. 7 und 8 werden die Abs. 5 und 6.
Art. 29 wird Art. 26.
Art. 30 wird Art. 27 und wie folgt gefasst:
JArt. 27
Mitteilungs- und Auskunftspflicht, Verwertung

Die in Art. 3 Abs. 1 genannten 6ffentlichen Stellen des Freistaates Bayern und
Personen des Privatrechts sind zu unverziglicher Mitteilung von raumbedeutsamen
Planungen und MalRnahmen gegeniber den betroffenen hoheren Landesplanungs-
behorden verpflichtet. 2Die sonstigen privaten Planungstrager sind verpflichtet, den
Landesplanungsbehdérden auf Verlangen Auskunft Gber raumbedeutsame Planun-
gen und MaBnahmen zu erteilen. 3Die Landesplanungsbehdrden verwerten Infor-
mationen im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung, insbesondere zur Raumbe-
obachtung.”

Die Art. 31 und 32 werden aufgehoben.
Art. 33 wird Art. 28 und Abs. 1 wie folgt gefasst:

»(1) 1Die oberste Landesplanungsbehdrde kann verlangen, dass die Gemein-
den ihre rechtswirksamen Bauleitplane an die Ziele der Raumordnung anpassen.
2Bei Anpassung ausschlie3lich an Ziele eines Regionalplans ist die hthere Landes-
planungsbehdérde zustandig.”

Art. 34 wird Art. 29 und in Satz 2 wird die Angabe ,erhebt die oberste Landespla-
nungsbehorde” durch die Angabe ,werden” ersetzt sowie nach der Angabe ,Ausla-
gen® wird die Angabe ,erhoben” eingeflgt.

Die Uberschrift des Teils 7 wird wie folgt gefasst:
Lreil7
Sonderregelungen und Schlussbestimmungen®.
Nach der Uberschrift des Teils 7 werden die folgenden Art. 30 und 31 eingefugt:
HArt. 30
Vorrang des Staatsvertrages

Die Bestimmungen des Staatsvertrags zwischen dem Land Baden-Wirttem-
berg und dem Freistaat Bayern Uber die Zusammenarbeit bei der Landesentwick-
lung und Uber die Regionalplanung in der Region Donau-lller vom 31. Mé&rz 1973
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27.

28.

29.
30.

31.

(GVBI. S. 305, BayRS 01-1-7-W) in der jeweils geltenden Fassung haben Vorrang
vor den Regelungen dieses Gesetzes, soweit die Bestimmungen des Staatsver-
trags von den Regelungen dieses Gesetzes abweichen.

Art. 31
Sonderregelung fur Windenergie an Land

Die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten richtet sich nach § 28 ROG in
der am 15. August 2025 geltenden Fassung.”

Art. 35 wird Art. 32 und wie folgt gefasst:
JArt. 32
Unanwendbarkeit des Raumordnungsgesetzes

Das Raumordnungsgesetz findet im sachlichen Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes keine Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts Abweichendes bestimmt.*

Art. 36 wird Art. 33 und wie folgt gefasst:
JArt. 33
Ubergangsbestimmungen

(1) Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplanen nach den Art. 14
und 15, fUr die vor dem ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes nach § 76 Satz 1] das Beteiligungsverfahren eingeleitet wurde, werden nach
der am ...[einzusetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
nach 8§ 76 Satz 1] geltenden Fassung dieses Gesetzes abgeschlossen.

(2) Raumvertraglichkeitsprufungen nach Art. 22, fur die die Unterlagen gemaf
Art. 23 Abs. 2 vor dem ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes nach § 76 Satz 1] bei der zustdndigen Behdrde eingereicht wurden, werden
nach der am ...[einzusetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes nach § 76 Satz 1] geltenden Fassung dieses Gesetzes abgeschlossen.

(3) Vor dem ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes
nach § 76 Satz 1] beantragte Zielabweichungsverfahren nach Art. 4 werden nach
der am...[einzusetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
nach 8§ 76 Satz 1] geltenden Fassung dieses Gesetzes abgeschlossen.

(4) *Auf Raumordnungsplane, die vor dem ...[einzusetzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes nach 8§ 76 Satz 1] in Kraft getreten sind, ist Art. 21 in der
am ...[einzusetzen: Datum des Tages vor Datum des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes nach § 76 Satz 1] geltenden Fassung anzuwenden. 2lm Ubrigen findet auf
diese Art. 23 Abs. 2 inder am ...[einzusetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes nach § 76 Satz 1] geltenden Fassung weiterhin Anwendung.*

Art. 37 wird Art. 34.
Anlage 1 wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe ,(zu Art. 15 Abs. 2 Satz 2)* wird durch die Angabe ,(zu Art. 17
Abs. 2 Satz 2)“ ersetzt.

b) In Nr. 2 Satzteil vor Buchst. a wird die Angabe ,Art. 15“ durch die Angabe
JArt. 17“ ersetzt.

In Anlage 2 wird die Angabe ,(zu Art. 15 Abs. 4 Satz 1)“ durch die Angabe ,(zu
Art. 17 Abs. 4 Satz 1)“ ersetzt.

§8
Anderung des Gerichtsverfassungsausfiihrungsgesetzes
Das Gerichtsverfassungsausfiihrungsgesetz (AGGVG) in der in der Bayerischen

Rechtssammlung (BayRS 300-1-1-J) veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch 8§ 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBI. S. 714) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

Die Art. 8 und 29 werden aufgehoben.
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In Art. 32 wird die Angabe ,Girozentrale* gestrichen.

In Art. 34 Satz 1 wird die Angabe ,die Kostenordnung® durch die Angabe ,das Ge-
richts- und Notarkostengesetz (GNotKG)“ ersetzt.

Art. 35 wird wie folgt gefasst:
JArt. 35

Mitteilung an das Nachlassgericht bei Sterbeféllen
aulerhalb des Bundesgebietes

1Einen Sterbefall auRerhalb des Bundesgebietes hat die Gemeinde, in der der
Verstorbene seinen letzten Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt hatte, dem
Nachlassgericht ihres Bezirks mitzuteilen, sobald der Tod amtlich bekannt wird. 2Ist
das Nachlassgericht, das die Mitteilung erhalt, nicht zusténdig, hat es die Todesan-
zeige an das zustandige Nachlassgericht abzugeben.*

Die Art. 38, 39, 43 und 51 werden aufgehoben.

In Art. 53 Abs. 1 wird nach der Angabe ,Rechtsverordnung“ die Angabe ,von der
Regelung des 8§ 2 Abs. 3 des Justizaktenaufbewahrungsgesetzes (JAKtAG) Ge-
brauch zu machen und” eingefiigt.

Art. 66 wird wie folgt geandert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Die Abs. 2 bis 6 werden die Abs. 1 bis 5.
Art. 67 wird wie folgt geandert:

a) Im Wortlaut wird die Angabe ,V* gestrichen.
b) FuRnote ,V* wird aufgehoben.

§9
Anderung des Bayerischen Schlichtungsgesetzes
Art. 5 Abs. 3 des Bayerischen Schlichtungsgesetzes (BaySchlG) vom 25. April

2000 (GVBI. S. 268, BayRS 300-1-5-J), das zuletzt durch 8§ 2 Abs. 15 des Gesetzes
vom 8. April 2013 (GVBI. S. 174) geédndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

17.
23.

S.
26.

In Satz 1 wird die Satznummerierung ,'* gestrichen und die Angabe ,Absatzen 1
und 2“ wird durch die Angabe ,,Abs. 1 und 2 sowie die nach Art. 22 des Gerichtsver-
fassungsausfihrungsgesetzes (AGGVG) anerkannten Gutestellen ersetzt.

Satz 2 wird aufgehoben.

§10
Anderung des Bayerischen MaRregelvollzugsgesetzes

Art. 47 Abs. 3 des Bayerischen Malregelvollzugsgesetzes (BayMRVG) vom
Juli 2015 (GVBI. S. 222, BayRS 312-3-A), das zuletzt durch § 11 des Gesetzes vom
Dezember 2022 (GVBI. S. 718) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In Satz 1 wird die Satznummerierung ,'" gestrichen.
Die Satze 2 und 3 werden aufgehoben.

§11
Anderung des Mittelstandsférderungsgesetzes

Art. 19 des Mittelstandsférderungsgesetzes (MfG) vom 20. Dezember 2007 (GVBI.
926, BayRS 707-1-W), das zuletzt durch 81 Abs. 317 der Verordnung vom
Marz 2019 (GVBI. S. 98) geéndert worden ist, wird aufgehoben.
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§12
Anderung der Bayerischen Gaststattenverordnung

In 81 Abs.1 Satz 2 der Bayerischen Gaststattenverordnung (BayGastV) vom
23. Februar 2016 (GVBI. S. 39, BayRS 7130-1-L), die zuletzt durch 8§ 1 der Verordnung
vom 13. Mai 2025 (GVBI. S. 139) geandert worden ist, wird die Angabe ,Art. 53 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 der Bayerischen Bauordnung“ durch die Angabe ,Art. 53 Abs. 2 Satz 1 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO)“ ersetzt.

§13
Anderung des Gesetzes uiber das 6ffentliche Versorgungswesen

Art. 15 des Gesetzes lber das o6ffentliche Versorgungswesen (VersoG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. Juni 2008 (GVBI. S. 371, BayRS 763-1-1), das zu-
letzt durch § 3 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBI. S. 327) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe ,(1)" gestrichen.
2. Abs. 2 wird aufgehoben.

§14

Anderung der Verordnung zur Durchfilhrung des Gesetzes
Uber das offentliche Versorgungswesen

Die Verordnung zur Durchfiihrung des Gesetzes Uber das 6ffentliche Versorgungs-
wesen (DVVersoG) vom 20. Dezember 1994 (GVBI. S. 1083, BayRS 763-1-1-1), die
zuletzt durch Verordnung vom 30. September 2019 (GVBI. S. 611) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. In 84 Abs. 1 Satz 2 Nr.3 wird die Angabe ,Satz 1 VersoG“ durch die Angabe
,Satz 1 des Gesetzes Uber das offentliche Versorgungswesen (VersoG)“ eingefiigt.

2. In 85 Abs. 2 Nr.2 und § 9 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,Abs. 1“ jeweils gestri-
chen.

§15
Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes

Das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI.
S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI.
S. 254) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Art. 3a wird aufgehoben.

2. Art. 19 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 3 wird aufgehoben.
b) Abs. 4 wird Abs. 3.

§16
Anderung des Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetzes

Art. 18 Abs. 3 des Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BayBGG)
vom 9. Juli 2003 (GVBI. S. 419, BayRS 805-9-A), das zuletzt durch § 1 und § 2 des
Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBI. S. 388) geéndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(3) Der oder die Beauftragte ist ressortiibergreifend tétig und
1. arbeitet zur Erfiillung der Amtsaufgaben mit allen Geschéftsbereichen zusammen,
2. regt MaBnahmen zur verbesserten Teilhabe von Menschen mit Behinderung an,

3. bearbeitet unbeschadet des Petitionsrechts und der Entscheidungsverantwortung
der vollziehenden Stellen die an ihn oder sie gerichteten Anregungen von einzelnen
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Betroffenen, Verbanden, Selbsthilfegruppen, kommunalen Beauftragten und ande-
ren Organisationen im thematisch einschlagigen Bereich,

4, wird zu allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben der
Staatsregierung friihzeitig angehdrt, soweit sie im Schwerpunkt thematisch ein-
schlagige Fragen behandeln oder berihren.”

§17
Anderung des Bayerischen Lobbyregistergesetzes

Art. 7 des Bayerischen Lobbyregistergesetzes (BayLobbyRG) vom 6. Juli 2021
(GVBI. S. 386, BayRS 1100-7-1), das durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021
(GVBI. S. 661) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Abs. 1 wird aufgehoben.
2. In Abs. 2 wird die Angabe ,(2)“ gestrichen.

§18
Anderung des Bayerischen Beauftragtengesetzes

Art. 2 des Bayerischen Beauftragtengesetzes (BayBeauftrG) vom 25. Marz 2019
(GVBI. S. 58, BayRS 1102-12-S) wird wie folgt geéndert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe ,(1)* gestrichen.
2. Abs. 2 wird aufgehoben.

§19

Anderung des Gesetzes uber staatliche Auszeichnungen fiir die Rettung
von Menschen aus Lebensgefahr

Das Gesetz Uber staatliche Auszeichnungen fiir die Rettung von Menschen aus Le-
bensgefahr in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 1132-2-S) veroffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 81 Abs. 11 der Verordnung vom
26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Der Uberschrift wird die Angabe ,(LRAuszG)* angefuigt.
2. Art. 11 wird wie folgt geandert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe ,(1)“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

§20
Anderung des Hf6D-Gesetzes

Art. 15 des Hf6D-Gesetzes (Hf6DG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
9. Oktober 2003 (GVBI. S. 818, BayRS 2030-1-3-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 605) gedndert worden ist, wird aufgehoben.

§21

Anderung des Gesetzes liber die Bildung von Versorgungsriicklagen
im Freistaat Bayern

Das Gesetz uber die Bildung von Versorgungsriicklagen im Freistaat Bayern
(BayVersRucklG) vom 11. Dezember 2012 (GVBI. S. 613, BayRS 2032-0-F), das zuletzt
durch 8§ 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 724) geéndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird gestrichen.
2. Art. 7 Abs. 4 wird aufgehoben.
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3. In Art. 10 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,im Bayerischen Staatsanzeiger” gestri-
chen.

§22
Anderung des Bayerischen Gleichstellungsgesetzes

Das Bayerische Gleichstellungsgesetz (BayGIG) vom 24. Mai 1996 (GVBI. S. 186,
BayRS 2039-1-A), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Juli 2025 (GVBI. S. 206) geandert
worden ist, wird wie folgt geé&ndert:

1. Art. 21 wird aufgehoben
2. Art. 22 wird Art. 21.
3. Art. 23 wird aufgehoben.
4. Art. 24 wird Art. 22.

§23
Anderung des Bayerischen Pflegendengesetzes

In Art. 4 Abs.2 Satz1 des Bayerischen Pflegendengesetzes (BayPfleG) vom
24, April 2017 (GVBI. S. 78, BayRS 2124-2-G), das zuletzt durch die 88 1 und 2 des
Gesetzes vom 8. Juli 2024 (GVBI. S. 205) geandert worden ist, wird die Angabe ,und
diesen in regelméRigen Abstanden, mindestens aber alle finf Jahre, zu evaluieren® ge-
strichen.

§24
Anderung des Bayerischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes

Art. 4 des Bayerischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes (BayPsychKHG) vom
24, Juli 2018 (GVBI. S. 583, BayRS 2128-2-A/G), das zuletzt durch § 8 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2022 (GVBI. S. 718) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§25
Anderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes

Art. 9 des Bayerischen Klimaschutzgesetzes (BayKlimaG) vom 23. November 2020
(GVBI. S. 598, 656, BayRS 2129-5-1-U), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom
23. Dezember 2022 (GVBI. S. 704) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§ 26
Anderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes

Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) vom 5. August 2022 (GVBI.
S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das zuletzt durch § 14 des Gesetzes vom 23. Dezember
2024 (GVBI. S. 605) und durch § 8 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI.
S. 632) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Satz 3 wird Satz 2 und die Angabe ,und externen Evaluierungseinrichtungen
nach Satz 2* wird gestrichen.

c) Die Satze 4 und 5 werden die Satze 3 und 4.

2. In Art. 31 Abs. 8 Halbsatz 2 wird die Angabe ,und legt dem Hochschulrat jahrlich
einen Bericht der Hochschulleitung Uber die Erfillung der Aufgaben der Hochschule
vor (Rechenschaftsbericht), der insbesondere auch die Erfullung der Aufgaben der
Hochschule nach Art. 22 Abs. 1 einschlief3t“ gestrichen.
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3. Art. 40 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) Die Nrn. 3 und 4 werden aufgehoben.

b) Die Nrn. 5 und 6 werden die Nrn. 3 und 4.
4. Art. 84 Abs. 6 wird wie folgt geandert:

a) Satz 4 wird aufgehoben.

b) Satz 5 wird Satz 4.

§ 27
Anderung des Bayerischen Universitatsklinikagesetzes

Art. 17 Satz 3 des Bayerischen Universitatsklinikagesetzes (BayUniKIinG) vom
23. Mai 2006 (GVBI. S. 285, BayRS 2210-2-4-WK), das zuletzt durch Gesetz vom
23. Juli 2024 (GVBI. S. 259) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§28
Anderung des Bayerischen Hochschulzulassungsgesetzes

Art. 3 des Bayerischen Hochschulzulassungsgesetzes (BayHZG) vom 9. Mai 2007
(GVBI. S. 320, BayRS 2210-8-2-WK), das zuletzt durch Art. 130f Abs. 8 des Gesetzes
vom 5. August 2022 (GVBI. S. 414) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Abs. 4 wird aufgehoben.

2. Abs. 5 wird Abs. 4 und nach der Angabe ,Staatsministerium“ wird die Angabe ,fir
Wissenschaft und Kunst (Staatsministerium)“ eingeflgt.

§29
Anderung des Bayerischen Eliteférderungsgesetzes

Art. 4 Abs. 3 des Bayerischen Eliteférderungsgesetzes (BayEFG) vom 26. April 2005
(GVBI. S. 104, BayRS 2230-2-3-WK), das zuletzt durch 8 1 Abs. 213 der Verordnung
vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§30
Anderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes

Art. 14 Abs. 5 und Art. 14a Abs. 5 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetzes (BayKiBiG) vom 8. Juli 2005 (GVBI. S. 236, BayRS 2231-1-A), das zuletzt
durch Gesetz vom 21. Februar 2025 (GVBI. S. 46) geandert worden ist, werden aufge-
hoben.

§31
Anderung des Bayerischen Erwachsenenbildungsférderungsgesetzes

Das Bayerische Erwachsenenbildungsférderungsgesetz (BayEbF6G) vom 31. Juli
2018 (GVBI. S. 662, BayRS 2239-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 10. August 2023
(GVBI. S. 501) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Art. 9 Abs. 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nr. 4 wird die Angabe , , “ am Ende durch die Angabe ,und® ersetzt.
b) Nr. 5 wird aufgehoben.
c) Nr. 6 wird Nr. 5.
2. Art. 12 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird aufgehoben.



Drucksache 19/8568 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 20

b) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Angabe ,(2)" wird gestrichen.

bb) In Satz 1 werden die Angabe ,ihrerseits“ und die Angabe ,jeweils rechtzeitig
vorher“ gestrichen.

§32
Anderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes

Art. 21 Abs. 9 des Bayerischen Rundfunkgesetzes (BayRG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBI. S. 792, BayRS 2251-1-S), das zuletzt
durch Gesetz vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 448) geandert worden ist, wird aufgehoben.

§ 33
Anderung des Bayerischen Mediengesetzes

Art. 20 des Bayerischen Mediengesetzes (BayMG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Oktober 2003 (GVBI. S. 799, BayRS 2251-4-S), das zuletzt durch die
88 1 und 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 584) geé&ndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Abs. 9 wird aufgehoben.
2. Abs. 10 wird Abs. 9.

8§34
Anderung des Staatsforstengesetzes

Art. 6 Abs. 4 des Staatsforstengesetzes (StFoG) vom 9. Mai 2005 (GVBI. S. 138,
BayRS 7902-0-W), das zuletzt durch § 1 Abs. 78 der Verordnung vom 4. Juni 2024
(GVBI. S. 98) geéandert worden ist, wird aufgehoben.

§35
Anderung des Bayerischen Waldgesetzes

Art. 25 des Bayerischen Waldgesetzes (BayWaldG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juli 2005 (GVBI. S. 313, BayRS 7902-1-L), das zuletzt durch § 10
des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 619) geandert worden ist, wird aufge-
hoben.

§ 36
Anderung der Verordnung uiber Zustandigkeiten im Verkehrswesen

In 8 6 Nr.3 Buchst. ¢ der Verordnung Uber Zustandigkeiten im Verkehrswesen
(ZustVvVerk) vom 22. Dezember 1998 (GVBI. S. 1025, BayRS 9210-2-1/B), die zuletzt
durch Verordnung vom 29. August 2025 (GVBI. S. 523) und durch Verordnung vom
11. September 2025 (GVBI. S. 535) geéndert worden ist, wird die Angabe ,Nr. 1 ge-
strichen.

§37
Anderung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes

Das Bayerische Rettungsdienstgesetz (BayRDG) vom 22. Juli 2008 (GVBI. S. 429,
BayRS 215-5-1-1), das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI.
S. 636) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Art. 35 Abs. 4 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 3 wird aufgehoben.
b) Satz 4 wird Satz 3.
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2.

Art. 41 Abs. 1 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 wird die Satznummerierung ,** gestrichen.
b) Satz 2 wird aufgehoben.

§38

Anderung des Gesetzes iiber den 6ffentlichen
Personennahverkehr in Bayern

Das Gesetz liber den offentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG) in

der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 1996 (GVBI. S. 336, BayRS 922-1-B),
das zuletzt durch § 17 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 605) gedndert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.
2.
3.

In Art. 4 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe ,dem Stand der Technik und“ gestrichen.
Art. 17 wird aufgehoben.

Art. 29 Abs. 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung ,"" gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

§39

Anderung des Bayerischen Gesetzes uiber das Erziehungs-
und Unterrichtswesen

In Art. 113b Abs. 9 Satz 2 des Bayerischen Gesetzes Uber das Erziehungs- und

Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000
(GVBI. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 25. Juli 2025
(GVBI. S. 260) geandert worden ist, wird die Angabe ,nach dem jeweils neuesten Stand
der Technik® gestrichen.

8§40
Anderung der Landeswahlordnung
§ 88 der Landeswahlordnung (LWO) vom 16. Februar 2003 (GVBI. S. 62, BayRS

111-1-1-1), die zuletzt durch Verordnung vom 27. Januar 2023 (GVBI. S. 43) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe ,Staatsanzeiger“ durch die Angabe ,Bayerischen
Ministerialblatt” ersetzt.

In Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe ,nach aktuellem Stand der Technik® gestrichen.

§41
Anderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes
Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) vom 12. Juli 2016 (GVBI.

S. 145, BayRS 12-1-I), das zuletzt durch 8 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBI.
S. 374) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In Art. 10 Abs. 2 Satz 2 und 3 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik* jeweils
gestrichen.

Art. 33 wird wie folgt gefasst:
JArt. 33
Einschrankung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes kénnen die Grundrechte der Versammlungsfreiheit,
auf Unverletzlichkeit der Wohnung und das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
(Art. 8 Abs. 1, Art. 10 und 13 GG, Art. 106 Abs. 3, Art. 112 und 113 der Verfassung)
eingeschrankt werden.”
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§42
Anderung des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz (PAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. September 1990 (GVBI. S. 397, BayRS 2012-1-1-1), das zuletzt durch § 1 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2024 (GVBI. S. 247) geandert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. Art. 27 Abs. 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
,’Personenbezogene Daten sind vor der Verwertung von Datentragern zu I6schen.”
2. In Art. 42 Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik® gestrichen.

3. In Art. 45 Abs. 1 Satz 5 und Art. 48 Abs. 7 wird die Angabe ,entsprechend dem
Stand der Technik” jeweils gestrichen.

4. Art. 100 wird wie folgt gefasst:
LArt. 100
Einschrénkung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes konnen die Grundrechte auf Leben und korperliche
Unversehrtheit, Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes
und Art. 102 Abs. 1 der Verfassung), auf Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des
Grundgesetzes und Art. 113 der Verfassung), des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Art. 10 des Grundgesetzes und Art. 112 Abs. 1 der Verfassung) sowie
auf Freizugigkeit (Art. 11 des Grundgesetzes und Art. 109 der Verfassung) und auf
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes und Art. 106 Abs. 3 der
Verfassung) eingeschrankt werden.*

§43
Anderung des Polizeiorganisationsgesetzes

In Art. 15 Abs. 1 Nr. 2 des Polizeiorganisationsgesetzes (POG) in der in der Baye-
rischen Rechtssammlung (BayRS 2012-2-1-I) veréffentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBI. S. 247) geandert worden ist,
wird vor der Angabe ,kommunikationstechnischen“ die Angabe ,polizeilich anforde-
rungsgerecht nutzbaren® eingeftigt und die Angabe ,nach dem Stand der Technik* wird
gestrichen.

§ 44
Anderung des Bayerischen Beamtengesetzes

In Art. 104 Abs. 2 Satz4 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) vom
29. Juli 2008 (GVBI. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 605) geéndert worden ist, wird die Angabe ,entspre-
chend dem Stand der Technik® durch die Angabe ,ausreichend” ersetzt.

§ 45
Anderung des Bayerischen Digitalgesetzes

Das Bayerische Digitalgesetz (BayDiG) vom 22. Juli 2022 (GVBI. S. 374, BayRS
206-1-D), das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 599)
geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Art. 30 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
,>Fur das Nutzerkonto ist angemessene Sicherheit zu gewahrleisten.”
2. In Art. 33 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik® gestrichen.

3. In Art. 39 Abs. 1 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik und“ durch die An-
gabe ,mit* ersetzt.
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4. In Art. 48 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik ist“ durch die
Angabe ,ist ausreichend” ersetzt.

§ 46
Anderung der Bayerischen Digitalverordnung

8 1 der Bayerischen Digitalverordnung (BayDiV) vom 11. Juli 2023 (GVBI. S. 464,
BayRS 206-1-1-D), die zuletzt durch Verordnung vom 26. Marz 2025 (GVBI. S. 86) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geé&ndert:

1. In Abs. 1 wird die Angabe ,(1)* gestrichen.
2. Abs. 2 wird aufgehoben.

§47
Anderung der Meldedatenverordnung

Die Meldedatenverordnung (MeldDV) vom 15. September 2015 (GVBI. S. 357,
BayRS 210-3-2-1), die zuletzt durch § 7 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI.
S. 579) geéandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In8§2Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,nach dem jeweiligen Stand
der Technik® jeweils durch die Angabe ,angemessen® ersetzt.

2. In 84 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik* gestrichen.

§48

Anderung der Verordnung uber das zentrale elektronische
Personenstandsregister

Die Verordnung Uber das zentrale elektronische Personenstandsregister (ZEPRV)
vom 16. Juli 2013 (GVBI. S. 468, BayRS 211-5-1), die durch § 2 Abs. 11 des Gesetzes
vom 17. Juli 2015 (GVBI. S. 243) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 8 3 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe ,durch eine Verschlisselung nach dem Stand
der Technik® durch die Angabe ,anlassgerecht zu verschlisseln“ ersetzt.

2. 84 Abs. 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

,5Eine elektronische Ubermittlung der Stichproben ist in geeigneter Weise zu ver-
schlisseln.”

§ 49
Anderung der Krebsregisterverordnung
In 8 12 Abs. 1 der Krebsregisterverordnung (BayKRegV) vom 26. Mérz 2018 (GVBI.

S. 201, BayRS 2126-12-1-G) wird die Angabe ,dem jeweiligen Stand der Technik und*
gestrichen.

§50
Anderung der Bestattungsverordnung

In § 30 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 der Bestattungsverordnung (BestV) vom 1. Méarz 2001
(GVBI. S. 92, 190, BayRS 2127-1-1-G), die zuletzt durch 8§ 1 Abs. 48 der Verordnung
vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) und die 8§ 1 und 2 der Verordnung vom 10. Juni 2024
(GVBI. S. 160) geéndert worden ist, wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik die
geringstmaoglichen® durch die Angabe ,keine unangemessenen® ersetzt.
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§51

Anderung des Gesetzes uiber Anforderungen an den Larmschutz bei Kinder-
und Jugendspieleinrichtungen

Art. 4 des Gesetzes lber Anforderungen an den Larmschutz bei Kinder- und Ju-
gendspieleinrichtungen (KJG) vom 20. Juli 2011 (GVBI. S. 304, BayRS 2129-1-9-U)
wird wie folgt geandert:

1. Nr. 1 wird aufgehoben.
2. Die Nrn. 2 bis 4 werden die Nrn. 1 bis 3.

§ 52
Anderung des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes

Das Bayerische Abfallwirtschaftsgesetz (BayAbfG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. August 1996 (GVBI. S. 396, 449, BayRS 2129-2-1-U), das zuletzt durch
§ 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 286) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In Art. 3 Abs. 6 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik” gestrichen.

2. In Art. 29 Nr. 3 wird die Angabe ,Art. 31 Abs. 2“ durch die Angabe ,Art. 27 Abs. 2¢
ersetzt.

§53
Anderung der Verordnung tiber den Abfallwirtschaftsplan Bayern

Die Anlage zur Verordnung Uber den Abfallwirtschaftsplan Bayern (AbfPV) vom
17. Dezember 2014 (GVBI. S. 578, BayRS 2129-2-10-U) wird wie folgt geéndert:

1. In Abschnitt I Nr. 1 Spiegelstrich 2 und Abschnitt II Nr. 2.2 Satz 2 wird die Angabe
»-nach dem Stand der Technik® jeweils gestrichen.

2. Abschnitt lll wird wie folgt geéndert:

a) InNr.1.2.1 Satz 3 wird die Angabe ,dem Stand der Technik® durch die Angabe
.-angemessen ersetzt.

b) In Nr. 2.5 Satz 2 wird die Angabe ,nach dem Stand der Technik® gestrichen.

3. In Abschnitt IV Nr. 7 wird die Angabe , , die der Fortentwicklung des Stands der
Technik dienen,“ durch die Angabe ,fur die Entwicklung neuer Technologien® er-
setzt.

§54

Anderung der Verordnung zur Ausfiithrung des Bayerischen
Rettungsdienstgesetzes

In § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 der Verordnung zur Ausfilhrung des Bayerischen Ret-
tungsdienstgesetzes (AVBayRDG) vom 30. November 2010 (GVBI. S. 786, BayRS 215-
5-1-5-1), die zuletzt durch Verordnung vom 19. Dezember 2022 (BayMBI. Nr. 760) ge-
andert worden ist, wird die Angabe ,an den Stand der Technik angepasste” durch die
Angabe ,dem Rettungszweck entsprechende” ersetzt.

§55
Anderung der E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz

§ 17 Satz 1 und 2 der E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz (ERVV Ju) vom 15. De-
zember 2006 (GVBI. S. 1084; 2016 S. 291, BayRS 31-1-1-J), die zuletzt durch Verord-
nung vom 2. Juni 2025 (GVBI. S. 170) geandert worden ist, wird durch folgenden Wort-
laut ersetzt:
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,Die elektronische Akte ist mit einem Datenverarbeitungssystem zu fiihren und auf-
zubewahren, das die Akte benutzbar, lesbar und auffindbar hélt und den in § 64 Abs. 2
Satz 1 GBV genannten Anforderungen entspricht.”

§ 56
Anderung der Arbeits- und Sozialgerichtlichen eAkten-Verordnung

8 4 Abs. 2 der Arbeits- und Sozialgerichtlichen eAkten-Verordnung (eAktV ArbSozG)
vom 13. April 2023 (GVBI. S. 190, BayRS 32-2-A), die durch Verordnung vom 12. Au-
gust 2025 (GVBI. S. 461) gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Die elektronische Akte ist mit einem Datenverarbeitungssystem zu fuhren und
aufzubewahren, das die Akte benutzbar, lesbar und auffindbar halt und den in § 64
Abs. 2 Satz 1 der Grundbuchverfiigung (GBV) genannten Anforderungen entspricht.”

§57

Anderung der Verordnung tiber die elektronische Aktenfiihrung
in der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Freistaat Bayern

§ 3 Abs. 1 der Verordnung Uber die elektronische Aktenfihrung in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit im Freistaat Bayern (BayeAktV-V) vom 5. Januar 2023 (GVBI. S. 13,
BayRS 34-6-1) wird wie folgt gefasst:

»,(1) Die elektronische Akte ist mit einem Datenverarbeitungssystem zu fuhren und
aufzubewahren, das die Akte benutzbar, lesbar und auffindbar halt.”

§ 58
Anderung der Finanzgerichtlichen eAkten-Verordnung

In 84 Abs. 1 und 2 Satz 1 der Finanzgerichtlichen eAkten-Verordnung (eAktFGV)
vom 29. Juli 2019 (GVBI. S. 548, BayRS 35-2-F) wird jeweils die Angabe ,nach dem
Stand der Technik” gestrichen.

§59
Anderung der Bayerischen Bergverordnung

In 8§ 19 Abs. 1 Satz 2 und § 51 Abs. 1 Satz 2 der Bayerischen Bergverordnung (Bay-
BergV) vom 6. Marz 2006 (GVBI. S. 134, BayRS 750-19-W), die zuletzt durch § 1
Abs. 322 der Verordnung vom 26. Méarz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird
jeweils die Angabe ,entsprechend dem Stand der Technik mindestens gleichwertig“ ge-
strichen.

§ 60
Anderung der Bayerischen IVU-Abwasser-Verordnung

Die Bayerische IVU-Abwasser-Verordnung (IVUAbwV) vom 12. Dezember 2001
(GVBI. S. 1066, BayRS 753-1-20-U), die zuletzt durch 8 6 des Gesetzes vom 24. Juli
2018 (GVBI. S. 604) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. §7 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Satznummerierung ,*“ und die Angabe ,dem neuesten
Stand“ gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.
2. 89 wird aufgehoben.

3. §17 wird § 9 und in der Uberschrift wird die Angabe ,In-Kraft-Treten“ durch die An-
gabe ,Inkrafttreten” ersetzt.
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§61

Anderung des Bayerischen Gesetzes zur Ausfiihrung
des Abwasserabgabengesetzes

Art. 8a des Bayerischen Gesetzes zur Ausfiihrung des Abwasserabgabengesetzes
(BayAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBI.
S. 730, BayRS 753-7-U), das zuletzt durch §1 Abs.326 der Verordnung vom
26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geéndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Satz 1 wird aufgehoben.
2. Die Satze 2 und 3 werden die Satze 1 und 2.

§62
Anderung des Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes

In Art. 29 Satz2 Nr.13 des Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes
(BayESG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 2003 (GVBI. S. 598,
BayRS 932-1-B), das zuletzt durch § 11 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254)
geandert worden ist, wird die Angabe ,nach dem jeweiligen Stand der Technik erforder-
lichen® durch die Angabe ,fiir eine risikoangemessene Betriebssicherheit notwendigen*
ersetzt.

§ 63
Anderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 5. August 2010 (GVBI. S. 410,
764, BayRS 2032-1-1-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 28. April 2025 (GVBI.
S. 107) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Art. 2 Abs. 3 Nr. 4 wird die Angabe ,(Art. 66 bis 74)“ durch die Angabe ,(Art. 67
bis 74)“ ersetzt.

2. In Art. 58 Abs. 2 wird die Angabe ,Nr. 4 (mit Ausnahme der Art. 66 und 67)“ durch
die Angabe ,Nr. 4 (mit Ausnahme des Art. 67)“ ersetzt.

3. Art. 66 wird aufgehoben.

4. In Art. 67 Abs. 2 Satz 2 wird nach der Angabe ,soll“ die Angabe ,mindestens 400 €
betragen und” eingeflgt.

5. Art. 68 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Budget eines Dienstherrn fur die Leistungspramie nach Art. 67 be-
tragt im Rahmen bewilligter Haushaltsmittel pro Kalenderjahr maximal bis zu
1,0 v.H. der Grundgehaltssumme im Sinn des Art. 2 Abs. 2 Nr. 1, die alle unter
den Geltungsbereich dieses Gesetzes fallenden Beamten und Beamtinnen des
jeweiligen Dienstherrn in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A
und B im Vorjahr bezogen haben. ?Satz 1 gilt nicht bei Dienstherren mit weniger
als sieben Beamten und Beamtinnen, wenn in einem Kalenderjahr nur einem
Beamten oder einer Beamtin eine Leistungspramie gewahrt wird.*

b) Abs. 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Leistungsbeziigen“ durch die Angabe ,Leis-
tungspramien® ersetzt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe ,eines Leistungsbezugs* durch die Angabe ,einer
Leistungspramie® ersetzt.

6. In Art. 83 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. d wird die Angabe ,Leistungsbeziige gemaf
Art. 66 und® gestrichen.

7. Dem Art. 108 wird folgender Abs. 15 angeflgt:
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»(15) Beamte und Beamtinnen, die fir Dezember ...[einzusetzen: Vorjahr des
Inkrafttretens nach § 76 Satz 2, geplant 2025] eine Leistungsstufe erhalten ha-
ben, wird die Stufe unter den Maf3gaben des Art. 66 in der am 31. Dezember ...[ein-
zusetzen: Vorjahr des Inkrafttretens nach § 76 Satz 2, geplant 2025] geltenden
Fassung weitergewahrt.”

§ 64
Anderung des Leistungslaufbahngesetzes

Art. 62 des Leistungslaufbahngesetzes (LIbG) vom 5. August 2010 (GVBI. S. 410,
571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt durch 8 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024
(GVBI. S. 605) und durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 619)
geandert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. In der Uberschrift wird die Angabe ,und 66“ gestrichen.
2. Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,Entscheidungen® durch die Angabe ,Entscheidung®
ersetzt und die Angabe ,und Art. 66 Abs. 2 des” gestrichen.

b) In Satz 2 Halbsatz 1 wird die Angabe ,der Art. 30 Abs. 3 Sétze 1 und 3, Art. 66
Abs. 2 durch die Angabe ,des Art. 30 Abs. 3 Satz 1 und 3 ersetzt.

3. Abs. 2 wird aufgehoben.
4. Die Abs. 3 bis 7 werden die Abs. 2 bis 6.

§ 65
Anderung der StMB Zustandigkeitsverordnung Beamtenrecht
In § 7 Abs. 2 Satz 1 der StMB Zustandigkeitsverordnung Beamtenrecht (ZustV-BM)
vom 24. Juli 2019 (GVBI. S. 544, BayRS 2030-3-2-1-B), die zuletzt durch Verordnung

vom 24. September 2024 (GVBI. S. 485) geandert worden ist, wird die Angabe ,von
Leistungsstufen nach Art. 66 Abs. 1 Satz 1 BayBesG und*” gestrichen.

§ 66
Anderung der StMI Zustandigkeitsverordnung Beamtenrecht

§ 8 der StMI Zustandigkeitsverordnung Beamtenrecht (ZustV-IM) vom 2. Marz 2007
(GVBI. S. 216, BayRS 2030-3-2-1-1), die zuletzt durch Verordnung vom 4. Juli 2019
(GVBI. S. 514) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Befugnis zur Entscheidung Uber die Vergabe von Leistungspramien
nach Art. 67 Abs. 1 Satz 1 BayBesG wird, soweit in Abs. 2 nichts anderes geregelt
ist, den Behordenleitungen flr die bei ihnen beschéftigten Beamten und Beamtin-
nen und fur die Leiter und Leiterinnen unmittelbar nachgeordneter Behérden tber-
tragen. 2Bei abgeordneten Beamten und Beamtinnen entscheidet die Beschafti-
gungsdienststelle.”

2. Abs. 2 wird aufgehoben.
3. Abs. 3 wird Abs. 2.

§ 67
Anderung der StMWK-Zustandigkeitsverordnung

In 84 Abs.1 Satz1 der StMWK-Zustandigkeitsverordnung (ZustV-WKM) vom
3. Januar 2011 (GVBI. S. 26, BayRS 2030-3-4-2-WK), die zuletzt durch Verordnung
vom 17. Juni 2025 (GVBI. S. 197) geandert worden ist, wird die Angabe ,Leistungsbe-
zugen nach Art. 66 und 67“ durch die Angabe ,Leistungspramien nach Art. 67 ersetzt.
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§ 68
Anderung der StMFH-Zustandigkeitsverordnung

8§ 7 Abs. 5 der StMFH-Zusténdigkeitsverordnung (ZustV-FM) vom 3. Januar 2011
(GVBI. S. 31, BayRS 2030-3-5-2-F), die zuletzt durch Verordnung vom 4. November 2024
(GVBI. S. 564) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(5) Die Befugnis nach Art. 68 Abs. 2 BayBesG zur Entscheidung tber die Vergabe
von Leistungspramien wird den unmittelbaren Dienstvorgesetzten fir die ihnen unter-
stellten Beamtinnen und Beamten einschliel3lich der Leiterinnen und Leiter unmittelbar
nachgeordneter Behdrden Ubertragen.®

§69

Anderung der Verordnung uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im
Geschéftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fur Wirtschaft,
Landesentwicklung und Energie

In § 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung Uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im Ge-
schéaftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung
und Energie (ZustV-WM) vom 11. Juli 2011 (GVBI. S. 384, BayRS 2030-3-6-1-W), die
zuletzt durch 8 1 Abs. 78 der Verordnung vom 26. Méarz 2019 (GVBI. S. 98) geandert
worden ist, wird die Angabe ,Leistungsbeziigen nach Art. 66 und 67“ durch die Angabe
.Leistungspramien nach Art. 67 ersetzt.

§70

Anderung der Verordnung tiber dienstrechtliche Zustandigkeiten im
Geschéaftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fur Erndhrung,
Landwirtschaft, Forsten und Tourismus

Die Verordnung Uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im Geschéftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums fr Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus
(ZustV-LM) vom 9. August 2011 (GVBI. S. 443, BayRS 2030-3-7-1-L), die zuletzt durch
§ 1 Abs. 14 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) geéndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. 89 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird die Angabe ,Leistungsbeziigen durch die Angabe ,Leis-
tungspramien® ersetzt.

b) In Satz 1 wird die Angabe ,Leistungsbeziigen nach Art. 66 bis 68“ durch die
Angabe ,Leistungspramien nach den Art. 67 und 68 ersetzt.

2. 8§17 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird die Angabe ,Leistungsbeziigen durch die Angabe ,Leis-
tungspramien® ersetzt.

b) In Satz 1 wird die Angabe ,Leistungsbeziigen nach Art. 66 bis 68“ durch die
Angabe ,Leistungspréamien nach den Art. 67 und 68“ ersetzt.

§71

Anderung der Verordnung tiber beamten-, richter-, disziplinar-, besoldungs-
und reisekostenrechtliche Zustandigkeiten und die Einstufung von
Dienstposten im Geschaftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums
fur Familie, Arbeit und Soziales

8 4 Abs. 2 der Verordnung Uber beamten-, richter-, disziplinar-, besoldungs- und
reisekostenrechtliche Zusténdigkeiten und die Einstufung von Dienstposten im Ge-
schéaftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales
(ZustV-AM) vom 15. September 2005 (GVBI. S. 494, BayRS 2030-3-8-1-A), die zuletzt
durch § 1 Abs. 15 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) geandert worden ist,
wird wie folgt gefasst:
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,(2) 'Die Befugnis nach Art. 68 Abs. 2 BayBesG fiir Entscheidungen Uber die
Vergabe von Leistungspramien wird fur die Beamten und Beamtinnen des jeweiligen
Dienstbereichs den unmittelbaren Dienstvorgesetzten ibertragen. 28§ 2 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.”

§72
Anderung der StMUV-Zustéandigkeitsverordnung
8 10 der StMUV-Zusténdigkeitsverordnung (ZustV-UM) vom 11. Mai 2022 (GVBI.
S. 238, BayRS 2030-3-9-1-U) wird wie folgt gedndert:
1. Inder Uberschrift wird die Angabe ,Leistungsbeziige durch die Angabe ,Leistungs-
pramien“ ersetzt.

2. Im Wortlaut wird die Angabe ,Leistungsbeziigen® durch die Angabe ,Leistungspra-
mien“ ersetzt.

8§73
Anderung der StMGP-Zustéandigkeitsverordnung
In 8 7 Abs. 1 der StMGP-Zustandigkeitsverordnung (ZustV-GM) vom 11. Septem-
ber 2015 (GVBI. S. 347, BayRS 2030-3-10-1-G), die zuletzt durch § 1 Abs. 16 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird die Angabe ,Leis-
tungsbezigen nach den Art. 66 und 67“ durch die Angabe ,Leistungspramien nach
Art. 67“ ersetzt.

§74
Anderung des Bayerischen Disziplinargesetzes

Das Bayerische Disziplinargesetz (BayDG) vom 24. Dezember 2005 (GVBI. S.665,
BayRS 2031-1-1-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024
(GVBI. S. 619) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Art. 9 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe ,oder eine Leistungsstufe erhalten* gestri-
chen.

2. In Art. 10 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe ,weder“ durch die Angabe ,nicht* ersetzt
und die Angabe ,noch eine Leistungsstufe erhalten® wird gestrichen.

§75
Anderung des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

In Art. 83 Abs. 4 Satz 3 Nr. 4 des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes (Bay-
BeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBI. S. 410, 528, 764, BayRS 2033-1-1-F), das zu-
letzt durch die 88 8 und 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 605) gean-
dert worden ist, wird die Angabe ,Leistungsbeziige im 6ffentlichen Dienst im Sinn der
Art. 66 und 67 BayBesG* durch die Angabe ,Leistungspramien im o6ffentlichen Dienst
im Sinn des Art. 67 BayBesG* ersetzt.

876
Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am ...[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten die 88 63 bis 75 am ...[einzusetzen: geplant 1. Januar
des Folgejahres nach Inkrafttreten nach Satz 1] in Kraft.
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Begrindung:
A) Allgemeiner Teil

Mit dem Vierten Modernisierungsgesetz Bayern werden weitere Teile des Landesrechts
der Entburokratisierung und Deregulierung unterzogen. Das Sammelgesetz kon-
zentriert sich dabei vor allem auf das Landesplanungsrecht, die Aufhebung gesetzlicher
Berichts- und Evaluationspflichten, die Impfbuchkontrolle, die Abschaffung der ,kleinen
Delegation” im Bauordnungsrecht, die Modernisierung des Gerichtsverfassungsausfiih-
rungsgesetzes, die Einschrankung der Bindung an technische Normen (,Stand der
Technik®) sowie die Abschaffung von Leistungsstufen und Anpassungen der Leistungs-
pramien im Beamtenrecht.

Zu den einzelnen Vorschriften vgl. nachfolgend.

B) Paragraphenbremse

Durch das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern werden Anderungen an bestehenden
Gesetzen mit dem Ziel der Deregulierung und Entbirokratisierung umgesetzt. Die Pa-
ragraphenbremse ist insoweit nicht betroffen.

C) Besonderer Teil
Zu 8 1 (Zustandigkeitsverordnung — ZustV)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung, die durch die Streichung der klei-
nen Delegation (Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBO) (siehe zu § 6 Nr. 3) notwendig wird.

Zu 8§ 2 (Gesetz zur Ausfiihrung des Transplantationsgesetzes — AGTPG)
Vorbemerkung zu den Anderungen bei Berichts- und Evaluationspflichten

Viele staatliche Stellen und Institutionen sind mit regelmafig zu erstattenden gesetzli-
chen Pflicht- und Evaluationsberichten belastet. Deren Erstellung bindet in hohem
Male Arbeitskraft und geht mit einem grof3en birokratischen Aufwand einher. Durch
die Aufhebung zahlreicher gesetzlich vorgeschriebener Berichts- und Evaluationspflich-
ten soll das Berichts- und Evaluationswesen wieder flexibler ausgestaltet werden: Statt
Berichte vorzulegen und Evaluationen vorzunehmen, die nur dazu dienen, den gesetz-
lichen Vorgaben gerecht zu werden, sollen diese zuklnftig nur noch dann erfolgen,
wenn es angezeigt und sachgerecht ist. Diesen Zeitpunkt kénnen vorrangig die Berich-
tenden selbst bestimmen, da sie Uber einen weitreichenden Einblick in die Vorgange
und Neuerungen in ihrem jeweiligen Geschéftsbereich verfiigen. Aufgrund dieses Um-
stands muss den Berichtenden auch das Vertrauen entgegengebracht werden, Gber
den maf3geblichen Zeitpunkt des Berichts bzw. der Evaluation selbst zu entscheiden.
Burokratieabbau kann nur dann gelingen, wenn Vertrauen in den Rechtsanwender und
die Flexibilisierung von Prozessen statt maximaler Kontrolle angestrebt und gelebt wer-
den. In diesem Sinne ist es folgerichtig, die gesetzlich vorgeschriebenen Berichts- und
Evaluationspflichten deutlich zu reduzieren und die Vorlage von Berichten und die Vor-
nahme von Evaluationen in das Ermessen der Verantwortlichen zu stellen. Zu beachten
bleibt dabei, dass die angestrebte Flexibilitdt auch beinhaltet, dass ein (freiwilliger) Be-
richt bzw. eine Evaluation jederzeit moglich bleibt, wenn es von den Berichtenden als
sachgerecht angesehen wird. Bei der Ausiibung dieses Ermessens gilt zu berlcksich-
tigen, dass Intention der Aufhebungen — neben dem Faktor der Deregulierung — auch
der Abbau von Burokratie und, damit einhergehend, das Freiwerden von Arbeitskapa-
zitéaten in den berichtenden Stellen ist. Dieses Ziel wiirde konterkariert, wiirden die Ad-
ressaten weiterhin wie bisher berichten, ohne die Notwendigkeit des jeweiligen Berichts
kritisch zu hinterfragen.

Zum Gesetz zur Ausfihrung des Transplantationsgesetzes — AGTPG

Der Bericht der Bayerischen Landesarztekammer gibt einen Uberblick tiber die zahlen-
mafige Entwicklung der Befassung der Kommissionen zur Priifung von Freiwilligkeit
und Unentgeltlichkeit der Lebendspenden und der Griinde und Anzahl der Ablehnung
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einer Lebendorganspende. Er schafft damit insbesondere Transparenz tiber das Téatig-
werden der Kommissionen. Die Daten kénnen allerdings bei Bedarf bei der fir die Or-
ganisation der Kommissionen zustandigen Bayerischen Landesarztekammer jederzeit
abgefragt werden. Hierfur ist weder eine gesetzliche Berichtspflicht noch eine geson-
derte gesetzliche Auskunftsverpflichtung erforderlich.

Zu 8 3 (Gesundheitsdienstgesetz — GDG)

Art. 12 Abs. 3 Satz 5 GDG schreibt die Vorlage vorhandener Impfausweise und Impf-
bescheinigungen nach § 22 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) bei der Schulein-
gangsuntersuchung sowie weiteren schulischen Impfberatungen vor. Eine ,weitere
schulische Impfberatung® im Sinne der Norm findet in Jahrgangsstufe sechs aller Schul-
arten statt (8 10 Abs. 1 Nr. 2 der Schulgesundheitspflegeverordnung — SchulgesplfV).
Diese zeitintensive Kontrolle durch die Gesundheitsamter, die dergestalt in keinem an-
deren Bundesland mehr erfolgt, ist nicht mehr zeitgemaf und im Interesse von Deregu-
lierung und Entburokratisierung aufzuheben. Hinsichtlich der Vorlagepflicht verfigen
die Gesundheitsdmter Uber keine Durchsetzungs- und Sanktionsmdglichkeiten. Zudem
geht die Kontrolle mit einer hohen Arbeitsbelastung fir die Behdrden einher: Nach Be-
kanntwerden des Impfstatus eines jeden Kindes wird eine individuelle Empfehlung, in
der versdumte sowie fallige Impfungen vermerkt sind, erstellt. Diese wird an die Schule
Ubermittelt, welche sie dann an die Eltern weiterreicht. Durch eine Aufklarung tber die
Bedeutung von Impfungen im Wege gezielter Kampagnen kénnen modernere und we-
niger burokratische Mdglichkeiten ergriffen werden, um das Bewusstsein fir die Bedeu-
tung von Impfungen zu starken, Impflicken zu vermeiden und eine hohe Impfquote zu
erreichen. Dazu zahlen mitunter die Fortsetzung der allgemeinen Aufklarungsinitiativen,
perspektivisch das Angebot einer freiwilligen digitalen Impfbuchdurchsicht durch die
Gesundheitsémter oder gezielte Informationsveranstaltungen oder -bereitstellungen
durch die Gesundheitsdmter. So kénnen auch mit Blick auf die vergangene Coronapan-
demie durch gezielte, digitale und interaktive Aufklarungskampagnen, die die Schulen
in ihre Bildungsangebote integrieren, vielversprechende, zeitgemale Alternativen zur
klassischen Impfberatung geschaffen werden. Nur durch einen kooperativen Ansatz
kann das Bewusstsein flr Impfungen nachhaltig gestarkt und die Impfquote langfristig
erhoht werden. Die Gesetzesanderung ist auch mit der Impfpflicht gegen Masern nach
§ 20 Abs. 9 IfSG vereinbar, da eine Vorlage einer entsprechenden Impfdokumentation
in diesen Fallen bereits vor Beginn der Betreuung in der Schule zu erfolgen hat.

Zu § 4 (Schulgesundheitspflegeverordnung — SchulgespflV)

Ebenso wenig wie einer Kontrolle der vorhandenen Impfausweise und Impfbescheini-
gungen bedarf es einer Impfberatung in der 6. Jahrgangsstufe. Eine solche ist ohne die
vorherige Kontrolle vorhandener Impfausweise und Impfbescheinigungen nicht zielfiih-
rend moglich: Wenn den Behorden der aktuelle Impfstatus der Kinder nicht bekannt ist,
kann auch keine individuelle Empfehlung erteilt werden. Darum ist die Regelung in Kon-
sequenz der Anpassung von Art. 12 Abs. 3 Satz 5 GDG aufzuheben. Auch hier ist da-
rauf zu verweisen, dass eine hohe Impfquote auch durch eine konsequente Aufklarung
im Wege gezielter Kampagnen sichergestellt werden kann.

Zu 8 5 (Zustandigkeitsverordnung im Bauwesen — ZustVBau)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung, die durch die Streichung der klei-
nen Delegation (Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBO) (siehe zu § 6 Nr. 3) notwendig wird.

Zu § 6 (Bayerische Bauordnung — BayBO)
Zu Nr. 1 (Art. 2)
Zu Art. 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4

Redaktionelle Anpassung mit dem Ziel einer besseren Verstandlichkeit der mit dem
Ersten Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/3023) eingefuhrten Ergénzung zur Ge-
baudeklasse 4.
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Zu Art. 2 Abs. 4 Nr. 21
Redaktionelle Anpassung.
Zu Nr. 2 (Art. 20)

Nicht von harmonisierten Europaischen Normen erfasste Bauprodukte bedurfen grund-
sétzlich eines Ver- bzw. Anwendbarkeitsnachweises. Es besteht derzeit allerdings bei
Bauprodukten keine Moglichkeit, in begriindeten Fallen auf eine Zustimmung im Einzel-
fall zu verzichten. Dies fihrt zu erheblichem birokratischem Aufwand und Kosten fir
die Antragsteller, jedoch ohne Mehrwert fiir die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem
Einzelfall. Die neue Regelung ermdglicht der obersten Baubehdrde zu erklaren, dass
eine Zustimmung im Einzelfall nicht erforderlich ist. Voraussetzung ist, dass Gefahren
fur die offentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit, und
die natiirlichen Lebensgrundlagen nicht zu erwarten sind. Mit dieser Anderung entfallen
die Kosten fiir das Verwaltungsverfahren fur den Antragsteller vollstandig. Aus dieser
Anderung resultierende Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung sind durch
den Verweis auf Art. 3 Satz 1 BayBO zudem nicht zu befirchten. Die neue Regelung
entspricht 8 20 Satz 2 der Musterbauordnung (MBO). Das Verfahren zur Notifizierung
des Entwurfs der Musterbauordnung — Fassung November 2002 — zuletzt gedndert
durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 23./24. November 2023 nach der
RL (EU) 2015/1535 wurde am 13. Marz 2024 notifiziert und kann seit Ablauf der Still-
haltefrist am 17. Juni 2024 in Landesrecht umgesetzt werden. Bedenken bzgl. der Ver-
einbarkeit mit europarechtlichen Vorgaben bestehen insoweit nicht.

Zu Nr. 3 (Art. 53)
Zu Art. 53 Abs. 2 Satz 1

Die Anderung schafft die sog. kleine Delegation ab. Fiir das Gebiet der beiden verblie-
benen kleinen Delegationsgemeinden besteht bislang eine geteilte Zustandigkeit fur die
Bauaufsicht. Fir weniger komplexe Bauvorhaben nehmen die Gemeinden die Aufga-
ben der Bauaufsichtsbehdrde selbst wahr, fiir komplexere Bauvorhaben ist das entspre-
chende Landratsamt zusténdig. Die Regelung war zum Zeitpunkt ihres Entstehens sinn-
voll, hat sich zwischenzeitlich aber Gberholt. Die Aufspaltung der Zustandigkeit fir den
Vollzug des 6ffentlichen Baurechts entspricht nicht mehr heutigen Erfordernissen, weil
sich die Zahl der von den kleinen Delegationsgemeinden zu treffenden Entscheidungen
durch zahlreiche Reformgesetze inzwischen deutlich reduziert hat. Die Zustandigkeits-
aufspaltung verursacht erheblichen Verwaltungsaufwand durch das Vorhalten von Dop-
pelstrukturen. Die Uiber die Teilnahme am Digitalen Bauantrag vielerorts bereits erfolgte,
jetzt auch bayernweit vorgesehene Anderung der Zustandigkeit fiir die Entgegennahme
des Bauantrags (vgl. Art. 64 Abs. 1 Satz 1 BayBO), fuhrt zudem dazu, dass die nicht
immer einfache Zuordnung des Bauvorhabens durch den Antragsteller selbst getroffen
werden muss. Dies ist dem Antragsteller im Sinne einer birgerfreundlichen Verwaltung
nicht zuzumuten. Die ohnehin lediglich noch zwei Gemeinden, die von der Mdglichkeit
der kleinen Delegation Gebrauch machen, kénnen beantragen, kiinftig als grof3e Dele-
gationsgemeinden alle Aufgaben der Bauaufsicht wahrzunehmen. Andernfalls nimmt
diese das zustandige Landratsamt wabhr.

Zu Art. 53 Abs. 2 Satz 3
Redaktionelle Folgeanderung.
Zu Art. 53 Abs. 2 Satz 5 und 6

Die Regelung ist aufgrund der Abschaffung der kleinen Delegation nicht mehr erforder-
lich.

Zu Art. 53 Abs. 3

Die Regelung ist aufgrund der Abschaffung der kleinen Delegation nicht mehr erforder-
lich.

Zu Nr. 4 (Art. 57)
Zu Art. 57 Abs. 1 Nr. 12

Mit der vollstandigen Neufassung des Art. 57 Abs. 1 Nr. 12 wird eine verkirzte, kom-
pakte und systematische Regelung zur Verfahrensfreiheit von Werbeanlagen getroffen,
die fur Bauherren wie Behoérden gleichermafien verstandlich und nachvollziehbar ist.
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Fallgruppen ohne Anwendung in der Praxis werden gestrichen. Dies betrifft insheson-
dere die Regelung zu nicht offentlich sichtbaren Werbeanlagen, auf die mangels An-
wendungsbereichs verzichtet werden kann. Auch die Verfahrensfreistellung von vo-
ribergehenden Werbeanlagen ist tUberflissig, da es sich bei fur einen kurzen Zeitraum
aufgestellte Werbeanlagen ohnehin nicht um bauliche Anlagen im Sinne der Bauord-
nung handelt. Konkret bedeutet dies, dass voriibergehend aufgestellte Werbeanlagen,
welche zuvor unter Art. 57 Abs. 1 Nr. 12 Buchst. d fielen, mangels bauordnungsrechtli-
cher Relevanz auch weiterhin keiner Baugenehmigung bedurfen. Dies betrifft insbeson-
dere Werbeplakate fur Veranstaltungen.

Der neuformulierte Halbsatz 2 gilt fiir alle verfahrensfreien Werbeanlagen, nicht nur fir
verfahrensfreie Werbeanlagen an der Statte der Leistung. Es gilt weiterhin, dass die mit
einer verfahrensfreien Werbeanlage verbundene Nutzungsénderung ebenfalls verfah-
rensfrei ist.

Zu Buchst. a: Die Verfahrensfreiheit nach Buchst. a gilt ohne ortliche Beschrankung,
allerdings nur fur Automaten und kleinere Werbeanlagen. Hiermit wird die Verfahrens-
freiheit fur kleinere Werbeanlagen erweitert, welche bisher nur bis zu einer Ansichtsfla-
che von 1 m? galt. Die Nennung von Werbeanlagen in Auslagen und an Schaufenster
ist in diesem Zusammenhang nicht notwendig. Werbeanlagen in Auslagen sind bereits
keine baulichen Anlagen. Werbeanlagen an Schaufenstern hingegen sind regelmafig
von der Variationsbreite der Baugenehmigung fur die Hauptnutzung erfasst, sodass
sich die Frage nach einer isolierten Verfahrensfreiheit nur fir die werbemafige Nutzung
der Schaufenster nicht stellt.

Zu Buchst. b: Diese Regelung wird unverandert ibernommen.

Zu Buchst. c: Die Regelung stellt auf bestimmte Orte ab, verzichtet aber — abgesehen
von der statisch begriindeten Beschrénkung auf eine freie Hohe von bis zu 10 m — auf
gréRenmaRige Beschrankungen. Werbeanlagen an der Statte der Leistung sind kiinftig
nicht mehr auf bestimmte bauplanungsrechtliche Gebiete beschrankt. Der hier verwen-
dete Begriff ,Statte der Leistung“ umfasst dabei sowohl den Betriebssitz, bzw. Produk-
tionsstandort, als auch einen etwaig hiervon abweichenden Ort der Leistungserbrin-
gung. Durch die neue Regelung wird die Vorschrift zu Werbeanlagen am Ort der Leis-
tungserbringung (vormals Buchst. a) ersetzt.

Zu Art. 57 Abs. 4 Nr. 1
Redaktionelle Anpassung.

Zu Nr. 5 (Art. 58)
Redaktionelle Anpassung.

Zu Nr. 6 (Art. 67)
Redaktionelle Folgeanderung.
Zu Nr. 7 (Art. 82)
Redaktionelle Folgeanderung.
Zu Nr. 8 (Art. 83)

Die bestehenden kleinen Delegationsgemeinden Pfaffenhofen a.d.llm und Waldsassen
haben sich personell und organisatorisch auf eine unbefristete Austibung der Aufgabe
als untere Bauaufsichtsbehdrde eingerichtet. Es ist daher eine grof3ziigige Auslauffrist
erforderlich, die den kleinen Delegationsgemeinden ermdglicht, auf den Wegfall der
Aufgabe zu reagieren. Innerhalb dieser Auslauffrist ist es den Gemeinden jederzeit
maoglich, die grolRe Delegation (Art. 53 Abs. 2 Satz 1 BayBO n. F.) zu beantragen.

Zu 8 7 (Bayerisches Landesplanungsgesetz — BayLplG)
Vorbemerkung

Die vorliegende Anderung des BayLplG zielt darauf ab, die Rahmenbedingungen fir
die Raumordnung in Bayern weiter zu optimieren und zu modernisieren sowie auf ak-
tuelle und zukiinftige Entwicklungen anzupassen. Neben Anderungen zur Verbesse-
rung der Planungs- und Rechtssicherheit sowie Regelungen fiir das Fortschreiten der
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Digitalisierung wird eine Vielzahl von Regelungen eingefiihrt, welche eine spirbare Be-
schleunigung der Planverfahren anstreben. Dabei darf zwar nicht auf3er Acht gelassen
werden, dass die Vorbereitung einer umfassenden Planung, die alle relevanten Aspekte
und Interessen berucksichtigt, ihre Zeit bendtigt, um fundierte und nachhaltige Festle-
gungen treffen zu kénnen.

Gesetzlich geregelte Verfahrensschritte und -zeitrAume werden jedoch deutlich ge-
strafft. Das Beteiligungsverfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplénen wird durch
die gesetzliche Festlegung straffer Fristen spirbar beschleunigt. Es gilt nunmehr eine
parallellaufende Veréffentlichungs- und AufRRerungsfrist von insgesamt vier Wochen.
Bisher galt eine Mindestauslegungsfrist von einem Monat. Die AuRerungsfrist konnte
von den Planungsbehérden unabhangig von der Auslegungsfrist frei festgelegt werden
und betrug in der Praxis regelm&Rig bis zu drei Monate. Bei der Raumvertraglichkeits-
prifung wird ebenfalls diese vierwdchige Veroffentlichungs- und AuRerungsfrist einge-
fuhrt. Mit Ablauf der vier Wochen sind daher Stellungnahmen zu Entwirfen von Raum-
ordnungsplanen und bei der Raumvertraglichkeitsprifung ausgeschlossen. Dies er-
maoglicht eine effizientere und schnellere Abwagung der unterschiedlichen Belange.
Hinzu kommt, dass das zuvor teilweise erforderliche Einvernehmen oder Benehmen
betroffener offentlicher Stellen bei der Ausarbeitung von Planentwirfen durch die An-
hoérung im Beteiligungsverfahren ersetzt wird, sodass diese ebenfalls angehalten sind,
innerhalb der vier Wochen ihre Stellungnahmen abzugeben. Veroffentlichungs- und Au-
Berungsfrist kdnnen nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes verlangert werden. Die
bisherige Verbindlicherklarung der Regionalplane durch die héheren Landesplanungs-
behdrden wird durch ein Einvernehmen ersetzt, das sich jedoch auf die formelle und
materielle RechtmaRigkeit beschrankt. Hierdurch wird Beschleunigungspotenzial ge-
schaffen, nachdem die Erteilung der Verbindlicherklarung in der Praxis bis zu zwei
Jahre dauern konnte.

In den Beteiligungsverfahren wird ein starker Fokus auf Digitalisierung gesetzt. Die Ein-
fuhrung ausschlieRlich elektronischer Stellungnahmen fir Tréager 6ffentlicher Belange
ermdglicht eine einfache und schnelle Beteiligung dieser Akteure bei gleichzeitiger Re-
duzierung des administrativen Aufwands. Hinsichtlich der Beteiligung von Privatperso-
nen ist jedoch noch eine analoge Maglichkeit der Stellungnahme vorgesehen, sofern
eine entsprechende Anfrage gestellt wird. Das Gesetz geht somit einen entscheidenden
Schritt in Richtung einer vollstandigen Digitalisierung, wahrend es gleichzeitig sicher-
stellt, dass alle Privatpersonen in den Planungsprozess einbezogen werden und ihre
Interessen gewabhrt bleiben.

Die in der Gesetzesanderung enthaltene Klarstellung und Optimierung der Vorschriften
Uber die Festlegung von Ausschluss- und Vorranggebieten sorgt fir mehr Rechtssicher-
heit und hilft, Bewertungsschwierigkeiten in der Praxis und Rechtsprechung zu vermei-
den. Durch die Festlegung von Ausschlussgebieten im Zusammenhang mit Vorrangge-
bieten sind im Gegensatz zum Raumordnungsgesetz (ROG) auch sog. ,weile Flachen*
maoglich, in denen keine regionalplanerische Entscheidung tber die vorrangige Nutzung
oder deren Ausschluss getroffen wird. Durch diese Moglichkeit ergibt sich eine gréfl3ere
Flexibilitat fir die Planungstrager.

Durch die vom ROG abweichende Regelung der zeitlichen Vorverlagerung der ,in Auf-
stellung befindlichen Ziele® wird eine friihzeitige Sicherung zuklnftiger Zielfestlegungen

in Raumordnungspléanen ermdglicht. Dies starkt die Position der Planungstrager und
fuhrt zu mehr Rechtssicherheit und Rechtsklarheit.

Mit der Anderung des BayLplG entsteht wieder ein anwenderfreundliches Vollgesetz.
Damit wird der foderale Charakter der Raumordnung in Bayern betont. Bundesregelun-
gen werden dabei auch im Hinblick auf deren Anwendungspraktikabilitéat entsprechend
optimiert.

Zu Nr. 1 (Art. 2)
Zu Buchst. a (Art. 2 Nr. 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der neuen Nummerierung der
Vorschriften in Teil 4 Raumordnungspléane.

Zu Buchst. b (Art. 2 Nr. 4)
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Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf den Ersatz des Raum-
ordnungsverfahrens durch die Raumvertraglichkeitsprifung (vgl. Art. 22).

Zu Buchst. ¢ (Art. 2 Nr. 5)

Es wird eine von § 3 Abs. 1 Nr. 4a ROG abweichende Definition der ,in Aufstellung be-
findlichen Ziele® in Art. 2 Nr. 5 aufgenommen. Das Vorliegen von ,in Aufstellung befind-
lichen Zielen der Raumordnung® wird bereits mit Einleitung des Beteiligungsverfahrens
festgelegt. Die bundesrechtliche Regelung vermag es nicht, ,in Aufstellung befindliche
Ziele der Raumordnung® ausreichend zu sichern. So hat der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzesentwurf des Bundes zu Recht beantragt, bereits den Stand
zu Beginn eines Beteiligungsverfahrens als ,in Aufstellung befindliche Ziele® fir maf-
geblich zu erklaren, um weiterhin eine friihzeitige Abstimmung raumbedeutsamer Malf3-
nahmen zu ermdglichen und diese rechtssicher zu gestalten (Stellungnahme des Bun-
desrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes und
anderer Vorschriften vom 25. November 2022, Drucksache 508/22 (Beschluss), S. 3).

Dem Bedurfnis der Praxis nach Rechtsklarheit wird mit Einfihrung dieser Definition
Rechnung getragen und damit Rechtssicherheit geschaffen. Die Definition kniipft daran
an, dass das kunftige Ziel der Raumordnung in einem Planentwurf inhaltlich eindeutig
konkretisierbar enthalten sein muss. Ein Ziel weist dann die erforderliche Detailscharfe
auf, wenn es zeichnerisch oder verbal fest umrissen ist. Dartiber hinaus muss die Pla-
nung ein geniigendes Mal an Verlasslichkeit bieten. Es muss wahrscheinlich sein, dass
die angedachte Zielfestlegung Eingang in die endgiltige Fassung des Raumordnungs-
plans finden wird. Davon ist dann auszugehen, wenn das klnftige Ziel in einem seitens
der Planungsbehérde ausgearbeiteten Entwurf, fir welchen das Beteiligungsverfahren
eingeleitet werden soll, enthalten ist. Zu diesem Zeitpunkt liegt auch bereits in jedem
Fall die erforderliche Detailscharfe vor. Weiter muss das konkretisierbare Ziel den Be-
teiligten zur Kenntnis gegeben werden. Mit Einleitung des Beteiligungsverfahrens wer-
den die offentlichen Stellen und Privaten Uber die ,in Aufstellung befindlichen Ziele®, die
sie zu bertcksichtigen haben, informiert. Die Einleitung des Beteiligungsverfahrens er-
folgt mit der Verdéffentlichung der Planunterlagen.

Die durch den Plangeber festgelegten Ziele sollen auf diese Weise friihestmdglich ge-
sichert werden kénnen. Mit Beginn des Beteiligungsverfahrens missen die Zielfestle-
gungen gemal Art. 3 Abs. 1 Satz 1 bertcksichtigt werden. Insbesondere soll durch die
Regelung gewabhrleistet werden, dass ab diesem Zeitpunkt gemaf Art. 25 Abs. 2 eine
Untersagung raumbedeutsamer Planungen und MafRnahmen, welche die Verwirkli-
chung der ,in Aufstellung befindlichen Ziele* wesentlich erschweren oder unmdglich
machen wirden, erfolgen kann. Andere Belange werden durch dieses Sicherungsinte-
resse nicht unzumutbar eingeschréankt. Es besteht gerade keine Beachtenspflicht. Im
Widerstreit mit anderen gewichtigen Belangen kdnnen ,in Aufstellung befindliche Ziele*
uberwunden werden. Im Ubrigen sind sie zeitlich befristet.

Zu Buchst. d (Art. 2 Nr. 6 und 7)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folge&nderung.
Zu Buchst. e (Art. 2 Nr. 8)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der neuen Nummerierung der
Vorschriften in Teil 4 Raumordnungspléne.

Zu Buchst. f (Art. 2 Nr. 9)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Nr. 2 (Art. 4)

Die Soll-Regelung trégt dem neuen 8 6 Abs. 2 Satz 1 ROG Rechnung. Bei Vorliegen
der einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen soll regelmafig die Zielabweichung zu er-
teilen sein. Das der Planungsbehorde nach bisher geltender Rechtslage eingerdumte
Ermessen wird durch die Anderung dahingehend gelenkt, dass bei Vorliegen der Tat-
bestandsvoraussetzungen regelmafilig dem Antrag auf Zielabweichung stattgegeben
werden muss. Mit der Anderung wird auch eine Forderung der Europaischen Kommis-
sion im Zusammenhang mit den seit 2008/2009 anh&ngigen und nun beendeten Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen Deutschland zum Umfang der rAumlichen Steuerung
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des groR¥flachigen Einzelhandels erfiillt. Zudem wird nun klargestellt, dass ein Zielab-
weichungsverfahren nur auf Antrag nach Feststellung eines ZielverstoRes in einem Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren in Betracht kommt. Eine materielle Anderung ist
damit nicht verbunden, da denklogisch eine Zielabweichung auch bisher nur in Betracht
kam, wenn ein Zielversto3 von Amts wegen festgestellt und ein Antrag gestellt wurde.
Das Zielabweichungsverfahren ist nicht Bestandteil eines anderen Verfahrens wie etwa
des Zulassungsverfahrens. Da weiterhin die Grundziige der Planung unbertihrt bleiben
mussen, wird gewahrleistet, dass ein Zielabweichungsverfahren auch zukunftig auf Ein-
zelfalle begrenzt bleibt und nicht als allgemeines Instrument zur Plandnderung zur Ver-
fugung steht. Die Abweichung muss im Bereich dessen liegen, was der Plangeber ge-
wollt hat oder gewollt hatte, wenn er den Grund fiir die Abweichung gekannt hétte.

Zur Verfahrensvereinfachung, Beschleunigung und Starkung der Stellung der Landes-
planungsbehérde wird in Satz 2 die bisherige Einvernehmens- und Benehmensrege-
lung mit Ausnahme der Regelung in Satz 3 durch eine Anhdrung ersetzt. Um der Be-
deutung des kommunal verfassten Regionalen Planungsverbandes (RPV) und der Tat-
sache Rechnung zu tragen, dass die Abweichungsentscheidung durch die Landespla-
nungsbehorde erfolgt, die nicht Teil des RPV ist, wird das Einvernehmen des RPV bei-
behalten.

Mit Satz 4 wird klargestellt, dass das Zielabweichungsverfahren ein Verwaltungsverfah-
ren ist, auf das das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz (BayvVwVfG) Anwendung
findet.

Abs. 2 regelt Zustandigkeit und Antragsberechtigung flr das Zielabweichungsverfah-
ren. Eine Abweichung zu bisherigem Recht ergibt sich nur insoweit, als in Satz 3 die
erweiterte Antragsbefugnis des § 6 Abs. 2 Satz 3 ROG, die Vorhabentrdgern die An-
tragstellung ermdglichen soll, tbernommen wird, um EU-rechtlichen Bedenken entge-
genzutreten. Die Antragsbefugnis wird auf Privatpersonen erweitert, deren beantragtes
Vorhaben der Planfeststellung bzw. der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Plan-
feststellung bedarf oder mittelbar Gber Raumordnungsklauseln an den Vorgaben der
Raumordnung zu messen ist.

Zu Nr. 3 (Art. 8)
Zu Buchst. a (Art. 8 Abs. 1 Satz 4)

Werden von den Mitgliedern Aufgaben auf den Regionalen Planungsverband Ubertra-
gen, stellt der neue Art. 8 Abs. 1 Satz 4 klar, dass eine subsidiare Betatigung des Mit-
glieds in dem betroffenen Aufgabengebiet weiterhin mdglich bleibt, soweit dies der Auf-
gabenwahrnehmung des Regionalen Planungsverbands nicht widerspricht.

Zu Buchst. b (Art. 8 Abs. 3 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der neuen Nummerierung der
Vorschriften in Teil 4 Raumordnungspléne.

Zu Nr. 4 (Art. 9)
Zu Buchst. a (Art. 9 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4)

Durch die Streichung der Notwendigkeit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Verbands-
mitglieder fir eine Regelung nach Art. 8 Abs. 1 Satz 3 BayLplG sollen die Handlungs-
maoglichkeiten kleinerer Gruppen an Verbandsmitgliedern erweitert werden. Diese sol-
len die Strukturen des Regionalen Planungsverbands fir die Regionalentwicklung nut-
zen konnen, ohne die Zwei-Drittel-Mehrheit erreichen zu missen. Satz 4 dient dem
Schutz von einwohnerschwachen Verbandsmitgliedern, d. h. regelméaRig dem Schutz
kleinerer kreisangehoriger Gemeinden vor zusatzlichen unfreiwilligen finanziellen Be-
lastungen.

Mit Streichung des Abs. 2 wiirde wieder die Regelung des Art. 20 des Gesetzes uber
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) zur Geltung kommen, mit der Folge, dass
es einer Genehmigung der Satzung bedtrfte. Um dies zu verhindern, bedarf es der
Klarstellung in Satz 2, dass keine Genehmigung der Verbandssatzung durch die héhere
Landesplanungsbehérde erforderlich ist.
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Zu Buchst. b (Art. 9 Abs. 2)

Zur Entburokratisierung und zur Starkung der kommunalen Eigenverantwortlichkeit wird
auf das Anzeigeverfahren verzichtet. Die Méglichkeiten der staatlichen Aufsicht werden
davon nicht bertihrt.

Zu Buchst. ¢ (Art. 9 Abs. 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der Aufhebung des bisheri-
gen Abs. 2.

Zu Nr. 5 (Art. 10)
Redaktionelle Folgeanderung.
Zu Nr. 6 (Art. 12)

Im Sinne der Deregulierung und Verfahrensbeschleunigung wird die Rechtsverordnung
von der obersten Landesplanungsbehérde erlassen.

Zu Nr. 7 (Art. 13)

Die bisherige Regelung zum Landesplanungsbeirat wird gekiirzt und gestrafft, ohne die
Funktion des Landesplanungsbeirats und den Kreis moglicher zu beteiligender Organi-
sationen infrage zu stellen. Das bisher in Abs. 1 Satz 2 geregelte organisatorische Ver-
fahren ergibt sich auch aus der Verordnung Giber den Landesplanungsbeirat; einer Dop-
pelregelung bedarf es nicht. Die Verordnungsermachtigung in Satz 2 wird ohne inhaltli-
che Beschrankung im Vergleich zur bisherigen Regelung in Abs. 3 auf das Notwendige
gekirzt. Zudem wird die Ressortbezeichnung durch die oberste Landesplanungsbe-
horde ersetzt, um bei kiinftigen etwaigen Anderungen der Ressortbezeichnung das Ge-
setz nicht anpassen zu mussen.

Zur Straffung der Norm wird der bisherige Abs. 1 Satz 3 ebenfalls aufgehoben. Das
Organisationsermessen der obersten Landesplanungsbehérde, weiterhin Sachverstén-
dige als Teilnehmer in den Landesplanungsbeirat zu berufen, wird davon nicht tangiert.

Zu Nr. 8 (Art. 14 und Art. 15)

Im Sinne einer Vorschriftenstraffung und zur besseren Ubersichtlichkeit werden die bis-
herigen Art. 19 und Art. 20 BayLplG zum Landesentwicklungsprogramm in einem
neuen Art. 14 zusammengefiihrt und aus systematischen Griinden am Anfang von
Teil 4 verortet.

Art. 14 Abs. 2 gibt den Maximalinhalt des Landesentwicklungsprogramms wieder. Der
Absatz wird gestrafft, ohne dass damit grundsétzlich inhaltliche Anderungen in Bezug
auf die vier Regelungsfelder verbunden sind. Einzig die Einschréankung fiir das Landes-
entwicklungsprogramm, dass bereits hinreichend fachlich gesicherte Belange nicht auf-
genommen werden kdénnen (Doppelsicherungsverbot; Nr. 4), wird gestrichen. Der Lan-
desplanung muss es aufgrund ihrer Querschnittsaufgabe mdglich sein, umfassend
Festlegungen treffen zu kénnen und flexibel zu sein, wobei es selbstverstandlich ist,
bereits im Fachrecht gesicherte Belange nicht ebenfalls raumordnerisch zu sichern.
Eine diesbezugliche gesetzliche Regelung ist deshalb nicht erforderlich.

Der neue Art. 14 Abs. 3 entspricht der bisherigen Regelung in Art. 20, jedoch wird aus
Grunden der Verfahrensvereinfachung und der Beschleunigung sowie zur Starkung der
Stellung der obersten Landesplanungsbehérde das Benehmen der Staatsministerien
gestrichen. Da die Festlegungen durch die Staatsregierung beschlossen werden, wird
der Rechtsposition der tbrigen Ressorts ausreichend Rechnung getragen. Gleichzeitig
wird von einer formalisierten Anhérung des Landesplanungsbeirats abgesehen. Den
dem Landesplanungsbeirat angehérenden Verbanden wird die Moglichkeit der AuRe-
rung im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gegeben. Einer gesonderten Anhérung
des Landesplanungsbeirats bedarf es daher nicht. Jedoch kann der Landesplanungs-
beirat auch nach der nunmehr geltenden Rechtslage Anregungen und Empfehlungen
zum Landesentwicklungsprogramm abgeben.

Der neue Art. 15 fasst die bisherigen Regelungen zu den Regionalplanen (Art. 21 und
Art. 22) straffend zusammen und verortet diese neu. Abs. 2 enthélt — wie bisher schon —
die drei Regelungsfelder als Maximalinhalt der Regionalplane. Einzige inhaltliche An-
derung ist in Abs. 2 Nr. 3 vorgesehen. Die Einschrankung fir die Regionalpléane, dass
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bereits hinreichend fachlich gesicherte Belange nicht aufgenommen werden kénnen
(Doppelsicherungsverbot), wird gestrichen (vgl. oben zu Art. 14 Abs. 2).

Nach Art. 15 Abs. 3 erfolgt die Ausarbeitung der Regionalpléne zukiinftig nicht mehr im
Benehmen mit den 6ffentlichen Stellen, um den Planungsprozess zu vereinfachen und
zu beschleunigen sowie um die Stellung der Regionalen Planungsverbande zu starken.
Die Beteiligung der offentlichen Stellen richtet sich nunmehr ausschlie8lich nach
Art. 18. Das Einvernehmen der héheren Landesplanungsbehérde ersetzt die bisher in
Art. 22 Abs. 1 Satz 3 vorgesehene Verbindlicherklarung der Regionalplane durch die
héhere Landesplanungsbehérde. Damit ist es zukiinftig ausgeschlossen, dass zwi-
schen Beschlussfassung des Regionalplans und dessen Inkrafttreten nach Verbindli-
cherklarung ein erheblicher Zeitraum liegt. Insoweit soll eine Beschleunigung erreicht
werden. Kunftig wird der Zeitpunkt der Prifung seitens der héheren Landeplanungsbe-
horde auf den Zeitpunkt vor der abschlieBenden Beschlussfassung des Regionalen Pla-
nungsverbandes vorverlagert. Damit hat die Erteilung des Einvernehmens eine andere
Qualitat als die bisher nachgelagerte Verbindlicherklarung. Dies ist eine Besonderheit
gegeniber der bisherig eher an dem Kommunalrecht angelehnten Verbindlicherkla-
rung. Das Einvernehmen erstreckt sich auf die formelle und materielle Rechtmafigkeit
des Regionalplans.

Zu Nr. 9 (Art. 16)
Zu Buchst. a (Art. 16 Abs. 2 Satz 2)

Die Regelung zu Eignungsgebieten wurde im neuen ROG aufgehoben. Ein Ausschluss
dieser Gebietskategorie in Bayern hat sich deshalb erledigt. Die Streichung dient der
Rechtsbereinigung.

Zu Buchst. b (Art. 16 Abs. 2 Satz 2 neu)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Buchst. ¢ (Art. 16 Abs. 2 Satz 3 und 4)

Durch die Neuregelung in Art. 16 Abs. 2 Satz 3 wird die bestehende verwaltungsge-
richtliche Rechtsprechung nachgezeichnet, dass eine reine Negativplanung nicht zulas-
sig ist, und klarstellend festgelegt, dass die Ausweisung eines Ausschlussgebiets nur
in Zusammenhang mit der Festlegung eines Vorranggebiets erfolgen darf.

Nach Streichung der Eignungsgebiete wurden in das ROG Vorranggebiete mit Aus-
schlusswirkung aufgenommen. Diese Gebietskategorie bedeutet, dass neben dem fest-
gelegten Vorrang im tbrigen Planungsgebiet ein Ausschluss gilt. Diese durch das ROG
eingeflihrte Gebietskategorie wird nicht in das Landesrecht tibernommen. Vielmehr sol-
len durch die Festlegung von Ausschlussgebieten im Zusammenhang mit Vorrangge-
bieten im Gegensatz zur ROG-Regelung auch sog. ,weil3e Flachen® bestehen bleiben
kénnen, in denen keine regionalplanerische Entscheidung tber die vorrangige Nutzung
oder deren Ausschluss getroffen wird. Durch diese Mdglichkeit ergibt sich eine gréRere
Flexibilitat fir die Planungstrager. Diese Festlegungsmdglichkeit im Regionalplan gilt
fur alle Belange, die im Landesentwicklungsprogramm bestimmt werden (vgl. Abs. 2
Satz 2 n. F.) und somit auch fur die Festlegung von Vorranggebieten fir Windenergie.
Ein Widerspruch zu den Regelungen in § 249 des Baugesetzbuches (BauGB) besteht
nicht. Dies kann der Arbeitshilfe zum Vollzug des Gesetzes zur Erhéhung und Be-
schleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land, sog. Wind-an-Land-Ge-
setz, Arbeitshilfe Wind-an-Land, beschlossen durch die Fachkommission Stadtebau
und den Ausschuss fur Recht und Verfahren der Ministerkonferenz fur Raumordnung
vom 3. Juli 2023, unter Nr. 3.2.7 entnommen werden. Dort wird ausgefihrt, dass auf
die Festlegung einer Ausschlusswirkung im Rahmen der Planung verzichtet werden
kann. Durch die Kann-Formulierung wird klargestellt, dass eine Festlegung zur Aus-
schlusswirkung weiterhin mdéglich bleibt. In Zusammenhang mit den Vorranggebieten
kann die Regionalplanung demnach auch weiterhin Ausschlussgebiete (Art. 14 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3) festlegen, in denen die Windenergienutzung aus regionalplanerischen
Griunden nicht in Betracht kommt. Zudem kénnen auch einzelne Teilbereiche des Pla-
nungsraums im Hinblick auf die Windenergienutzung unbeplant bleiben, sog. ,weille
Flachen®. Daruber hinaus wird klargestellt, dass eine ,Ausschlusswirkung® zulasten ei-
ner Nutzung im gesamten ubrigen Planungsraum oder Teilen davon nur mdglich ist,
wenn fur sie im Planungsgebiet im Gegenzug substanziell Raum zur Verfligung gestellt
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wird. ,Substanziell“ bedeutet, dass fir die jeweilige Nutzung oder Funktion anhand des
auch unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten aktuellen und zukinftigen Bedarfs eine
sachgerechte rdumliche Vorsorge getroffen wird. Die Frage, ob tatsachlich ,substanzi-
ell“ Raum zur Verfugung steht, obliegt der jeweiligen Prifung im Einzelfall. Hierbei kdn-
nen unter anderem als Kriterien neben der Gréf3e auch die Geeignetheit der Flache fir
die Nutzung unter funktionalen Gesichtspunkten oder auch politische oder gesetzgebe-
rische Ziele der jeweiligen Fachpolitik in Betracht kommen.

Die Erleichterungen, die das neue ROG bei Vorranggebieten mit Ausschlusswirkung
vorsieht, werden in Art. 16 Abs. 2 Satz 4 fir Bayern auf die Festlegung eines oder meh-
rerer Vorranggebiete in Zusammenhang mit einem oder mehreren Ausschlussgebieten
Ubertragen, da es bisher aufgrund der hohen Anforderungen seitens der Rechtspre-
chung in der Praxis zu Bewertungsschwierigkeiten (etwa Differenzierung nach weichen
und harten Tabukriterien) und damit verbunden zu Rechtsunsicherheiten kam. Es wird
insoweit geregelt, dass die Ermittlung eines oder mehrerer Vorranggebiete in Zusam-
menhang mit einem oder mehreren Ausschlussgebieten auf Grundlage eines gesamt-
raumlichen Planungskonzepts der planaufstellenden Stelle erfolgen muss. Ein ,gesamt-
raumliches Planungskonzept® ist ein auf den jeweiligen Planungsraum bezogenes
schlissiges Konzept zur Steuerung von raumbedeutsamen Nutzungen und Planungen,
das den allgemeinen Anforderungen des planungsrechtlichen Abwéagungsgebots Rech-
nung tragt und sich im Ergebnis nicht als unzuldssige Negativplanung erweist. Soweit
nach diesem Planungskonzept der Planungsraum auf3erhalb des Vorranggebietes oder
Teile davon flr die vorrangigen Nutzungen oder Funktionen ausgeschlossen werden,
soll eine systematische Unterscheidung, ob der Ausschluss aus tatsachlichen, rechtli-
chen oder planerischen Griinden erfolgt, nicht erforderlich sein.

Diese Regelungen bedeuten eine merkliche Erleichterung und Verbesserung fir Pla-
nungstrager und schaffen mehr Rechtssicherheit.

Zu Nr. 10 (Art. 17)
Zu Buchst. a (Uberschrift)

Redaktionelle Anpassung; der heutige Rechtszustand wird nochmals ausdrucklich klar-
gestellt.

Zu Buchst. b (Art. 17 Abs. 1)

Bei der Aufstellung von Raumordnungsplénen ist von der zusténdigen Stelle eine Um-
weltprifung durchzufiihren und als gesonderter Bestandteil des Begrindungsentwurfs
frihzeitig ein Umweltbericht zu erstellen. Dies entspricht den europarechtlichen Vorga-
ben und der bisherigen Praxis. Um die Umweltpriifung deutlicher hervorzuheben, wird
die Erganzung vorgenommen. Diese dient allein der Klarstellung und hat keinen neuen
materiellen Regelungsgehalt. Ebenso wird ohne neuen materiellen Regelungsgehalt
klargestellt, dass Abs. 1 nicht selbst die Erforderlichkeit einer Umweltprifung begriin-
det, sondern sich die Erforderlichkeit aufgrund anderer Vorschriften ergeben muss.
Auch bisher wurde eine Umweltprifung durchgefiihrt und ein Umweltbericht erstellt.
Dies wird im Gesetzestext nun deutlicher zum Ausdruck gebracht.

Zu Buchst. ¢ (Art. 17 Abs. 3)
Zur Verfahrensbeschleunigung wird die Beteiligung als Anhérung prazisiert.
Zu Buchst. d (Art. 17 Abs. 4)

Bei geringfiigigen Anderungen von Raumordnungsplénen soll von der Erstellung eines
Umweltberichts abgesehen werden. Im Sinne der Verfahrensbeschleunigung wird das
Ermessen der planaufstellenden Behérde konkretisiert. Die Streichung der Angabe ,un-
ter Bericksichtigung“ dient der Klarstellung, dass entsprechend der Anlage 2 die auf-
gefuihrten Kriterien anzuwenden sind. Zur Verfahrensbeschleunigung wird zudem die
Beteiligung als Anhdrung prézisiert.

Zu Buchst. e (Art. 17 Abs. 5)
Der Ersatz des ,kann® durch ein ,soll“ dient der Verfahrensbeschleunigung.
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Zu Nr. 11 (Art. 18)

Die bisher in Art. 16 und nunmehr in Art. 18 geregelte Beteiligung bei der Aufstellung
von Raumordnungsplanen ist ein wesentlicher Bereich, der sich im Rahmen der Dere-
gulierung fur eine Vereinfachung, Beschleunigung und Digitalisierung eignet. Das Be-
teiligungsverfahren nach dem neuen Art. 18 Abs. 1 und 2 und das Beteiligungsverfah-
ren im Rahmen der Raumvertraglichkeitsprifung gemal dem neuen Art. 23 Abs. 4
und 5 werden im Sinne der Vereinfachung in der Struktur angeglichen.

Insbesondere sind hierbei folgende Anderungen hervorzuheben:

Die bisherige Mindestfrist fur die Auslegung wird durch eine sechswdochige Veroffentli-
chungsfrist ersetzt. Gleichzeitig wird ein Gleichlauf von Veroffentlichungsfrist und Au-
Rerungsfrist (vgl. Art. 18 Abs. 1 Satz 5) festgelegt. Diese Anderungen dienen der Ver-
fahrensbeschleunigung. Die Aufzahlung der nach dem bisherigen Art. 16 Abs. 1 zu Be-
teiligenden wird mit den Begriffen ,Offentlichkeit und ffentliche Stellen* zusammenge-
fasst. Zur Offentlichkeit gehoren alle natiirlichen und juristischen Personen mit Aus-
nahme der ¢ffentlichen Stellen (vgl. Art. 18 Abs. 1 Satz 1). Durch die Veroffentlichung
der Planunterlagen ausschlieRlich im Internet wird der Verwaltungsaufwand verringert
und die Digitalisierung vorangetrieben. Um eine Benachteiligung im Beteiligungsverfah-
ren zu vermeiden, soll auf Anfrage eine alternative Zugangsmaglichkeit fr den Perso-
nenkreis zur Verfigung gestellt werden, der darlegt, dass er nicht die Méglichkeiten hat,
elektronisch an dem Verfahren teilzunehmen. Die Stellungnahmen sollen elektronisch
Ubermittelt werden. Bei Bedarf — zum Beispiel bei Nutzung der in Satz 4 genannten
alternativen Zugangsmaglichkeit — kdnnen Stellungnahmen auch schriftlich abgegeben
werden. Der Bedarf muss nicht qualifiziert begriindet werden. Nach Fristablauf gilt wei-
terhin wie bisher eine Praklusion.

Art. 18 Abs. 2 enthélt nun die elektronische Beteiligung der 6ffentlichen Stellen, der in
Art. 3 Abs. 1 Satz 2 genannten Personen des Privatrechts, der nach Naturschutzrecht
anerkannten Vereine, soweit sie in ihrem satzungsmalRigen Aufgabenbereich berthrt
sind, der betroffenen Wirtschafts-, Land- und Forstwirtschafts- sowie Sozialverb&nde,
sowie der zustandigen Stellen benachbarter Lander und Nachbarstaaten. Die in Art. 17
Abs. 3 genannten Behorden werden von den offentlichen Stellen erfasst; auf die bishe-
rige eigenstéandige Erwahnung kann verzichtet werden. Aufgrund der hohen Digitalaffi-
nitat der 6ffentlichen Verwaltung und der Verbande erscheint es gerechtfertigt, deren
Beteiligung ausschlief3lich in elektronischer Form zu regeln.

In Art. 18 Abs. 3 wird die Zustandigkeit fir das Beteiligungsverfahren im Rahmen der
Aufstellung des Landesentwicklungsprogramms und der Regionalplane klarer und ein-
facher geregelt. Die Bekanntmachung gem. Abs. 1 Satz 5 im Rahmen der Aufstellung
des Regionalplans durch die hohere Landesplanungsbehérde, Landratsamter und
kreisfreie Gemeinden wird beibehalten, da der Regionale Planungsverband lber kein
Veroffentlichungsorgan verfgt.

Art. 18 Abs. 4 nimmt die zur Verfahrensbeschleunigung in § 9 Abs. 5 ROG neu einge-
fuhrte Regelung auf und modifiziert diese im Sinne einer weitergehenden Deregulie-
rung. Damit wird dem Bedarf in der Praxis fur erleichterte Verfahren bei geringfligigen
Anderungen an Raumordnungspléanen nachgekommen. Wenn diese Anderungen keine
nennenswerten Umweltauswirkungen oder Auswirkungen auf Dritte haben, soll der
Kreis der zu Beteiligenden eingeschrankt werden. Werden durch die Anderung die
Grundzige der Planung berihrt, so kann diese nicht mehr geringfugig sein. Der Begriff
der Anderung erfasst auch die Erganzung oder Aufhebung einzelner Festlegungen.
Art. 18 Abs. 4 Satz 2 stellt klar, dass das Beteiligungsverfahren entsprechend Abs. 1
und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 zu erfolgen hat. Dies hat zur Konsequenz, dass den
offentlichen Stellen sowie im Falle des Landesentwicklungsprogramms auch den kom-
munalen Spitzenverbanden elektronisch die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellung-
nahme zu geben ist.

In Art. 18 Abs. 5 geht der bisherige Art. 16 Abs. 6 auf und wird dadurch modifiziert, dass
das zweite Beteiligungsverfahren immer auf die Anderungen begrenzt ist und nur noch
durchzufiihren ist, wenn neue Beachtenspflichten eingefuhrt oder die Grundziige der
Planung beruihrt werden. Stellungnahmen dirfen in jedem Fall nur noch zu den Ande-
rungen abgegeben werden. Im Ubrigen soll die Veréffentlichungs- und damit auch Au-
Rerungsfrist angemessen verkirzt sowie der Beteiligtenkreis beschrankt werden. Damit
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wird das der Planungsbehérde nach bisher geltender Rechtslage eingeraumte weite
Ermessen durch die Anderung in eine Soll-Regelung dahingehend gelenkt, dass bei
Durchfuihrung eines erneuten Beteiligungsverfahrens regelméagig die Veréffentlichungs-
und damit AuRerungsfrist zu verkiirzen und der Beteiligtenkreis zu beschranken ist. Das
Absehen von diesen Vereinfachungen bedarf einer vertieften Begriindung. Das Merk-
mal der Beriihrung der Grundziige der Planung, welches bisher im Rahmen des Ermes-
sens von den Planungsbehorden zu bertcksichtigen war, wird in den Tatbestand mit
aufgenommen. Es soll verdeutlicht werden, dass ein erneutes Beteiligungsverfahren
beispielsweise auch dann erforderlich sein kann, wenn in erheblichem Umfang Ziele
entfallen (z. B. mehrere, ursprunglich vorgesehene Vorranggebiete) oder wenn inhalt-
lich bedeutsame Grundsatze hinzukommen oder entfallen. Dies ergab sich zuvor nur
aus der bisherigen Gesetzesbegriindung (Drs. 17/8107, S. 6). Die Aufnahme als Tat-
bestandsmerkmal in den Gesetzestext dient der Rechtssicherheit und der Vermeidung
von Anwendungsfehlern.

Art. 18 Abs. 6 regelt die bisher in Abs. 4 vorgesehene Beteiligung Bayerns zu einem
aul3erbayerischen Raumordnungsplan, fasst die Norm sprachlich neu und grenzt die
Zustandigkeiten klarer ab.

Zu Nr. 12 (Art. 19)

Zu Buchst. a (Art. 19 Satz 1)

Hierbei handelt es sich um eine sprachliche Verdeutlichung.
Zu Buchst. b (Art. 19 Satz 2)

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund der neuen Nummerierung der
Vorschriften in Teil 4 Raumordnungspléne.

Zu Nr. 13 (Art. 20)

Bisher wird die Bekanntmachung von Regionalplanen in Art. 22 Abs. 1 Satz 3 und de-
ren Einstellung ab dem Tag des Inkrafttretens in das Internet in Art. 18 Satz 1 geregelt.
Die Bekanntmachung und die Einstellung der Raumordnungspléne nach deren Inkraft-
treten in das Internet sind nun fir Landesentwicklungsprogramm und Regionalplan in
einer Vorschrift zusammengefasst, was die Ubersichtlichkeit deutlich verbessert. Ziel
der Staatsregierung ist eine rein digitale Bekanntmachung.

In Art. 20 Abs. 2 wird nun deutlicher hervorgehoben, dass die Begriindung zu den Fest-
legungen, die kein Bestandteil der Rechtsverordnung ist, auch in das Internet eingestellt
wird und zur Einsichtnahme vorzuhalten ist.

Zu Nr. 14 (Art. 19 bis Art. 22)

Die Streichung der Artikel ist eine Folge der in Art. 14 und Art. 15 erfolgten Zusammen-
fuhrung der Normen.

Zu Nr. 15 (Art. 21)
Zu Buchst. a (Abs. 1)

In Art. 21 Abs. 1 Nr. 1 handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der neuen
Nummerierung der Vorschriften in Teil 4 Raumordnungspléne sowie um eine Erweite-
rung der Planerhaltungsvorschrift in Anlehnung an § 214 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a BauGB,
sodass nun jeder Einzelne der nach Art. 18 Abs. 2 zu Beteiligenden davon erfasst wird.
Dies dient der Rechtssicherheit der Plane.

In Art. 21 Abs. 1 Nr. 2 handelt es sich um eine sprachliche Anpassung und redaktionelle
Anderung aufgrund der neuen Nummerierung der Vorschriften in Teil 4 Raumordnungs-
plane. Die Einfugung der Worte ,der Festlegungen® dient der Klarstellung.

Zu Buchst. b (Abs. 2)

Mit der Streichung wird dem Bund gefolgt, der diese Regelung im ROG zur Herstellung
von Rechtssicherheit gestrichen hat. Die bisherige Regelung erklarte einen Regional-
plan bei Vorliegen weiterer VVoraussetzungen auch dann fir wirksam, wenn dieser nicht
aus dem Landesentwicklungsprogramm entwickelt wurde. Dies hatte zur Folge, dass
sich Zielfestlegungen auf Ebene eines Regionalplans und auf Ebene des Landesent-
wicklungsprogramms widersprechen konnten, aber wirksam waren. Dies fihrte
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zwangslaufig zu einem Konflikt im Hinblick auf die Bindung an die Ziele der Raumord-
nung.

Zu Buchst. ¢ (Abs. 3)

Es handelt sich zunachst um eine redaktionelle Anderung aufgrund der neuen Numme-
rierung der Vorschriften in Teil 4.

Im Interesse der Bestandskraft von Planen und zur Starkung der Rechtssicherheit wird
zudem eine neue Planerhaltungsvorschrift eingefiihrt, die auf die Ergdnzung in Art. 16
Abs. 2 Satz 3 Bezug nimmt. Durch die Mdglichkeit der Festlegung von einem oder meh-
reren Ausschlussgebieten in Zusammenhang mit einem oder mehreren Vorranggebie-
ten bedarf es auch einer Regelung zur Planerhaltung, um zu verhindern, dass bei feh-
lerhafter Festlegung einzelner Teile die gesamte Planung gefahrdet ist. Dies ist insbe-
sondere bei Windenergiegebieten wichtig, um die Einhaltung des Flachenbeitragswer-
tes bzw. des Teilflachenziels nicht zu gefahrden. Dies setzt aber voraus, dass méglichst
eine Festlegung oberhalb dieser Werte durch den regionalen Planungsverband erfolgt
ist, damit trotz Unwirksamkeit einzelner Gebiete weiterhin der vorrangigen Nutzung sub-
stanziell Raum verschafft wird.

Zu Buchst. d (Abs. 4)

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund der neuen Nummerierung der
Vorschriften in Teil 4.

Zu Buchst. e (Abs. 5)

Bisher sieht Art. 23 Abs. 5 Satz 1 BayLplG vor, dass die in der Vorschrift benannten
Mangel unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Veroffentli-
chung des Raumordnungsplans unter Darlegung des die Verletzung begriindenden
Sachverhalts schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden sind. Dabei handelt
es sich um eine Ausschlussfrist, die der Rechtssicherheit dient und Planungssicherheit
schaffen soll. Die Verkirzung der Frist auf sechs Monate dient dazu, zu einem friiheren
Zeitpunkt Rechtssicherheit fir alle Beteiligten herbeizufiihren und entsprechend Be-
schleunigungspotenziale zu realisieren.

Im Ubrigen handelt es sich um eine redaktionelle Folgeanderung der Aufhebung des
Art. 21 Abs. 2 Nr. 1 und um redaktionelle Anderungen aufgrund der neuen Nummerie-
rung der Vorschriften in Teil 4 sowie eine sprachliche Korrektur.

Zu Buchst. f (Abs. 7)

Es handelt sich um eine Folgeanderung. Indem die Verbindlicherklarung durch ein Ein-
vernehmen ersetzt wird, ertibrigt sich diesbeztiglich eine Regelung.

Zu Nr. 16 (Art. 22 und 23)

Die Vorschriften zum Raumordnungsverfahren werden unter Ubernahme des Begriffs
im ROG ,Raumvertraglichkeitspriufung“ gestrafft und neu strukturiert und an die Erfor-
dernisse der Praxis angepasst. Die Anderungen dienen insoweit der Verfahrenserleich-
terung und Beschleunigung.

In Art. 22 Abs. 1 Satz 1 wird der Gegenstand einer Raumvertraglichkeitsprifung (RVP)
ohne materielle Anderung geregelt. Wie bisher erfolgt die RVP vor Entscheidung tiber
die Zulassigkeit des Vorhabens und nicht — wie im ROG vorgesehen — vor Antragstel-
lung zur Durchfuhrung des Vorhabens. Diese mogliche Verfahrensparallelitét erhdht die
Flexibilitat fur die Vorhabentrager. Art. 22 Abs. 1 Satz 2 stellt den Prifungsumfang dar.
Ubersichtlichkeitshalber wird dieser nun nummerisch gegliedert. Es wird klargestellt,
dass die Prufung der Uberértlichen raumbedeutsamen Belange des Umweltschutzes
entsprechend der Planungsebene Uberschléagig erfolgt; die fir das Vorhaben notwen-
dige Umweltvertraglichkeitsprifung wird weiterhin im Zulassungsverfahren vorgenom-
men. In Anlehnung an die Regelung im ROG wird zur Konkretisierung des Prifungsge-
genstands und Prifungsumfangs auf die Schutzglter nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) unter Bericksichtigung der Kriterien
nach Anlage 3 UVPG verwiesen, ohne dass es sich inhaltlich auf die Umweltpriifung
auswirken wird.

Art. 22 Abs. 2 regelt die Zusténdigkeit wie bisher.
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In Art. 23 wird das bisherige Raumordnungsverfahren (nun RVP) abgebildet und mit
Beschleunigungselementen zugunsten des Vorhabentragers versehen.

Art. 23 Abs. 2 regelt, dass der Vorhabentrager die Unterlagen in einem elektronischen
Format vorzulegen hat, wodurch die Méglichkeiten der Digitalisierung genutzt werden.
Es wird jetzt deutlich herausgestellt, dass vom Vorhabentrager nur die fir die Prifung
der Erforderlichkeit einer RVP notwendigen Unterlagen vorzulegen sind und nicht be-
reits die fur die RVP erforderlichen umfangreicheren Unterlagen. Dies bedeutet eine
Erleichterung fur den Vorhabentrager und dient damit letztlich einer Beschleunigung.

Durch die Regelung in Art. 23 Abs. 2 Satz 2 wird sichergestellt, dass die héhere Lan-
desplanungsbehérde im Rahmen der vereinfachten RVP frihzeitig beteiligt wird und
sich auf das folgende Verfahren einstellen kann.

Art. 23 Abs. 3 und 4 regelt das Beteiligungsverfahren in Anlehnung an die Regelungen
in Art. 18 (Beteiligungsverfahren bei Aufstellung von Raumordnungsplénen). Dabei wird
differenziert zwischen einer Veroffentlichung im Internet und einer gezielten elektroni-
schen Aufforderung zur Stellungnahme fur bestimmte Stellen. In Ausiibung der dem
Land zustehenden Abweichungskompetenz wird eine Praklusionsvorschrift nun auch
im Rahmen der RVP eingeflihrt, um auch in diesem Bereich den Verwaltungsprozess
zu beschleunigen. Abs. 3 wird mit den Satzen 7 und 8 um Regelungen zur Geheimhal-
tung dem ROG entsprechend ergénzt, um diesen sensiblen Bereich zu schiitzen.
Gleichzeitig wird in Satz 9 auch das Recht fir die héhere Landesplanungsbehérde ver-
ankert, aussagekraftige Unterlagen zu verlangen, die das Vorhaben und dessen Aus-
wirkungen ohne Preisgabe von Geheimnissen beschreiben.

In Art. 23 Abs. 5 wird das bisher in Art. 26 geregelte vereinfachte Raumordnungsver-
fahren als vereinfachte Raumvertraglichkeitsprifung in die Vorschrift itbernommen und
gestrafft.

Art. 23 Abs. 6 regelt den Abschluss der Raumvertraglichkeitsprifung. Die bisherige
Frist von sechs Monaten wird beibehalten; bei der vereinfachten RVP wird eine Drei-
monatsfrist neu eingefihrt. Weiterhin wird geregelt, dass nach Ablauf der Frist von
sechs bzw. drei Monaten Uber die Zulassigkeit des Verfahrens entschieden werden
kann. Damit ist sichergestellt, dass etwaige Verfahrensverzégerungen nicht zulasten
des Vorhabentragers gehen und eine weitere zligige Bearbeitung erfolgen kann. Im Er-
gebnis wird damit eine Beschleunigung erreicht. Im Gegensatz zur Regelung im ROG
ist es der hoheren Landesplanungsbehérde dennoch moglich, das Verfahren mit einer
landesplanerischen Beurteilung abzuschlieRen und in das laufende Zulassungsverfah-
ren einzuspeisen. Damit wird der Verfahrenstkonomie Rechnung getragen, jedoch eine
Verzogerung des nachfolgenden Zulassungsverfahrens vermieden. Satz 5 enthélt den
Appell an die fir das nachfolgende Verfahren zustéandige Behérde, Erkenntnisse aus
der Raumvertraglichkeitsprifung zu nutzen, um Doppelprifungen zu vermeiden.

Art. 23 Abs. 7 dient der Klarstellung.
Zu Nr. 17

Der bisherige Art. 26 kann im Wege der Deregulierung gestrichen werden, da kunftig
eine Regelung als vereinfachte Raumvertraglichkeitsprifung im neuen Art. 23 Abs. 6
vorgesehen ist.

Zu Nr. 18 (Art. 24)

Die Erganzung ,im Rahmen einer fachrechtlichen Behdrdenbeteiligung® wird zur Klar-
stellung aufgenommen.

Zu Nr. 19 (Art. 25)
Zu Buchst. a (Abs. 1)

Die Zustandigkeit der Landesplanungsbehdrden wird neu in Art. 25 Abs. 3 geregelt. Zu-
dem erfolgt eine Klarstellung, dass alle, die an die Ziele der Raumordnung gebunden
sind, Adressat einer unbefristeten Untersagung sein kdnnen.

Zu Buchst. b (Abs. 2)

Es handelt sich zunachst um eine redaktionelle Anderung. Die Zustandigkeit der Lan-
desplanungsbehdrden wird ferner neu in Art. 25 Abs. 3 geregelt. SchlieRlich erfolgt eine
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Klarstellung, dass alle, die an die Ziele der Raumordnung gebunden sind, Adressat ei-
ner befristeten Untersagung sein kénnen. Ferner wird die Regelung des bisherigen
Abs. 6 Satz 1 in Art. 25 Abs. 2 integriert.

Zu Buchst. ¢ (Abs. 3)

Im Sinne der Deregulierung wird die Zustandigkeit fur die Untersagung bei ausschliel3-
lich in einem Regionalplan festgelegten oder in Aufstellung befindlichen Zielen von der
obersten auf die héhere Landesplanungsbehérde tbertragen, in deren Zustandigkeits-
bereich sich der Regionale Planungsverband befindet. Einer Einvernehmensregelung
— wie bisher vorgesehen — bedarf es aus Vereinfachungs- und Beschleunigungsgriin-
den nicht mehr.

Zu Buchst. d (Abs. 4)

Der Abs. 4 wird durch einen Satz 2 erganzt (bisheriger Abs. 5).
Zu Buchst. e und f (Abs. 5 und 6)

Redaktionelle Folgeanderungen.

Zu Nr. 20 (Art. 26)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nr. 21 (Art. 27)

Die Vorschrift wird vereinfacht und auf die wesentlichen Inhalte reduziert. Die Verwer-
tung der Informationen aus dem bisherigen Art. 31 wird ibernommen und damit weiter-
hin eine Uberwachung raumbedeutsamer Tatbestéande und Entwicklungen ermdglicht.

Zu Nr. 22

Im Sinne einer Kiirzung und Straffung wird Art. 31 im Wege der Deregulierung gestri-
chen, ohne die Raumbeobachtung als Aufgabe der Landesentwicklung infrage zu stel-
len. Das Erfassen und Uberwachen raumbedeutsamer Tatbestéande und Entwicklungen
ist origindrer Bestandteil der Aufgaben der Raumordnung und wird durch die Regelung
im neuen Art. 27 weiterhin ermdglicht.

Der bisherige Art. 32 wird ebenfalls zur Deregulierung gestrichen, da kein gesetzliches
Regelungsbedirfnis mehr gesehen wird. Zuletzt wurde alle finf Jahre aufwendig unter
Beteiligung anderer Ressorts ein Bericht zu wesentlichen raumbedeutsamen Entwick-
lungen erstellt. Im digitalen Zeitalter erscheint es sinnvoller, anlassbezogen kurzfristig
und gezielt zu aktuellen Entwicklungen in digitalen Formaten in eigener Ressortzustén-
digkeit zu informieren. Die Streichung tangiert nicht das Informationsrecht des Landta-
ges, da dies bereits anderweitig ausreichend geregelt ist.

Zu Nr. 23 (Art. 28)

Die Streichung des Einvernehmens in Art. 28 Abs. 1 dient der Verfahrenserleichterung
und der Starkung der Verantwortung der obersten Landesplanungsbehérde. Gleichzei-
tig wird die Zustandigkeit fir die Anpassung eines Bauleitplans ausschlie3lich an die
Ziele des Regionalplans im Rahmen der Deregulierung an die héhere Landesplanungs-
behorde delegiert.

Zu Nr. 24 (Art. 29)

Da Zielabweichungsverfahren sowohl von der obersten als auch von der héheren Lan-
desplanungsbehérde durchgefiihrt werden, erfolgt hier eine klarstellende Anpassung.

Zu Nr. 25
Infolge der Einfugung der Art. 30 und 31 ist die Uberschrift von Teil 7 anzupassen.
Zu Nr. 26 (Art. 30 und 31)

Durch Art. 30 wird klargestellt, dass fiur den Regionalen Planungsverband Donau-lller
die Regelungen des Staatsvertrags den Regelungen im BayLplG vorgehen.

Durch Art. 31 wird geregelt, dass § 28 ROG im sachlichen Anwendungsbereich dieses
Gesetzes Anwendung findet. Mit § 28 ROG wird Art. 15¢ der Richtlinie (EU) 2018/2001
im Bereich der Windenergie an Land umgesetzt. Art. 15c verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, bis zum 21. Februar 2026 sicherzustellen, dass Beschleunigungsgebiete fur die
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erneuerbaren Energien von erheblicher GroRe ausgewiesen werden. Fir eine landes-
rechtliche Abweichung von § 28 ROG besteht derzeit kein Bedarf, zumal es sich bei der
Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nicht um ein Instrument der Raumordnung
handelt.

Die Regelung zu Beschleunigungsgebieten knlipft an die raumordnungsrechtliche Fest-
legung der Vorranggebiete (VRG) Wind an, ohne selbst ein Teil der Raumordnung zu
sein. Bei der Ausweisung der Beschleunigungsgebiete handelt es ich um ein Verfahren
»SUi generis“, das sich nur raumordnungsrechtlicher Vorschriften bedient (vgl. § 28
Abs. 5 ROG). Vielmehr ist die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten ein Rechts-
akt, der allein auf Art. 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 fuf3t, und dessen Rechtsfolgen
allein die Erleichterungen auf Zulassungsebene gemal 8§ 6b des Windenergieflachen-
bedarfsgesetzes (WindBG) sind.

Zu Nr. 27 (Art. 32)

Die Vorschrift stellt erneut klar, dass das ROG im sachlichen Anwendungsbereich die-
ses Gesetzes keine Anwendung findet, soweit nichts Abweichendes bestimmt wird.

Zu Nr. 28 (Art. 33)

Die Ubergangsbestimmungen in Art. 33 Abs. 1 bis 3 regeln, wie mit begonnenen und
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossenen Verfahren umzugehen
ist. Dies dient der Rechtsklarheit. Wurde das Beteiligungsverfahren nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes eingeleitet, finden die Regelung des neuen Gesetzes Anwendung. Die
Einleitung des Beteiligungsverfahrens erfolgt mit der Veroffentlichung der Planunterla-
gen. Art. 33 Abs. 4 aktualisiert den zeitlichen Anwendungsbereich von Art. 21 im Hin-
blick auf die Raumordnungsplane. Ziel ist es, sémtliche Raumordnungsplane unabhan-
gig davon, auf welcher rechtlichen Grundlage sie aufgestellt und in Kraft gesetzt worden
sind, am Mal3stab der aktuellen Planerhaltungsregelungen zu messen. Der zweite
Halbsatz des Abs. 4 regelt als Ausnahme zu Halbsatz 1 das Geltungsdatum vom bis-
herigen Art. 23 Abs. 2 in Bezug auf Raumordnungspléane, die vor der Anderung des
Art. 23 Abs. 2 in Kraft getreten sind.

Zu Nr. 29 (Art. 34)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.

Zu Nrn. 30 und 31 (Anlage 1 und 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu 8 8 (Gerichtsverfassungsausfilhrungsgesetz — AGGVG)
Zu Nr. 1 (Art. 8, Art. 29)

Die Regelung in Art. 8 AGGVG bestimmt rein negativ, dass die Amtsgerichte nicht als
Nachlassgerichte zur Aufnahme des Inventars zustandig sind. Der zugrundeliegende
Landesvorbehalt des Art. 148 des Einfilhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbu-
che (EGBGB) wurde durch das Gesetz zur Ubertragung von Aufgaben im Bereich der
freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1800) mit Wirkung
vom 1. September 2013 aufgehoben, da § 2003 Abs. 1 Satz 1 des Burgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB) ab diesem Zeitpunkt bundesweit die amtliche Aufnahme des Inventars
ausschlieBlich den Notaren zuweist. Damit besteht fur Art. 8 kein Regelungsbedirfnis
mehr.

Art. 29 AGGVG regelt, dass zu den offentlichen Lasten eines landwirtschaftlichen
Grundstlcks auch Beitrage fur Tierlebensversicherung und Schlachtviehversicherung
zahlen, die fur die Versicherung des zum Zubehor gehdrenden Viehs zu entrichten sind.
Art. 29 AGGVG knupfte dabei an die Art. 34 ff. des Gesetzes Uber das 6ffentliche Ver-
sicherungswesen (VersG) vom 7. Dezember 1933 an, die derartige an die Bayerische
Landestierversicherungsanstalt zu entrichtende Beitrdge fur Tierlebensversicherung
und Schlachtviehversicherung vorsahen. Das VersG wurde mit Ausnahme des Art. 6
Abs. 2 VersG durch Art. 29 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Neuordnung der Rechts-
verhaltnisse der offentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten des Freistaates Bayern
vom 23. Juli 1994 (GVBI. S. 603) aufgehoben. Die nunmehr nach Art. 5 Abs. 4 des



Drucksache 19/8568 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 46

Gesetzes zur Ausfilhrung des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG) an die Tier-
seuchenkasse zu leistenden Beitrage sind keine Versicherungsbeitrdge, sondern erfol-
gen zur Erfullung der gesetzlichen Aufgaben der Tierseuchenkasse nach Art. 5 Abs. 2
BayAGTierGesG. Damit ist auch Art. 29 AGGVG Uberholt.

Zu Nr. 2 (Art. 32)
Redaktionelle Anpassung.
Zu Nr. 3 (Art. 34)
Redaktionelle Anpassung.
Zu Nr. 4 (Art. 35)

Zur Uberschrift

Die Neufassung der Uberschrift dient der Klarstellung des begrenzten Anwendungsbe-
reichs der landesrechtlichen Mitteilungspflicht. Im Ubrigen handelt es sich um eine re-
daktionelle Anpassung.

Zur Aufhebung von Art. 35 Abs. 1

Nach Art. 35 Abs. 1 Satz 1 AGGVG hat der Standesbeamte dem Amtsgericht, in des-
sen Bezirk er seinen Amtssitz hat, jeden Todesfall mitzuteilen, der ihm gemaR § 28 des
Personenstandsgesetzes angezeigt wird. Zugleich besteht bundesweit die Pflicht der
Standesadmter nach § 78e Satz 1 der Bundesnotarordnung (BNotO), gegenuber der
Bundesnotarkammer als Registerbehdrde fir das Zentrale Testamentsregister (ZTR)
Sterbefallmitteilungen vorzunehmen. Dabei beinhalten die Sterbefallmitteilungen nach
8 6 der Verordnung zur Einrichtung und Fihrung des Zentralen Testamentsregisters
(ZTRV) nicht nur Informationen Uber den Todesfall an sich, sondern auch weitere fir
die Erfullung der gesetzlichen Aufgaben des Nachlassgerichts erforderliche Informatio-
nen wie etwa den Familienstand des Verstorbenen, Angaben Uber vorhandenes Nach-
lassvermoégen oder etwaige Anhaltspunkte fur die Erforderlichkeit von MaRnahmen zur
Nachlasssicherung. Das ZTR informiert sodann nach § 78e Satz 3 Nr. 1 BNotO das
zustandige Nachlassgericht Uber den Sterbefall sowie, soweit vorhanden, in das ZTR
aufgenommene Daten wie Verwahrangaben zu erbfolgerelevanten Urkunden. Zudem
wird nach § 7 Abs. 3 Satz 1 ZTRV die Sterbefallmitteilung Ubersandt.

Im Zuge der Aufnahme des Vollbetriebs des ZTR ist damit das Beddrfnis fir eine ge-
sonderte landesrechtliche Mitteilungspflicht der Standesamter entfallen. Die zur Erfl-
lung der nach Art. 37 Abs. 1 AGGVG landesrechtlich bestehenden amtlichen Erbener-
mittlungspflicht erforderlichen Angaben sind von den Standesamtern auch im Rahmen
der Mitteilungspflicht an das ZTR zu Ubermitteln. Mit der nach 88 6, 7 Abs. 3 ZTRV
bundesrechtlich verpflichtenden Weiterleitung der umfassenden Sterbefallmitteilung
durch das ZTR an das Nachlassgericht ist sichergestellt, dass dieses friihzeitig alle dem
Standesamt bekannten Daten erhalt. Zur Vermeidung doppelter Mitteilungswege und
im Sinne der Entblrokratisierung wird Art. 35 Abs. 1 Satz 1 AGGVG daher aufgehoben.
In der Folge werden die Regelungen in den Satzen 2 und 3 gegenstandslos und kdnnen
entfallen.

Zur Neufassung von Art. 35 Abs. 2

Die Regelung des Art. 35 Abs. 2 AGGVG sieht vor, dass bei einem Sterbefall auRerhalb
des Landes die Gemeinde, in der der Verstorbene seinen letzten Wohnsitz oder ge-
wohnlichen Aufenthalt hatte, verpflichtet ist, diesen dem Amtsgericht mitzuteilen, sobald
der Tod amtlich bekannt wird. Fir Sterbeféalle auerhalb Bayerns, aber innerhalb des
Bundesgebietes, kann auf diese landesrechtliche Mitteilungspflicht zur Verwaltungsent-
lastung verzichtet werden. Denn in diesen Féllen findet zwingend eine Beurkundung
des Sterbefalls durch ein deutsches Standesamt statt, mit der Folge, dass das Nach-
lassgericht Uber die regularen bundesrechtlichen Mitteilungswege tber das ZTR infor-
miert wird. Dies gilt aber nicht fur Sterbefélle im Ausland von in Bayern wohnhaften
Personen, bei denen zeitnah zum Todesfall keine Nachbeurkundung im Sterberegister
oder ein sonstiger deutscher Personenstandseintrag erfolgt. Fur eine moglichst frihzei-
tige Information der Nachlassgerichte ist hier im Regelfall die landesrechtliche Mittei-
lungspflicht der Gemeinde nach Art. 35 Abs. 2 AGGVG nétig. Der Anwendungsbereich
des Art. 35 Abs. 2 AGGVG wird daher auf Sterbefélle auRerhalb des Bundesgebietes
begrenzt. Im Ubrigen redaktionelle Anpassung.
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Zur Aufhebung von Art. 35 Abs. 3

Eine doppelte Mitteilungsstruktur besteht auch im Hinblick auf Art. 35 Abs. 3 AGGVG.
Danach hat das Amtsgericht dem zustandigen Nachlassgericht jede rechtskréftige To-
deserklarung oder Feststellung der Todeszeit mitzuteilen. Bundesrechtlich hat das
Amtsgericht nach § 73 Nr. 22 des Personenstandsgesetzes (PStG) i. V. m. § 56 Abs. 1
Nr. 4 Buchst. a der Personenstandsverordnung (PStV) sowie der konkretisierenden Re-
gelung in Unterabschnitt XVIII/1 der Anordnung Uber Mitteilungen in Zivilsachen (MiZzi)
dem Standesamt | in Berlin Entscheidungen tber die Todeserklarung oder die Feststel-
lung der Todeszeit mitzuteilen. Dieses ist nach § 78e Satz1 BNotO, § 6 Abs. 1
Nr. 9 ZTRV zur Weiterleitung der Meldung an das ZTR verpflichtet, das wiederum nach
§ 78e Satz 3 BNotO das zustandige Nachlassgericht und die verwahrenden Stellen be-
nachrichtigt. Ein Bedurfnis fur eine Beibehaltung der parallelen landesrechtlichen Mit-
teilungspflicht besteht somit nicht.

Zu Nr. 5 (Art. 38, Art. 39, Art. 43, Art. 51)
Zu Art. 38

Art. 38 AGGVG verfolgte urspriinglich den Zweck, in Bayern fur die Vermittlung der
Auseinandersetzung des Nachlasses bzw. des Gesamtguts zusatzlich zu der bis zum
1. September 2013 in § 363 Abs. 1i. V. m. 8 373 Abs. 1 des Gesetzes Uber das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG) vorgesehenen Zustandigkeit der Amtsgerichte die Zustandigkeit der Notare
zu begriinden. Durch das Gesetz zur Ubertragung von Aufgaben im Bereich der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit auf Notare vom 26. Juni 2013 (BGBI. 2013 | S. 1800) wurden die
88 363 bis 373 FamFG mit Wirkung vom 1. September 2013 jedoch dahingehend ab-
gedandert, dass nicht mehr das Gericht, sondern der Notar auf Antrag die Auseinander-
setzung des Nachlasses bzw. des Gesamtguts zwischen den Beteiligten zu vermitteln
hat. Da nunmehr im FamFG und somit auf der Ebene des Bundesrechts die originare
und alleinige Zustandigkeit der Notare festgeschrieben ist, hat Art. 38 AGGVG keinen
Regelungsgehalt mehr.

Zu Art. 39

Art. 39 Abs. 1 Satz 1 AGGVG betrifft die notarielle Zustandigkeit fur die Erteilung der in
88 36 und 37 der Grundbuchordnung (GBO) bezeichneten Zeugnisse. Nach § 36
Abs. 1 Satz 1 GBO gentigt zum Nachweis der Rechtsnachfolge und der zur Eintragung
des Eigentumsibergangs erforderlichen Erklarungen der Beteiligten ein gerichtliches
Zeugnis, wenn bei einem zum Nachlass oder zu dem Gesamtgut einer Gitergemein-
schaft gehdrenden Grundstlick oder Erbbaurecht einer der Beteiligten als Eigentiimer
oder Erbbauberechtigter eingetragen werden soll. Zustandig fur die Erteilung des Zeug-
nisses sind nach 8§ 36 Abs. 1 Satz 2 GBO neben dem Nachlassgericht die dort genann-
ten Amtsgerichte. Mit Wirkung vom 1. September 2013 wurde durch das Gesetz zur
Ubertragung von Aufgaben im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare vom
26. Juni 2013 (BGBI. 2013 | S. 1800) die Vorschrift des § 36 Abs. 2a in die GBO neu
eingefligt. 8 36 Abs. 2a GBO bestimmt, dass auch der Notar, der die Auseinanderset-
zung vermittelt hat, fur die Erteilung des Zeugnisses nach § 36 Abs. 1 Satz 1 GBO zu-
standig ist, wenn ein Erbschein Uber das Erbrecht samtlicher Erben oder ein Zeugnis
Uber die Fortsetzung der Gutergemeinschaft erteilt ist. Diese Regelung, die nach
§ 37 GBO auch fir die dortigen Konstellationen gilt, ist inhaltlich identisch mit Art. 39
Abs. 1 Satz 1 AGGVG, fur den damit kein eigener Anwendungsbereich mehr verbleibt.
In der Folge kann auch Art. 39 Abs. 1 Satz 2 AGGVG gestrichen werden, da diesem
ebenfalls kein eigenstandiger Regelungsgehalt mehr zukommt. Dass das Nachlassge-
richt neben den anderen in § 36 Abs. 1 Satz 2 GBO genannten Gerichten fur die Ertei-
lung der in 88 36 und 37 GBO bezeichneten Zeugnisse zustandig ist, wenn keine der in
Art. 39 Abs. 1 Satz 1 AGGVG bzw. jetzt in § 36 Abs. 2a GBO beschriebenen Konstel-
lationen der notariellen Zustandigkeit vorliegt, bedarf keiner gesonderten Regelung. In
diesem Fall verbleibt es bei der Grundregel der gerichtlichen Zustandigkeit, die in § 36
Abs. 1 Satz 2 GBO abschlieRend normiert ist.

Art. 39 Abs. 2 AGGVG regelt die notarielle Zustandigkeit fur die Ausstellung von Be-
scheinigungen nach den Gesetzen uber das Bundesschuldbuch und das Staatsschuld-
buch. Mittlerweile ist die notarielle Zustdndigkeit fur die beizubringenden Nachweise
vorrangig in 8 7 Abs. 1 des Bundesschuldenwesengesetzes (BSchuWG) geregelt. Nach
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Art. 3 Abs. 1 des Staatsschuldbuchgesetzes findet 8 7 Abs. 1 BSchuWG auf das Staats-
schuldbuchgesetz entsprechende Anwendung. Damit ist auch Art. 39 Abs. 2 AGGVG
Uberholt und kann daher aufgehoben werden.

Zu Art. 43

Art. 43 AGGVG betrifft die Teilhypotheken-, Teilgrundschuld- und Teilrentenschuld-
briefe und regelt, dass fur deren Herstellung allein die Grundbuchamter zusténdig sind.
Diese landesrechtliche Norm wird mittlerweile durch § 61 Abs. 1 GBO verdrangt, wo-
nach ein Teilhypothekenbrief nicht nur vom Grundbuchamt, sondern auch vom Notar
hergestellt werden kann. Ausweislich des § 70 Abs. 1 GBO ist diese Regelung auch auf
Grundschuld- und Rentenschuldbriefe anwendbar. Art. 43 AGGVG kommt somit keine
eigenstandige Bedeutung mehr zu.

Zu Art. 51

Art. 51 AGGVG regelt, dass Beratungshilfe auch in Rechtsangelegenheiten gewéhrt
wird, die in § 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Beratungshilfegesetzes (BerHG) nicht aufge-
fuhrt sind, wobei die Vorschriften des BerHG entsprechend anzuwenden sind. Mit dem
Gesetz zur Anderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts vom 31. Au-
gust 2013 (BGBI. | S. 3533) wurde 8 2 Abs. 2 Satz 1 BerHG dahingehend erweitert,
dass Beratungshilfe nach dem BerHG in allen rechtlichen Angelegenheiten gewéhrt
wird. Art. 51 AGGVG kommt somit keine eigenstandige Bedeutung mehr zu.

Zu Nr. 6 (Art. 53)

§ 2 Abs. 3 des Justizaktenaufbewahrungsgesetzes (JAKtAG) regelt, dass die Lander
allgemein oder fir einzelne Angelegenheiten bestimmen koénnen, dass fur Akten, Ak-
tenregister, Karteien, Namens- und sonstige Verzeichnisse, die bereits vor dem Inkraft-
treten der Justizaktenaufbewahrungsverordnung zum 1. Januar 2022 weggelegt wur-
den, die bis dahin geltenden landesrechtlichen Aufbewahrungs- und Speicherungsfris-
ten fortgelten. Das Staatsministerium der Justiz (StMJ), das Staatsministerium der Fi-
nanzen und fir Heimat (StMFH), das Staatsministerium des Innern, flr Sport und In-
tegration (StMI) und das Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales (StMAS)
wollen zur Vermeidung eines hohen Verwaltungsaufwandes bei den Gerichten und
Staatsanwaltschaften fir die Neubestimmung der Aufbewahrungs- und Speicherungs-
frist fir bereits weggelegte Akten von der Offnungsklausel nach § 2 Abs. 3 JAKIAG Ge-
brauch machen. Die Ubertragung der Landerermachtigung nach § 2 Abs. 3 JAKtAG auf
die fachlich zustandigen Staatsministerien fuhrt zu einer gréReren Sachnéhe der zu
treffenden Entscheidungen und vereinfacht den Verwaltungsvollzug.

Zu Nr. 7 (Art. 66)

Die Regelung des Art. 66 Abs. 1 bestimmt, dass fur Erbfélle, die vor dem 1. Okto-
ber 1902 eingetreten sind, die im Zeitpunkt des Eintritts des Erbfalls geltenden Gesetze
maRgebend sind. Nach der Gesetzesbegrindung zur identischen Vorgangernorm des
Art. 60 Abs. 2 AGGVG a. F. entspricht die Regelung dem Art. 12 des Bayerischen
Nachlassgesetzes vom 9. August 1902, das am 1. Oktober 1902 in Kraft getreten und
fiir Erbfélle ab diesem Zeitpunkt anwendbar war, wahrend aufgrund der Ubergangsre-
gelung in Art. 12 fur Erbfalle vor dem 1. Oktober 1902 die bisherigen Verfahrensvor-
schriften anwendbar bleiben sollten. Mit Inkrafttreten des AGGVG zum 1. August 1981
wurden das Bayerische Nachlassgesetz sowie das in Teilen noch geltende Bayerische
Notariatsgesetz vom 9. Juni 1899 aufgehoben, da deren Regelungen, soweit sie nicht
gegenstandslos oder entbehrlich waren, durch die Vorschriften des AGGVG ersetzt
wurden.

Eine ausdruckliche Regelung fir den Umgang mit Erbfallen vor Inkrafttreten des AGGVG
sah das Gesetz nur in Art. 60 Abs. 2 a. F. fur den Stichtag 1. Oktober 1902 vor. Zudem
bestimmte Art. 60 Abs. 3 a. F., dass Verfahren auf Vermittlung der Nachlassauseinan-
dersetzung nach bisherigem Recht zu Ende gefuhrt werden sollen. Die nach Art. 4 bis 7
des Bayerischen Nachlassgesetzes bestehende Verpflichtung zur Vermittlung der Nach-
lassauseinandersetzung von Amts wegen hatte der Gesetzgeber nicht in das AGGVG
Ubernommen.

Der historische Gesetzgeber des AGGVG kodifizierte damit nur teilweise den insbeson-
dere in Art. 213 Satz 1 EGBGB zum Ausdruck kommenden allgemeinen Grundsatz des
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intertemporalen Erbrechts, wonach fir die erbrechtlichen Verhaltnisse die friiheren Vor-
schriften maf3gebend bleiben, wenn der Erblasser vor dem Inkrafttreten der neuen Vor-
schriften gestorben ist. Das Bayerische Nachlassgesetz hatte dagegen umfassend in
seinem Art. 12 geregelt, dass fir Erbféalle vor dem 1. Oktober 1902, also vor Inkrafttreten
des Bayerischen Nachlassgesetzes die bisherigen Gesetze malf3gebend bleiben.
Art. 132 des zeitgleich mit dem Birgerlichen Gesetzbuch zum 1. Januar 1900 in Kraft
getretenen Bayerischen Notariatsgesetzes hatte mit Verweis auf Art. 213 EGBGB die
Geltung der bisherigen Gesetze vorbehalten, wenn der Erblasser vor dem Inkrafttreten des
Burgerlichen Gesetzbuches gestorben war. Dass der historische Gesetzgeber des AGGVG
bewusst hiervon abweichen und anders als in den Vorgangernormen keine umfassende
Ubergangsregelung schaffen wollte, ist nicht ersichtlich.

Zur Vermeidung von Unklarheiten, die aus der nur partiellen ausdricklichen Regelung
des intertemporalen Erbrechts durch die Ubernahme der Stichtagsregelung aus Art. 12
des Bayerischen Nachlassgesetzes (1. Oktober 1902) in das AGGVG resultieren kdn-
nen, wird Art. 66 Abs. 1 komplett aufgehoben. Mangels besonderer Ubergangsvor-
schriften gilt damit der allgemeine Rechtsgrundsatz des intertemporalen Erbrechts, wo-
nach die friiheren Vorschriften anwendbar bleiben, wenn der Erblasser vor Inkrafttreten
der neuen Vorschriften gestorben ist. Durch die Aufhebung der einzigen einen Stichtag
nennenden Regelung des Art. 66 Abs. 1 wird somit keine neue Ubergangsregelung ge-
schaffen; es soll vielmehr Verwirrung aufgrund einer unuibersichtlich gewordenen Kette
von Ubergangsregelungen vermieden werden.

Zu Nr. 8 (Art. 67)
Redaktionelle Anpassung.

Zu 8§ 9 (Bayerisches Schlichtungsgesetz — BaySchlG)

Art. 5 Abs. 3 Satz 2 weist die Aufgabe, weitere Glitestellen nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 der
Zivilprozessordnung (ZPO) unter den Voraussetzungen des Art. 22 AGGVG einzurich-
ten und anzuerkennen, dem Prasidenten des Oberlandesgerichts Minchen zu. Durch
das Gesetz zur Errichtung des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 12. Juli 2018
(GVBI. 2018 S. 545) wurde Art. 22 AGGVG mit Wirkung zum 15. September 2018 da-
hingehend abgeandert, dass die Anerkennung von Personen oder Vereinigungen als
Gutestelle im Sinne von § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO nicht mehr durch den Prasidenten des
Oberlandesgerichts Miinchen, sondern durch den Prasidenten des Obersten Landes-
gerichts erfolgt. Diese geadnderte Zustandigkeitszuweisung im AGGVG ist in Art. 5
Abs. 3 nachzuvollziehen. Durch die Anderungen soll dauerhaft ein Gleichlauf sicherge-
stellt werden.

Zu 8§ 10 (Bayerisches Malregelvollzugsgesetz — BayMRVG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Die Norm sieht vor, dass die Tréager der
MaRregelvollzugseinrichtungen auf Verlangen der Fachaufsicht an bestimmten statisti-
schen Erhebungen teilnehmen oder einen Qualitatsbericht erstatten, wobei die Fach-
aufsicht die inhaltlichen Anforderungen und die Haufigkeit des Berichts festlegt. Der
Qualitatsbericht der Trager der Mal3regelvollzugseinrichtungen an die Fachaufsicht ist
bisher nur nach Aufforderung zu erstatten und wurde in der Vergangenheit — trotz Be-
stehens der Norm seit 1. August 2015 — noch nie angefordert. Auch ist aufgrund der
gestiegenen automatisierten Datenerhebung und statistischen Auswertung seitens der
Fachaufsicht nicht zu erwarten, dass diese perspektivisch einen Qualitatsbericht einfor-
dern wird.

Zu § 11 (Mittelstandsférderungsgesetz — MfG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 2. Die Berichtspflicht zur Lage der mittelstan-
dischen Unternehmen sowie der Freien Berufe kann zugunsten einer anlassbezogenen
Berichtsmdglichkeit aufgehoben werden, da ihr Sinn und Zweck auch so, allerdings in
birokratieArmerer Art und Weise, erreicht werden kann.
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Zu § 12 (Bayerische Gaststattenverordnung — BayGastV)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung, die durch die Streichung der klei-
nen Delegation (Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBO) (siehe zu § 6 Nr. 3) notwendig wird.

Zu 8§ 13 (Gesetz Uber das 6ffentliche Versorgungswesen — VersoG)
Zu Nr. 1 (Art. 15 Abs. 1)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nr. 2 (Art. 15 Abs. 2)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Die Versorgungsanstalten unterliegen nach
Art. 18 VersoG der Rechts- und Versicherungsaufsicht durch das Staatsministerium.
Zur Wahrung ihrer Aufgaben ist die Aufsicht auf die entsprechenden Informationen
durch die Versorgungsanstalten angewiesen, wozu die in Art. 15 Abs. 2 VersoG festge-
legte Berichtspflicht dient. Diese gesetzliche Berichtspflicht kann aufgehoben werden,
da der erforderliche Informationsfluss besser anlassbezogen — ggf. auf Anforderung des
Staatsministeriums — erfolgen und damit die erforderliche Information der Aufsicht si-
chergestellt werden kann.

Zu § 14 (Verordnung zur Durchfihrung des Gesetzes Uber das 6ffentliche Versor-
gungswesen — DVVersoG)

Redaktionelle Folgednderung zu 8 13.

Zu § 15 (Bayerisches Naturschutzgesetz — BayNatSchG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2.
Zu Nr. 1 (Art. 3a)

Der Bericht zur Lage der Natur ist weitgehend inhaltsgleich mit dem Umweltzustands-
bericht nach Art. 11 des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG). Nur we-
nige Bereiche des Berichts zur Lage der Natur sind im Umweltzustandsbericht nicht
erfasst und kdénnen in diesen inhaltlich integriert werden. Im Interesse des Burokratie-
abbaus ist eine nahezu identische Berichtspflicht zu vermeiden.

Zu Nr. 2 (Art. 19)
Zu Art. 19 Abs. 3

Der ohnehin nur als Soll-Vorschrift ausgestaltete Statusbericht Giber den Biotopverbund
kann ebenso als freiwilliger, anlassbezogener Bericht erfolgen, sodass die Vorschriftim
Interesse der Deregulierung aufzuheben ist.

Zu Art. 19 Abs. 4
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 16 (Bayerisches Behindertengleichstellungsgesetz — BayBGG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Der Bericht des Behindertenbeauftragten an
den Ministerrat ergibt sich aus der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Dem-
nach muissen die Vertragsstaaten dem Ausschuss fir die Rechte von Menschen mit
Behinderungen innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Ubereinkommens, im
Folgenden mindestens alle vier Jahre sowie auf Anforderung des Ausschusses, berich-
ten (Art. 35 Abs. 1, 2 UN-BRK). Auch dient der Bericht dem Staatsprufverfahren, dem
sich Deutschland regelméaRig nach der UN-BRK unterziehen muss, und zur Problem-
analyse und Sammlung von ldeen fir die politischen Gremien. Diese Anforderungen
kénnen aber auch ohne gesetzliche Berichtspflicht gewahrt werden. Eine anlassbezo-
gene Berichterstattung, deren Vornahme in das Ermessen des Beauftragten oder der
Beauftragten gestellt wird, ist ebenso geeignet, die erforderlichen Informationen zur
Verfigung zu stellen und im Interesse der Deregulierung und Entbirokratisierung vor-
zugswaurdig.



Drucksache 19/8568 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 51

Zu 8§ 17 (Bayerisches Lobbyregistergesetz — BayLobbyRG)
Zu Nr. 1 (Art. 7 Abs. 1)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Die gesetzliche Berichtspflicht zur Anwen-
dung des Lobbyregisters kann aufgrund der vorzugswirdigen und birokratiedrmeren
Maoglichkeit der anlassbezogenen Berichtserstattung aufgehoben werden.

Zu Nr. 2 (Art. 7 Abs. 2)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 18 (Bayerisches Beauftragtengesetz — BayBeauftrG)
Zu Nr. 1 (Art. 2 Abs. 1)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nr. 2 (Art. 2 Abs. 2)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Den Beauftragten soll mehr Flexibilitat ein-
geraumt werden, indem sie nur anlassbezogen und bei Vorliegen sachgerechter
Grinde berichten. Auch nach Entfall der gesetzlich vorgesehenen Berichtspflicht bleibt
es den Beauftragten nattrlich unbenommen, jederzeit Uber alle in ihrem Geschéftsbe-
reich relevanten Bereiche zu berichten. Die Umstellung auf eine anlassbezogene Be-
richterstattung erlaubt den Beauftragten insoweit, ihre Berichte an aktuelles Geschehen
zu knUpfen und nicht von einer turnusmafigen Berichtsmoglichkeit abhéangig zu sein.

Zu 8 19 (Gesetz uber staatliche Auszeichnungen fur die Rettung von Menschen
aus Lebensgefahr)

Zu Nr. 1 (Uberschrift)
Redaktionelle Anderung.
Zur Nr. 2 (Art. 11)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 2. Der Bericht dient dem Bekanntwerden von
Rettungstaten, um die Personen identifizieren zu kénnen, die z. B. mit der Bayerischen
Rettungsmedaille geehrt werden kénnen oder eine 6ffentliche Belobigung mit der Chris-
tophorus-Medaille erhalten. Ein Bekanntwerden der Rettungstaten kann auch durch ei-
nen anlassbezogenen Bericht erfolgen und ist im Interesse der Deregulierung vorzug-
wirdig.

Zu § 20 (Hf6D-Gesetz — HIODG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Das Ziel der ohnehin nur als Soll-Vorschrift
ausgestalteten Evaluation, die Qualitatssicherung der Aus- und Fortbildung an der
Hochschule fur den 6ffentlichen Dienst zu ermdglichen, kann auch durch eine anlass-
bezogene Evaluation erreicht werden.

Zu § 21 (Gesetz Uber die Bildung von Versorgungsricklagen im Freistaat Bayern —
BayVersRuckIG)

Zu Nr. 1 (Inhaltstubersicht)
Redaktionelle Anderung.
Zu Nr. 2 (Art. 7 Abs. 4)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Der Bericht tiber die Entwicklung der Beam-
tenversorgung dient als Datenbasis fur politische Entscheidungen und ist mit Blick auf
die Bedeutung der Personalausgaben fir den Gesamthaushalt unerlasslich. Auch dient
der Versorgungsbericht der Transparenz staatlichen Handelns gegeniiber dem Haus-
haltsgesetzgeber sowie der Offentlichkeit. Diese Ziele kénnen allerdings auch nach Auf-
hebung von Art. 7 Abs. 4 BayVersRiuicklIG erreicht werden, indem der Bericht anlassbe-
zogen erstattet wird.
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Zu Nr. 3 (Art. 10 Abs. 3 Satz 2)

Bislang wird der Geschéftsbericht im Staatsanzeiger und im Bayerischen Ministerial-
blatt verdffentlicht. Da im Staatsanzeiger keine Grafiken abgedruckt werden kénnen,
muss zusatzlich eine reine Textfassung erstellt werden. Durch die Streichung der Ver-
offentlichung im Staatsanzeiger wird dieser zuséatzliche Aufwand vermieden.

Zu § 22 (Bayerisches Gleichstellungsgesetz — BayGIG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Der Nachweis Uber den Stand der Gleich-
berechtigung im 6ffentlichen Dienst in Bayern kann auch durch eine anlassbezogene
(freiwillige) Berichterstattung sichergestellt werden. Damit entfallt zugleich die Notwen-
digkeit einer entsprechenden Evaluationsvorschrift (Art. 23). Im Ubrigen redaktionelle
Folgeénderungen.

Zu § 23 (Bayerisches Pflegendengesetz — BayPfleG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Der Zweck der Pflichtevaluation, den Stand
der Reform und Weiterentwicklung der Vereinigung der Pflegenden in Bayern zu erhe-
ben, kann auch durch eine anlassbezogene Evaluation sichergestellt werden.

Zu § 24 (Bayerisches Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz — BayPsychKHG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Eine kontinuierliche und systematische Be-
richterstattung zur gesundheitlichen Entwicklung auf Bevoélkerungsebene ist maRge-
bend, um negative Entwicklungen friihzeitig zu erkennen und Entwicklungen aussage-
kraftig abzubilden. Das Ziel kann auch durch die vorzugswiirdige, anlassbezogene Be-
richterstattung erreicht werden.

Zu § 25 (Bayerisches Klimaschutzgesetz — BayKlimaG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2.

Der maf3gebliche Informationswert des Klimaberichts besteht in der Darstellung aktuel-
ler Daten zur Entwicklung der Treibhausgas (THG)-Emissionen. Hierfur existiert inzwi-
schen ein umfassendes Angebot des Landesamts fur Statistik im Auftrag des Staatsmi-
nisteriums fur Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV), das neben den aktuellsten Da-
ten auch umfangreiche Erlauterungen zur THG-Statistik und deren Rahmenbedingun-
gen enthalt. Im Ergebnis sind alle relevanten Daten und Zeitreihen 6ffentlich zugéanglich
und liegen deutlich zeitnéher, aktueller und umfassender vor, als dies mit dem Instru-
ment des Klimaberichts mdglich ist.

Auch fir die weiteren Elemente des Klimaberichts (Stand der Umsetzung des Bayeri-
schen Klimaschutzprogramms und der Klimaanpassungsstrategie, Bericht Gber Aus-
gleichsmalBnahmen nach Art. 4 BayKlimaG) bestehen adaquate Informationsangebote
des StMUV, die Transparenz schaffen und dem Informationsinteresse von Landtag und
Offentlichkeit zeitndher Rechnung tragen kénnen als ein statischer jahrlicher Klimabe-
richt.

Zu § 26 (Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz — BayHIG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2.
Zu Nr. 1 (Art. 7)

Die ohnehin nur als Soll-Vorschrift ausgeformte externe Evaluationsmal3gabe fiir Qua-
litatssicherungssysteme von Hochschulen kann ebenfalls auf eine anlassbezogene
Handhabe umgestellt werden.

Zu Nr. 2 (Art. 31)

Eine zwingende jahrliche Berichtspflicht des Prasidenten oder der Prasidentin einer
Hochschule tber die Erfullung der Aufgaben der Hochschule (Rechenschaftsbericht) ist
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vor dem Ziel der Flexibilisierung des Berichtswesens nicht mehr angezeigt. Die Kon-
trollaufgaben des Hochschulrats kdnnen auch durch die Anforderung des Berichts bzw.
anlassbezogene Erstattung durch den Prasidenten oder die Prasidentin ausgelbt wer-
den.

Zu Nr. 3 (Art. 40)

Der Bericht zur Lehre (Lehrbericht) ist inhaltlich sinnvoll, dient er doch dem Informati-
onsaustausch zwischen Studiendekan und Fakultatsrat. Jedoch wird dieser Austausch
auch dann gewahrt, wenn die Erstattung des Berichts in das Ermessen der Hochschu-
len gestellt und flexibel gehandhabt wird. Die Erhebung der Berichtspflicht in Gesetzes-
rang ist hierzu nicht notwendig.

Zu Nr. 4 (Art. 84)

Die gesetzliche Regelung hat sich durch Zeitablauf erledigt und ist darum aufzuheben.
Das Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst (StMWK) hat nach der Erprobungs-
phase durch das Bayerische Staatsinstitut fur Hochschulforschung und Hochschulpla-
nung bereits evaluieren lassen und hierzu dem Landtag am 29. Juli 2024 berichtet.

Zu § 27 (Bayerisches Universitatsklinikagesetz — BayUniKlinG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Zur Steigerung der Leistungsfahigkeit eines
Universitatsklinikums kann das StMWK auf Antrag des Aufsichtsrats durch Rechtsverord-
nung von den Vorgaben der Art. 7 bis 10 BayUniKlinG abweichende Regelungen treffen.
Die Entscheidung Uber die Verlangerung der zunachst fur sechs Jahre geltenden Rechts-
verordnung erfolgt auf Grundlage einer Evaluation, die spatestens ein Jahr vor Ablauf des
Geltungszeitraums durchzufihren ist. Die damitin Art. 17 Satz 3 BayUniKlinG verankerte
gesetzliche Evaluationspflicht kann aufgehoben werden, ohne dass dadurch ein Nach-
teil entstiinde. Die Evaluation wird von den Kliniken auch auf freiwilliger Basis vorge-
nommen werden, wenn diese ein Interesse daran haben, auch weiterhin die Rechtsver-
ordnung zur Anwendung zu bringen. Einer gesetzlichen Pflicht bedarf es darum nicht.

Zu § 28 (Bayerisches Hochschulzulassungsgesetz — BayHZG)

Zu Nr. 1 (Art. 3 Abs. 4)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen
sind die Hochschulen im értlichen Vergabeverfahren geman Art. 3 Abs. 4 BayHZG ver-
pflichtet, dem StMWK einen Bericht mit ihren Kapazitatsberechnungen vorzulegen.
Eine gesetzliche Verankerung einer derartigen Berichtspflicht ist nicht erforderlich und
im Interesse der Deregulierung aufzuheben.

Zu Nr. 2 (Art. 3 Abs. 5)
Redaktionelle Folgeanderungen.

Zu § 29 (Bayerisches Eliteforderungsgesetz — BayEFG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Einer gesetzlichen Pflicht zur Evaluation der
Exzellenzprogramme von hochbegabten Studentinnen und Studenten und besonders
qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchskréften bedarf es im Interesse der Deregu-
lierung und Entbirokratisierung nicht. Ein anlassbezogener Bericht bleibt jederzeit még-
lich.

Zu 8 30 (Bayerisches Kinderbildungs- und betreuungsgesetz — BayKiBiG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2.
Zu Nr. 1 (Art. 14)

Der Elternbeirat fordert die bessere Zusammenarbeit zwischen Eltern, padagogischem
Personal und Trager einer jeden Kindertageseinrichtung. Der nach Art. 14 Abs. 5
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BayKiBiG gesetzlich vorgesehene jahrliche Rechenschaftsbericht ist zur Férderung die-
ses Zwecks nicht notwendig. Vielmehr entstehen dadurch Uberflissige birokratische
Anforderungen, die es aufzuheben gilt.

Zu Nr. 2 (Art. 14a)

Nach Art. 14a Abs. 5 BayKiBiG berichtet das StMAS dem Landtag Uber die Umsetzung
betreffend den Landeselternbeirat. Ein Bericht des StMAS wiirde bei relevanten Ande-
rungen ohnehin anlassbezogen erfolgen, sodass der birokratische Aufwand des vor-
gesehenen gesetzlichen Pflichtberichts nicht zu rechtfertigen ist.

Zu § 31 (Bayerisches Erwachsenenbildungsférderungsgesetz — BayEbFoG)
Zu Nr. 1 (Art. 9)

Redaktionelle Folgeanderung (siehe Nr. 2).

Zu Nr. 2 (Art. 12)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Der Bericht des Staatsministeriums fir Un-
terricht und Kultus (StMUK) an den Landtag Uber die zurtickliegende sowie geplante
Bildungsarbeit und Férderung in der Erwachsenenbildung soll zu Beginn einer jeden
Legislaturperiode erfolgen (Art. 12 Abs. 1 BayEbFOG). Der gesetzlich vorgesehene
Pflichtbericht birgt die Gefahr, dass ein hoher burokratischer Aufwand zur Erstellung
des Berichts betrieben wird, ohne dass es mitteilenswerte Umstande gabe. Durch die
Aufhebung der gesetzlichen Berichtspflicht wird sichergestellt, dass eine Unterrichtung
des Landtags anlassbezogen sowie auf Anforderung erfolgen kann, ohne dass damit
ein uberfliissiger birokratischer Aufwand entsteht. Im Ubrigen handelt es sich um re-
daktionelle Folgeanderungen.

Zu § 32 (Bayerisches Rundfunkgesetz — BayRG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Die gesetzliche Berichtspflicht des Rund-
funkdatenschutzbeauftragten zu seiner Tatigkeit ist aufzuheben, da eine anlassbezo-
gene Berichterstattung vorzugswiirdig ist. Zudem wird Art. 21 BayRG mit Inkrafttreten
des Reformstaatsvertrags (voraussichtlich am 1. Dezember 2025) ohnehin aufzuheben
sein. Im Reformstaatsvertrag wird — parallel zu Art. 21 Abs. 9 Satz 1 BayRG — eine Be-
richtspflicht an die Organe des Bayerischen Rundfunks geregelt. Damit wird die Rege-
lung des Art. 21 BayRG hinfallig.

Zu 8§ 33 (Bayerisches Mediengesetz — BayMG)
Zu Nr. 1 (Art. 20 Abs. 9)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Nach Art. 20 Abs. 9 Satz 1 BayMG erstattet
der Medienbeauftragte den Bericht Giber seine Téatigkeit im Sinne des Art. 49 der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) auch an die Organe der Landeszentrale nach
Art. 10 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BayMG, somit den Medienrat, den Verwaltungsrat und den
Prasidenten der Bayerischen Landeszentrale fir neue Medien. Diese Berichtspflicht be-
steht neben der Berichtspflicht des Art. 59 DSGVO. Um eine doppelte Berichtspflicht
- und damit einhergehend Uberfliissige Birokratie — zu vermeiden, ist die gesetzliche
Berichtspflicht des Art. 20 Abs. 9 Satz 1 BayMG aufzuheben.

Zu Nr. 2 (Art. 20 Abs. 10)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 34 (Staatsforstengesetz — StFoG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 2. Der in Art. 6 Abs. 4 StFoG gesetzlich vorge-
schriebene Pflichtbericht dient der Aufsichtsbehérde zur Uberpriifung der vorbildlichen
Bewirtschaftung des Staatswaldes und der vorbildlichen Jagdausiibung. Der Bericht ist
somit wesentliche Grundlage fur die Beurteilung der Bewirtschaftung der Bayerischen
Staatsforsten als gesamtes Unternehmen. Die Aufsichtsbehorde ist jedoch auch ohne
gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtbericht imstande, ihren Pflichten nachzukommen.
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Ein anlassbezogener Bericht z. B. auf Anforderung der Aufsichtsbehérde ist ebenso
geeignet, einen Austausch der erforderlichen Informationen zu gewéhrleisten und stellt
noch dazu sicher, dass tUberflissige Birokratie durch Erstattung des Berichts ohne Vor-
liegen von berichtenswerten Umsténden verhindert wird.

Zu § 35 (Bayerisches Waldgesetz — BayWaldG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 2. Im Rahmen des Agrarberichts berichtet die
Staatsregierung nach Art. 25 BayWaldG uber die Lage und Entwicklung der Forstwirt-
schaft im Freistaat Bayern sowie Uber die zur Forderung der Forstwirtschaft erforderli-
chen MaRnahmen. Dem Sinn und Zweck der Berichtspflicht kann auch im Zuge einer
birokratiedrmeren, anlassbezogenen Berichterstattung entsprochen werden, weshalb
die gesetzliche Festsetzung gestrichen werden kann.

Zu § 36 (Zustandigkeitsverordnung im Verkehrswesen — ZustVVerk)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeadnderung, die durch die Streichung der klei-
nen Delegation (Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBO) (siehe zu § 6 Nr. 3) notwendig wird.

Zu § 37 (Bayerisches Rettungsdienstgesetz — BayRDG)
Zu Nr. 1 (Art. 35)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Der Bericht Uber den Vollzug der Entgelt-
vereinbarung fur die Mitwirkung von Arzten in der Notfallrettung dient insbesondere
dazu, den Sozialversicherungstrager als Kostentrager des Rettungsdienstes tber den
Vollzug der Entgeltvereinbarung mit der Kassenarztlichen Vereinigung Bayerns zu in-
formieren. Diese Daten dienen als Grundlage fiir die Planung der jahrlichen Haushalts-
vereinbarungen. Die Berichtspflicht kann jedoch aufgehoben werden, da ein anlassbe-
zogener (freiwilliger) Bericht stets mdglich und der erforderliche Informationsfluss damit
gegeben ist.

Zu Nr. 2 (Art. 41)
Vorbemerkung zu den Anderungen zum ,Stand der Technik*

Die Gesetzesanderungen zielen darauf ab, die Verweise auf den ,Stand der Technik*
aus den betroffenen landesrechtlichen Normen zu streichen. Stand der Technik ist der
Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen, der
nach herrschender Auffassung fihrender Fachleute das Erreichen des gesetzlich vor-
gegebenen Zieles gesichert erscheinen lasst. Rein faktisch werden hier als Mal3stab
— insbesondere auch von der Rechtsprechung — technische Normen der DIN, VDE u. a.
herangezogen. In der Praxis fuhrt dieser Bezug zu einem kontinuierlichen Anpassungs-
und Verscharfungsdruck technischer Normen, was wiederum das technische Maximum
als Malstab fur die Umsetzung festlegt. Dies geschieht oft ohne eine angemessene
Prufung der VerhaltnismafRigkeit oder Zweckmafigkeit.

Der Gesetzgeber hat durch die Verweise auf den ,Stand der Technik® den Malstab fir
die Einhaltung technischer Normen extern verlagert. Dies bedeutet, dass nicht mehr der
Staat selbst bestimmt, welche technischen Standards einzuhalten sind, sondern ex-
terne technische Normierungsgremien. Diese Praxis fuhrt zu einer Reihe von Proble-
men. Der Staat hat keinen Einfluss darauf, dass gepruft wird, ob die technischen Anfor-
derungen im Verhaltnis zu den damit verbundenen Kosten und dem Nutzen stehen, das
heif3t, ob die technischen Anforderungen tatsachlich geeignet, erforderlich und ange-
messen sind, um den beabsichtigten Zweck zu erreichen.

Durch die gesetzlichen Verweise kommt es zu tibersteigertem birokratischen Aufwand,
da standig wechselnde und immer strenger werdende Normen einzuhalten sind. Diese
Belastung wird durch die vorliegenden Gesetzesanderungen eingehegt. Den Verant-
wortlichen wird dadurch ermaoglicht, ohne die strikten Vorgaben des ,Stands der Tech-
nik“ praxisnahere und kostengunstigere Lésungen zu finden. Gleichzeitig kommt der
Handelnde wieder selbst in die Verantwortung sicherzustellen, dass Verfahren und Pro-
dukte den erforderlichen Sicherheits- und Qualitétsstandards entsprechen. Dies férdert
eine Kultur der Verantwortung und des Qualitatsbewusstseins.
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Durch die Streichung der Verweise auf den ,Stand der Technik* kénnen Gerichte und
Verwaltungsbehdrden zudem technische Normen nicht mehr ohne Weiteres zur Grund-
lage ihrer Entscheidungen machen, was mehr Flexibilitat bei der Rechtsanwendung er-
maglicht. Nicht mehr ein durch technische Normen festgelegter ,Maximalstandard® ist
von vornherein maf3geblich, vielmehr kann auch ein angemessener, darunterliegender
Standard zugrunde gelegt werden. Dies ist insbesondere fir kleine und mittelstandische
Unternehmen von Vorteil, die oft nicht Uber die Ressourcen verfligen, um sich fortlau-
fend an die neuesten und héchsten technischen Standards anzupassen.

Ein weiterer positiver Effekt der Gesetzesanderungen ist die Férderung von Innovatio-
nen. Ohne die strikten Vorgaben des ,Stands der Technik® haben Unternehmen mehr
Spielraum, innovative und maf3geschneiderte Losungen zu entwickeln, die besser auf
ihre spezifischen Bedurfnisse und die ihrer Kunden abgestimmt sind. Dies kann zu einer
Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit und einer Starkung des Wirtschaftsstandorts fih-
ren.

Insgesamt tragen die Gesetzesédnderungen dazu bei, die blrokratische Belastung zu
reduzieren, die Kosten zu senken, die Innovationsfahigkeit zu steigern und die Flexibi-
litéat bei der Rechtsanwendung zu erhéhen. Sie stellen sicher, dass technische Normen
nicht mehr ohne Weiteres zur Grundlage von Entscheidungen gemacht werden und
fordern gleichzeitig eine praxisndhere und kostenginstigere Umsetzung technischer
Anforderungen

Zu Art. 41

Art. 41 Abs. 1 BayRDG regelt, dass alle Einsatzfahrzeuge des Rettungsdienstes fir ih-
ren Einsatzzweck in geeigneter Weise ausgestattet und eingerichtet sein missen.
Satz 2, der hierflir den Maf3stab des Stands der Technik heranzieht, kann ersatzlos
gestrichen werden. Der MaR3stab ergibt sich bereits aus der Zweckgeeignetheit im bis-
herigen Satz 1.

Zu 8§ 38 (Gesetz uiber den 6ffentlichen Personennahverkehr in Bayern — BayOPNVG)
Zu Nr. 1 (Art. 4)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Art. 4 Abs. 3 BayOPNVG regelt die
Anforderungen an die Fahrzeuge des o6ffentlichen Personennahverkehrs. Als Kriterien
werden aufgefihrt Umweltschutz, Sicherheit, Bequemlichkeit, Verkehrsbeschleunigung
und Aufwandssenkung. Die Bezugnahme auf den Stand der Technik ist nicht erforder-
lich und zu streichen.

Zu Nr. 2 (Art. 17)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 2. Der Pflicht zur Erstellung eines Schienen-
nahverkehrsplans, der alle zwei Jahre fortgeschrieben werden muss, kann aufgrund der
sich stets erneuernden Rahmenbedingungen und Unsicherheiten ohnehin nicht nach-
gekommen werden. Die Norm findet somit keinen praktischen Anwendungsbereich und
kann aufgehoben werden.

Zu Nr. 3 (Art. 29)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu 8 39 (Bayerisches Gesetz tuiber das Erziehungs- und Unterrichtswesen — BayEUG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Im Rahmen von schuljahresiibergrei-
fenden statistischen Auswertungen wird ein Pseudonym erzeugt. Durch die Anderung
in Art. 113b Abs. 9 Satz 2 BayEUG wird die Anforderung, dass dieses nach dem jeweils
neuesten Stand der Technik zu gestalten ist, gestrichen. Es verbleibt die Anforderung,
dass ein Riuckschluss auf Einzelpersonen ausgeschlossen sein muss.
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Zu 8§ 40 (Landeswahlordnung — LWO)
Zu Nr.1 (8 88 Abs. 1)

Aus Anlass der Anderung wird die in der Landeswahlordnung vorgesehene Bekannt-
machung im Staatsanzeiger durch eine Bekanntmachung im Bayerischen Ministerial-
blatt ersetzt, da dieses fur den Birger ohne Abonnement und damit leichter digital zu-
ganglich ist als der Staatsanzeiger.

Zu Nr. 2 (8 88 Abs. 2)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Die Norm regelt die 6ffentliche Be-
kanntmachung im Internet und konkret in Satz 2, dass die Unversehrtheit, Vollstandig-
keit und Ursprungszuordnung der Veréffentlichung nach aktuellem Stand der Technik
zu gewabhrleisten ist. Die Regelung ist um den ,Stand der Technik® zu bereinigen.

Zu § 41 (Bayerisches Verfassungsschutzgesetz — BayVSG)
Zu Nr. 1 und 2 (Art. 10)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 37 Nr. 2. Art. 10 BayVSG regelt den verdeck-
ten Zugriff auf informationstechnische Systeme zur Gefahrenabwehr. Hierbei ist gem.
Abs. 2 Satz 2 das eingesetzte Mittel nach dem Stand der Technik gegen unbefugte
Nutzung zu schitzen und gem. Abs. 2 Satz 3 sind erhobene Daten nach dem Stand der
Technik gegen Veranderung, unbefugte Léschung und unbefugte Kenntnisnahme zu
schitzen. Der Bezug auf den Stand der Technik kann ersatzlos gestrichen werden.
Maf3geblich ist, dass der Schutz gewahrleistet ist, ob dies dem Stand der Technik ent-
spricht, sollte nicht relevant sein, sondern die Zweckerreichung.

Zu Nr. 2 (Art. 33)

Die Norm dient der Wahrung des Zitiergebots nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundge-
setzes (GG) und wiederholt lediglich die bereits bestehende Norm.

Zu § 42 (Polizeiaufgabengesetz — PAG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2.
Zu Nr. 1 (Art. 27)

Art. 27 PAG regelt die Verwertung und Vernichtung sichergestellter Sachen. In diesem
Zusammenhang regelt Abs. 3 Satz 5, dass bei der Verwertung von Datentréagern sicher-
zustellen ist, dass zuvor personenbezogene Daten dem Stand der Technik entspre-
chend geléscht wurden. Der Bezug zum Stand der Technik bringt keinen Mehrwert,
sondern moglicherweise einen Mehraufwand. Der Zweck — die Léschung — muss er-
reicht werden — nicht mehr und nicht weniger.

Zu Nr. 2 (Art. 42)

Art. 42 PAG regelt die Uberwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation durch
die Polizei. Das zur Uberwachung eingesetzte Mittel ist gem. Abs. 2 Satz 4 nach dem
Stand der Technik gegen unbefugte Nutzung zu schitzen. Die Regelung ist um den
»otand der Technik® zu bereinigen.

Zu Nr. 3 (Art. 45)

Art. 45 Abs. 1 Satz 5 PAG regelt, dass die durch die Polizei zum verdeckten Zugriff auf
informationstechnische Systeme eingesetzten Mittel entsprechend dem Stand der
Technik gegen unbefugte Benutzung zu schiitzen sind. Gem. Art. 48 Abs. 7 PAG sind
personenbezogene Daten, die im Rahmen polizeilicher MaRnahmen erhoben wurden,
entsprechend dem Stand der Technik gegen unbefugte Kenntnisnahme, Veranderung
und Ldschung besonders zu sichern. Auch hier gilt, der Zweck muss erreicht werden,
die Einhaltung des Stands der Technik ist dabei nicht notwendig. Die Regelungen sind
um den ,Stand der Technik” zu bereinigen.

Zu Nr. 4 (Art. 100)

Die Norm dient der Wahrung des Zitiergebots nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG und wie-
derholt lediglich die bereits bestehende Norm.
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Zu § 43 (Polizeiorganisationsgesetz — POG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Art. 15 POG regelt, dass Betreiber
von offentlichen Verkehrsmitteln und Flugh&fen der Polizei die erforderlichen Einrich-
tungen fur ihre Tatigkeit vor Ort zur Verfiigung stellen missen. Diese Einrichtungen sind
gem. Abs. 1 Nr. 2 mit kommunikationstechnischen Anlagen nach dem Stand der Tech-
nik auszustatten und zu versorgen. Durch die Anderung wird sichergestellt, dass die
kommunikationstechnischen Anlagen den polizeilichen Anforderungen gentigen, ochne
den problematischen Begriff ,Stand der Technik® zu verwenden.

Zu § 44 (Bayerisches Beamtengesetz — BayBG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 37 Nr. 2. Art. 104 Abs. 2 BayBG regelt die hyb-
ride Personalakte (teils in Papier, teils elektronisch). In diesem Zusammenhang ist gem.
Satz 4 bei der Erfassung papiergebundener Unterlagen in elektronische Dokumente
entsprechend dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die elektronischen Doku-
mente mit den Papierdokumenten bildlich und inhaltlich Ubereinstimmen. Der Begriff
des Stands der Technik wird ausgetauscht und durch den neuen Begriff ,ausreichend®
wird der Mindeststandard garantiert. Der Zweck muss jedenfalls durch die Methode er-
fullt werden. Es ist jedoch kein Uber diese Zweckerfiullung hinausgehender Maf3stab
anzusetzen.

Zu 8§ 45 (Bayerisches Digitalgesetz — BayDiG)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2.
Zu Nr. 1 (Art. 30)

Art. 30 BayDiG regelt Einzelheiten zu dem Nutzerkonto fiir den Portalverbund Bayern.
Gem. Abs. 1 Satz 3 wird die Sicherheit des Nutzerkontos nach dem Stand der Technik
gewdahrleistet. Durch die Anderung zu einer ,angemessenen® Sicherheit wird das anzu-
wendende Mittel wieder ins Verhaltnis zum Zweck gesetzt, was beim Stand der Technik
als Mal3stab nicht gewahrleistet ist.

Zu Nr. 2 (Art. 33)

Staatliche Behorden sollen, Landratsémter und sonstige Behorden kénnen, ihre Akten
digital fiihren. In Art. 33 Abs. 3 Satz 3 BayDiG ist geregelt, dass bei der Ubertragung
der Dokumente von Papier ins Digitale nach dem Stand der Technik sicherzustellen ist,
dass die digitale Fassung mit dem Papierdokument tibereinstimmt. Die Regelung ist um
den ,Stand der Technik® zu bereinigen.

Zu Nr. 3 (Art. 39)

Gem. Art. 39 Abs. 1 BayDiG sind die fir die Digitalisierung der staatlichen 6&ffentlichen
Verwaltung erforderlichen Infrastrukturen nach Stand der Technik und der angemesse-
nen Verfligbarkeit einzurichten und vorzuhalten. Auch hier ist der ,Stand der Technik*®
Zu bereinigen.

Zu Nr. 4 (Art. 48)

Art. 48 Abs. 2 BayDiG regelt die Speicherung und Auswertung sogenannter Protokoll-
daten. Diesbezuglich ist gem. Satz 3 durch organisatorische und technische MaRRnah-
men nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass eine Auswertung nur automa-
tisiert erfolgt. Der Mal3stab ,Stand der Technik® wird durch ,ausreichend® ersetzt. Mit
dem Begriff ,ausreichend” wird ein Mindeststandard garantiert. Der Zweck muss jeden-
falls durch die Methode erfillt werden. Es ist jedoch kein tber diese Zweckerfiillung
hinausgehender Maf3stab anzusetzen.

Zu § 46 (Bayerische Digitalverordnung — BayDiV)
ZuNr.1(81Abs.1)
Redaktionelle Anderung.
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Zu Nr. 2 (8§ 1 Abs. 2)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Der zu streichende § 1 Abs. 2 BayDiV
sieht vor, dass ein Authentifizierungsverfahren nur zertifiziert werden darf, wenn es dem
Stand der Technik entspricht. Die Zertifizierung erfolgt gem. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 durch
das Staatsministerium fir Digitales (StMD). Das StMD ist eigenstandig in der Lage fest-
zustellen, ob ein Authentifizierungsverfahren fir den Zweck zu zertifizieren ist und be-
notigt hierfur keine technischen Normierungen.

Zu § 47 (Meldedatenverordnung — MeldDV)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2.
ZuNr.1(82)

§ 2 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 MeldDV regeln jeweils Datenverschliisselungen
und sahen bislang eine Verschlisselung nach dem Stand der Technik vor. Durch die
Anderung zu einer ,angemessenen“ Verschliisselung wird das anzuwendende Mittel
wieder ins Verhdltnis zum Zweck gesetzt, was beim Stand der Technik als Maf3stab
nicht gewabhrleistet ist.

Zu Nr. 2 (8 4)

8 4 Abs. 3 Satz 4 MeldDV regelt fur Datenlibermittlungen im automatisierten Abrufver-
fahren, dass der Datenabruf Uber das Internet, das Verbindungsnetz des Bundes oder
Uber landesinterne, nach dem Stand der Technik gesicherte Netze mdglich sein muss.
Die Regelung ist um den ,Stand der Technik® zu bereinigen.

Zu 848 (Verordnung uber das zentrale elektronische Personenstandsregister —
ZEPRV)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2.
Zu Nr.1(83)

§ 3 Abs. 1 ZEPRYV regelt die Datentibermittlung zwischen Registerverfahren und Fach-
verfahren und sieht hierfir bislang eine Verschlisselung nach dem Stand der Technik
vor. Durch die Anderung vom Stand der Technik zu einer anlassgerechten Verschliis-
selung ist eine individuelle Zweck-/Nutzenabwagung maglich. Der Verweis auf externe
Standards durch den ,Stand der Technik” eréffnet eine solche Abwagung nicht. Das
Verschliisselungssystem sollte jedoch zur jeweiligen Anwendung passen und nicht
zwingend zu externen Standards.

Zu Nr. 2 (8 4)

8 4 Abs. 3 Satz 5 ZEPRV regelt die Verschliisselung bei elektronischer Ubermittlung
von Stichproben. Auch hier sollte der Mal3stab des Stands der Technik ersetzt werden.
Durch die Verwendung der Begrifflichkeit ,in geeigneter Weise* kann die Verschlisse-
lung wiederum individuell auf die Anwendung abgestimmt werden.

Zu 8 49 (Krebsregisterverordnung — BayKRegV)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 37 Nr. 2. In 8 12 Abs. 1 BayKRegV wird die
Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben geregelt. Hierzu sollen die nach dem je-
weiligen Stand der Technik und der Art des eingesetzten Verfahrens erforderlichen
MaRnahmen angeordnet werden. Die Regelung ist um den ,Stand der Technik® zu be-
reinigen.

Zu 8 50 (Bestattungsverordnung — BestV)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 BestV
durfen fur Erdbestattungen andere Materialien als Vollholz verwendet werden, wenn die
Sarge so beschaffen sind, dass bei der Verbrennung nach dem Stand der Technik die
geringstmdglichen Emissionen entstehen. Bei dieser Formulierung besteht die Gefahr,
dass Alternativen kaum zu realisieren sind, da nach dem Stand der Technik immer eine
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noch geringere Emission erreicht werden kann. Durch die Angabe ,keine unangemes-
senen“ Emissionen wird die Anforderung entscharft und gleichzeitig der Emissions-
schutz erhalten.

Zu 8§ 51 (Gesetz Uber Anforderungen an den Larmschutz bei Kinder- und Jugend-
spieleinrichtungen — KJG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Art. 4 Nr. 1 KJG regelt die Einhaltung
von Immissionsrichtwerten beim Bau und Betrieb von Jugendspieleinrichtungen. Hierzu
kommt in Betracht Anlagen im Freien nach dem Stand der Technik zur LArmminderung
zu errichten und zu betreiben. Die Regelung ist um den ,Stand der Technik® zu bereini-
gen. Mangels verbliebenen Anwendungsbereichs kann die Vorgabe génzlich gestrichen
werden.

Zu § 52 (Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz — BayAbfG)
Zu Nr. 1 (Art. 3)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 37 Nr. 2. Nach Art. 3 Abs. 6 BayAbfG haben
die entsorgungspflichtigen Koérperschaften (Trager der Abfallentsorgung) Anlagen zur
Verwertung und zur Beseitigung von Abféllen nach dem Stand der Technik zu errichten,
zu betreiben und entsprechend zu Uberwachen. Die Regelung ist um den ,Stand der
Technik® zu bereinigen.

Zu Nr. 2 (Art. 29)
Redaktionelle Korrektur.

Zu § 53 (Verordnung uber den Abfallwirtschaftsplan Bayern — AbfPV)
Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2.
Zu Nrn. 1 und 2 (Abschnitt | bis Ill der Anlage)

Die Anlage zur Verordnung tber den Abfallwirtschaftsplan Bayern (AbfPV) ist insge-
samt um den ,Stand der Technik” zu bereinigen.

Zu Nr. 3 (Abschnitt IV der Anlage)

Nach Abschnitt IV Nr. 7 der Anlage zur AbfPV sollen Beseitigungsanlagen (Sonderab-
falle) fur Forschungs- und Entwicklungstétigkeiten, die der Fortentwicklung des Stands
der Technik dienen, zur Verfugung gestellt werden. Die Fortentwicklung des Stands der
Technik wird durch die Angabe ,fir die Entwicklung neuer Technologien® ersetzt. Inno-
vation soll geférdert werden mit der Blickrichtung auf Neues und nicht der Orientierung
am Bestehenden.

Zu 8§ 54 (Verordnung zur Ausfiihrung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes —
AVBayRDG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8§ 37 Nr. 2. Nach § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 AV-
BayRDG soll die Eignung des Durchfihrenden zur Berg- und Héhlenrettung oder der
Wasserrettung unter anderem durch eine ausreichende und an den Stand der Technik
angepasste Ausstattung an Rettungsmitteln und medizinischer Ausriistung nachgewie-
sen werden. Rettungsmittel und Ausriistung missen in der Praxis nicht zwingend dem
aktuellen Stand der Technik entsprechen, sondern sie mussen den Zweck der Rettung
sicherstellen. Deshalb wird die Anforderung dahingehend geéndert, dass die Ausris-
tung dem Rettungszweck entsprechen muss. Der Bezug auf den ,Stand der Technik®
wird gestrichen.

Zu 8§ 55 (E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz — ERVV Ju)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. 8 17 Satz 1 und 2 ERVV Ju normiert
die Anforderung an das Datenverarbeitungssystem fiir die elektronische Akte der Justiz.
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Durch die Anderung wird die Norm verstandlicher gemacht und die Anforderungen wer-
den an das System an der Benutzbarkeit der elektronischen Akte ausgerichtet statt an
externen Faktoren.

Zu 8§ 56 (Arbeits- und Sozialgerichtliche eAkten-Verordnung — eAktV ArbSozG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Parallel zu den Anforderungen an das
Datensystem der Justiz-eAkte werden mit dieser Anderung auch die Anforderungen an
das Datensystem fir die arbeits- und sozialgerichtliche eAkte angepasst und die Be-
zugnahme auf den Stand der Technik gestrichen.

Zu 8 57 (Verordnung Uber die elektronische Aktenfihrung in der Verwaltungsge-
richtsbarkeit im Freistaat Bayern — BayeAktV-V)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Auch fur die elektronische Akte in der
Verwaltungsgerichtsbarkeit werden die Anforderungen an das Datensystem entspre-
chend angepasst und die Bezugnahme auf den Stand der Technik gestrichen.

Zu § 58 (Finanzgerichtliche eAkten-Verordnung — eAktFGV)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Die Anforderungen an das Datensys-
tem der elektronischen Akte in der Finanzgerichtsbarkeit werden mit dieser Anderung
— parallel zu den anderen Gerichtsbarkeiten — angepasst und die Bezugnahme auf den
Stand der Technik gestrichen.

Zu 8§ 59 (Bayerische Bergverordnung — BayBergV)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Mit den Anderungen werden zwei
Bezugnahmen auf den Stand der Technik aus der BayBergV gestrichen. § 19 Abs. 1
Satz 2 betrifft die Mindestanforderungen an die Erstellung, die Ausstattung und den Be-
trieb bei Bohrungen. 8 51 Abs. 1 Satz 2 BayBergV regelt die Anforderungen an Rohr-
leitungen zur Beforderung geféhrlicher Gase und Flussigkeiten sowie von Sole. In bei-
den Fallen ist die Einhaltung der Schutzziele relevant, nicht die Einhaltung des Stands
der Technik.

Zu 8 60 (Bayerische IVU-Abwasser-Verordnung — IVUAbwV)
ZUNr.1(87)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu § 37 Nr. 2. Die IVUAbwV regelt die Erlaubniser-
teilung fur das Einleiten von Abwasser. Durch die Anderungen an § 7 Abs. 2 IVUAbwV
werden Vorgaben fur die Frage, wann die Behdrde eine Erlaubnis zu Uberprifen hat
gestrichen. Dieser Vorgaben bedarf es bei einer eigenverantwortlich handelnden Be-
horde, die ohnehin die Erlaubnis regelmafig zu prifen hat, nicht. Auch der Bezug auf
den Stand der Technik wird gestrichen.

ZUNr.2(89)

Bei der Norm handelt es sich um eine Ubergangsregelung, die sich durch Zeitablauf
bereits erledigt hat. Sie kann gestrichen werden.

Zu Nr. 3 (8 17)

Redaktionelle Anderung.

Zu § 61 (Bayerisches Gesetz zur Ausfihrung des Abwasserabgabengesetzes —
BayAbwAG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 37 Nr. 2. Art. 8a BayAbwAG regelt die Zulas-
sigkeit der Verdiinnung von Abwasser. Satz 1 kann komplett gestrichen werden, weil er
einen allgemein giltigen Grundsatz des Abwasserrechts enthélt, der aus den abwas-
serrechtlichen Regelungen (Wasserhaushaltsgesetz — WHG, Abwasserverordnung -
AbwV) ableitbar ist.
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Zu § 62 (Bayerisches Eisenbahn- und Seilbahngesetz — BayESG)

Siehe allgemein die Vorbemerkung zu 8 37 Nr. 2. Art. 29 BayESG enthalt die Erméch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen, in Abs. 2 Nr. 13 zu den Bestimmungen
Uber die nach dem jeweiligen Stand der Technik erforderlichen Bau- und Betriebsvor-
schriften fir die technische Gestaltung der Seilbahnen und die Fuhrung des Betriebs.
Der Stand der Technik kann und soll hier nicht der Maf3stab sein, sondern die tatsach-
lichen Anforderungen, namlich die Sicherheit der Anlage. Durch die Anderung wird der
Mafstab daher an einer risikoangemessenen Betriebssicherheit festgemacht.

Zu § 63 (Bayerisches Besoldungsgesetz — BayBesG)
Zu Nr. 1 (Art. 2)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nr. 2 (Art. 58)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nr. 3 (Art. 66)

Die Leistungsstufen haben in der Verwaltungspraxis kaum noch Bedeutung, zumal
auch die Leistungspramien Uber einen Zeitraum von bis zu 12 Monaten gestiickelt wer-
den kdnnen. Auch von den obersten Dienstbehérden werden sie ganz Giberwiegend als
besonders aufwendig angesehen. Gegeniiber den Leistungspramien weisen die Leis-
tungsstufen zudem keinen messharen personalwirtschaftlichen Zusatznutzen auf. Zur
Deregulierung wird daher Art. 66 BayBesG aufgehoben.

Zu Nr. 4 (Art. 67)

Damit Leistungspramien ihren Zweck erreichen kdnnen, herausragende Einzelleistun-
gen auch finanziell zu wirdigen und die Motivation zu starken, sollen kinftig geringfu-
gige Pramien oder Einheitspramien ausgeschlossen werden. Daher soll die Leistungs-
pramie mindestens 400 € betragen. Eine Unterschreitung ist mit gesonderter Begrin-
dung maglich.

Zu Nr. 5 (Art. 68)

Obwohl das Budget fiir die Leistungsbeziige in Art. 68 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayBesG
festgelegt wird, wurden diese im staatlichen Bereich regelméaRig vom Haushaltsgesetz-
geber ersetzt. Zur Deregulierung wird daher lediglich der Maximalbetrag beibehalten
und im Ubrigen auf die jeweiligen haushalterischen Bestimmungen verwiesen. Im Ubri-
gen redaktionelle Folgednderung.

Zu Nr. 6 (Art. 83)
Redaktionelle Folgeanderung.
Zu Nr. 7 (Art. 108)

Far Beamte und Beamtinnen, die am 31. Dezember des Vorjahres des Inkrafttretens
der Anderungen eine Leistungsstufe erhalten, ist fir die Dauer der bewilligten Leis-
tungsstufe eine Ubergangsregelung erforderlich.

Zu 8§ 64 (Leistungslaufbahngesetz — LIbG)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 65 (StMB Zustandigkeitsverordnung Beamtenrecht — ZustV-BM)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 66 (StMI Zustéandigkeitsverordnung Beamtenrecht — ZustV-IM)
Redaktionelle Folgeanderung.
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Zu § 67 (StMWK-Zustandigkeitsverordnung — ZustV-WKM)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 68 (StMFH-Zustandigkeitsverordnung — ZustV-FM)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 69 (Verordnung uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im Geschéftsbereich
des Bayerischen Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie — ZustV-WM)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 70 (Verordnung uber dienstrechtliche Zustandigkeiten im Geschaéftsbereich
des Bayerischen Staatsministeriums fur Ernédhrung, Landwirtschaft, Forsten und
Tourismus — ZustV-LM)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu 8§ 71 (Verordnung uber beamten-, richter-, disziplinar-, besoldungs- und reise-
kostenrechtliche Zustandigkeiten und die Einstufung von Dienstposten im Ge-
schéaftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Sozi-
ales — ZustV-AM)

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 72 (StMUV-Zustéandigkeitsverordnung — ZustV-UM)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu 8§ 73 (StMGP-Zusténdigkeitsverordnung — ZustV-GM)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu § 74 (Bayerisches Disziplinargesetz — BayDG)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu 8§ 75 (Bayerisches Beamtenversorgungsgesetz — BayBeamtVG)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu 8 76 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Abweichend davon sollen die An-
derungen des BayBesG sowie die infolgedessen erforderlichen Folgednderungen erst
zum Beginn des nachsten Haushaltsjahres (1. Januar) nach Inkrafttreten des Gesetzes
Anwendung finden.
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zur Anderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes
hier: Weiterentwicklung zu einem Bayerischen Blinden- und Gehdérlosengeld-
gesetz

A) Problem

Bislang besteht fur gehorlose und schwerhérige Menschen eine Versorgungsliicke:
Viele Mehraufwendungen fur die Bewaltigung ihres Alltags sind durch bundes- und lan-
desgesetzliche Leistungen nicht abgedeckt. Hierzu zahlt beispielsweise die Anschaf-
fung von optischen Rauchmeldern oder Lichtsignalanlagen. Vor allem bei der Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft sind sie auf Assistenzleistungen zur Kommunikation in
Form von Gebéardensprach- und Schriftdolmetschern bzw. -dolmetscherinnen angewie-
sen. Die Ubernahme von Dolmetscherkosten und Kommunikationshilfen ist lediglich in
Verwaltungsverfahren, beim Schul- und Hochschulbesuch, in Gerichtsverfahren sowie
zur medizinischen Behandlung durch die Eingliederungshilfe abgedeckt. Das Bundes-
teilhabegesetz (BTHG) wiederum regelt die Kostenibernahme von Gebéardensprach-
und Schriftdolmetschern bzw. -dolmetscherinnen im privaten Bereich nur bei besonde-
ren Anlassen. Fur alltéagliche Lebensbereiche — das Ehrenamt, Elterngespréache in der
Schule, Beratungsgesprache bei groReren Anschaffungen — besteht demnach kein An-
spruch auf Unterstutzungsleistungen. Gehdrlose und schwerhdrige Menschen sind so-
mit einer erheblichen finanziellen Belastung bis hin zu einem Ausschluss von gesell-
schaftlichen Lebensbereichen ausgesetzt.

B) Ldsung

Bundeslander wie Berlin, Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen oder
Sachsen-Anhalt haben bereits ein Gehoérlosengeld in ihren Blindengeld- oder Landes-
pflegegeldgesetzen verankert. Nach dem Vorbild anderer Bundeslénder sollte deshalb
auch Bayern ein abgestuftes Gehdrlosengeld fir gehérlose und hochgradig hérgeschéa-
digte Personen einflihren. Gehorlose Menschen erhalten einen Ausgleich in Hohe von
60 %des Blindengeldes fur blinde Menschen. Fir die hérbehinderten Menschen mit ei-
nem beidseitigen Horverlust von mindestens 80 % und einem Grad der Behinderung
von 70 oder mehr wird ein monatliches Gehdérlosengeld in Hohe von 30 % des an blinde
Menschen gewahrten Blindengeldes eingefihrt.

C) Alternativen
Keine

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal tiberpriift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Initiatoren.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle
Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de — Aktuelles/Sitzungen zur Verfiigung.
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D) Kosten

Nach Inkrafttreten des Gesetzes kann sich der finanzielle Mehrbedarf fiir das Gehdérlo-
sengeld bei vollstandiger Beanspruchung auf rund 50 000 Tsd. € jahrlich belaufen.

Entsprechende Mittel sind bei zukiinftigen Haushaltsaufstellungen zu berticksichtigen.
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Gesetzentwurf

zur Anderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes

81

Das Bayerische Blindengeldgesetz (BayBlindG) vom 7. April 1995 (GVBI. S. 150,
BayRS 2170-6-A), das zuletzt durch § 9 des Gesetzes vom 24. Juli 2018 (GVBI. S. 613)
geéndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.Bayerisches Blinden- und Gehérlosengeldgesetz
(BayBlindGehorG)*.

2. Art. 1 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Blinde, hochgradig sehbehinderte und hochgradig hérgeschadigte Men-
schen erhalten auf Antrag, soweit sie ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Auf-
enthalt im Freistaat Bayern haben oder soweit die Verordnung (EG)
Nr. 883/2004 dies vorsieht, zum Ausgleich der durch diese Behinderungen be-
dingten Mehraufwendungen ein monatliches Blinden- beziehungsweise Gehor-
losengeld.”

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Gehorlos im Sinne dieses Gesetzes sind Personen mit dem Merkzei-
chen ,GI* im Schwerbehindertenausweis und einem Grad der Behinderung
von 80 bis 100.*

c) Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefligt:

»(5) Hochgradig hérgeschadigt im Sinne dieses Gesetzes sind Personen mit
einem beidseitigen Horverlust von mindestens 80 % und einem Grad der Be-
hinderung von mindestens 70."

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.
3. Dem Art. 2 Abs. 1 werden die folgenden Satze 4 und 5 angefigt:

,"Gehdrlose Menschen im Sinne von Art. 1 Abs. 4 erhalten ein monatliches Gehor-
losengeld in Héhe von 60 % des Blindengeldes nach Satz 1. Hochgradig hérge-
schadigte Menschen im Sinne von Art. 1 Abs. 5 erhalten ein monatliches Gehdorlo-
sengeld in Hohe von 30 % des Blindengeldes nach Satz 1.“

4. In Art. 3 Abs. 1 wird im Satzteil vor Nr. 1 die Angabe ,Sehbehinderung® durch die
Angabe ,Seh- und Hoérbehinderung® ersetzt.

5. Art. 4 wird wie folgt geandert:

a) InAbs. 1Satz 1, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird die Angabe ,Blindengeld jeweils
durch die Angabe ,Blinden- und Gehdrlosengeld® ersetzt.
b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Errechnet sich durch die Anrechnung nach den Abs. 1 bis 3 ein gerin-
gerer monatlicher Zahlbetrag als 60 €, dann wird ein Blinden- und Gehdrlosen-
geld in H6he von 60 € monatlich ausgezahlt.”

6. InArt. 5 Satz 1 Halbsatz 1 und 2 sowie Satz 2 wird die Angabe ,Blindengeld” jeweils
durch die Angabe ,Blinden- und Gehdrlosengeld® ersetzt.

16.10.2025
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8§82
Dieses Gesetz trittam ...............c.ee.t. in Kraft.

Begrindung:
ZUu81Nr.1

Anpassung der Uberschrift an die neuen Aufgaben des Gesetzes durch die Einfiihrung
eines Gehorlosengeldes

Zu81Nr.2

Zu Buchst. a

Neudefinition des Anspruchs auf ein Blinden- und Gehérlosengeld
Zu Buchst. b

Definition der Gehorlosigkeit im Sinne des Gesetzes

Zu Buchst. ¢

Festlegung des Grades der Gehoérschadigung im Sinne des Gesetzes auf beidseitigen
Horverlust von mindestens 80 % und einen Grad der Behinderung von mindestens 70

Zu Buchst. d
Redaktionelle Anpassung
ZU81Nr.3

Festlegung der Hohe des Gehorlosengeldes in Abhangigkeit von der Hohe des Blin-
dengeldes. Diese prozentuale Festlegung vereinfacht zukinftige Anpassungen der For-
derhdhe, da nur das Blindengeld geédndert werden muss.

ZUu81Nr.4

Redaktionelle Anpassung

ZU81Nr.5

Zu Buchst. a

Redaktionelle Anpassungen

Zu Buchst. b

Festlegung einer Mindesthdhe des Blinden- und Gehdérlosengeldes
Zu81Nr.6

Redaktionelle Anpassungen
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Gesetzentwurf

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin B6hm, Richard
Graupner, Markus Walbrunn, Johannes Meier, Harald Meu3geier, Gerd Mannes,
Christin Gmelch, Dieter Arnold, Oskar Atzinger, J6rg Baumann, Franz
Bergmiller, Rene Dierkes, Daniel Halemba, Martin Huber, Andreas Jurca, Florian
Kéhler, Oskar Lipp, Stefan Léw, Roland Magerl, Ferdinand Mang, Johann Miiller,
Benjamin Nolte, Elena Roon, Franz Schmid, Ulrich Singer, Ralf Stadler, Ramona
Storm, Markus Striedl, Matthias Vogler, Andreas Winhart und Fraktion (AfD)

zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes

A) Problem

Die von der bayerischen Landesregierung angestrebte 30 %-Quote flr 6kologisch be-
wirtschaftete Flachen bis 2030 steht vor erheblichen praktischen und wirtschaftlichen
Herausforderungen, die ihre Sinnhaftigkeit infrage stellen. Im Jahr 2024 wurden in Bay-
ern rund 420 000 Hektar landwirtschaftliche Flache nach den Regeln des 6kologischen
Landbaus bewirtschaftet. Um das 30 %-Ziel fir 2030 zu erreichen, misste sich diese
Flache innerhalb von nur funf Jahren mehr als verdoppeln, was angesichts der derzei-
tigen wirtschaftlichen Lage nahezu ausgeschlossen ist. Vor allem die jingsten Entwick-
lungen auf dem Konsummarkt, ausgeldst durch anhaltend hohe Inflationsraten, fihren
dazu, dass Verbraucher deutlich preisbewusster agieren und verstérkt auf gunstigere
Lebensmittel setzen.

Bio-Produkte, die im Durchschnitt teurer sind als konventionelle Waren, verlieren in die-
sem Marktumfeld zunehmend an Attraktivitat. Das Konsumverhalten verschiebt sich so-
mit weg von hochwertigen, teuren Bio-Lebensmitteln hin zu glinstigeren Alternativen,
was verdeutlicht, dass die Zahlungsbereitschaft fur 6kologische Produkte in der breiten
Bevolkerung insgesamt gesunken ist. Trotz eines in Teilen der Gesellschaft wachsen-
den Interesses an nachhaltiger Ernahrung bleibt der Marktanteil von Bio-Produkten in
Deutschland mit weniger als 10 % am Gesamtmarkt gering. Wesentliche Kaufentschei-
dungen hangen stark vom verfiigbaren Einkommen und dem Bildungsniveau ab, wobei
insbesondere einkommensschwéachere Haushalte Bio-Produkte immer seltener kaufen.
Dadurch verkommt die ©6kologische Landwirtschaft zunehmend zu einem Nischen-
markt, der die Bedurfnisse und Mdglichkeiten der meisten Verbraucher nicht abdecken
kann.

Hinzu kommt, dass die 6kologische Landwirtschaft pro Produktionseinheit einen we-
sentlich groReren Flachenbedarf aufweist als die konventionelle Landwirtschaft. Auf-
grund der niedrigeren Ertrdge mussen deutlich mehr Flachen bewirtschaftet werden,
um eine vergleichbare Menge an Lebensmitteln zu erzeugen. In einem dicht besiedel-
ten Land wie Deutschland verschéarft dies den Druck auf landwirtschaftliche Nutzflachen
erheblich. Um die Nachfrage zu decken, steigt zwangslaufig die Abhangigkeit von Le-
bensmittelimporten. Dies konterkariert jedoch das Ziel einer regionalen und nachhalti-
gen Lebensmittelversorgung, da héhere Importquoten sowohl 6kologische als auch
Okonomische Risiken bergen und die Versorgungssicherheit beeintrachtigen kénnen.
Die starre Zielquote fur den dkologischen Landbau wirft erhebliche Fragen hinsichtlich
der VerhaltnismaRigkeit, des Wettbewerbs und der Realisierbarkeit auf. Einerseits droht
eine Marktverzerrung zugunsten der Bio-Landwirtschaft, fur deren Produkte nachweis-
lich keine ausreichende Nachfrage besteht. Andererseits kénnten gerade kleinere kon-
ventionelle Betriebe in Bayern ékonomisch benachteiligt werden. Somit erscheint eine
rigide Zielvorgabe von 30 % 6kologischer Bewirtschaftung angesichts der aktuell ver-
anderten Marktbedingungen, der strukturellen Besonderheiten des Bio-Markts und der

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal tiberpriift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der Initiatoren.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle
Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de — Aktuelles/Sitzungen zur Verfiigung.
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entscheidenden Bedeutung von Nachfrageorientierung und Flachenverfligbarkeit als
nicht zielfuhrend. Auch die Selbstversorgung Bayerns mit heimisch produzierten Le-
bensmitteln leidet mittelfristig, da die Quotenpolitik der Staatsregierung aufgrund des
geringeren Flachenoutputs zu erhéhten Lebensmittelimporten fuhrt. Dies wiederum er-
hoéht die Abhangigkeit von globalen Lieferketten und schwécht die Versorgungssicher-
heit Bayerns in einer zunehmend unsicher werdenden Weltlage.

B) Lésung

Die starre Vorgabe, bis 2030 einen Anteil von 30 % 06kologischer Landwirtschaft zu er-
reichen, verfehlt den Anspruch, sowohl den Bedirfnissen des Marktes als auch den
Erwartungen der Verbraucher und den realen Produktionsbedingungen angemessen
gerecht zu werden. Politische Steuerungsinstrumente mussen flexibel auf Veranderun-
gen reagieren und marktwirtschaftliche Grundsétze beriicksichtigen. Die in Bayern an-
gestrebte Flachenquote fuhrt angesichts dynamischer ékonomischer Entwicklungen,
wie etwa geénderten Konsumgewohnheiten, zu absehbaren politischen Zielverfehlun-
gen, Fehlsubventionierungen und Marktverzerrungen. Da die Okolandbauflache in Bay-
ern deutlich langsamer wéchst, als es erforderlich ware, um das 30 %-Ziel fur 2030 zu
erreichen, und der Staatsregierung angesichts eines angespannten Haushaltes auch
die hierfir notwendigen Subventionsmdéglichkeiten fehlen, muss der 30 %-Passus im
Bayerischen Naturschutzgesetz (BayNatSchG) umgehend gestrichen werden. Dass
starre 0kologische Zielvorgaben in der Praxis wenig Erfolg haben, zeigt sich auch an-
hand der fehlgeschlagenen Ausweitung der 6kologischen Bewirtschaftung auf staatli-
chen Flachen. Hier hinkt die Staatsregierung seit Jahren ihren eigenen Zielvorgaben
hinterher. Genau wie beim Uberambitionierten Vorhaben, den 6kologischen Landbau
bis 2025 auf mindestens 20 % der landwirtschaftlich genutzten Flache auszuweiten.

Eine tragfahige Losung kann nur in einem flexibleren, starker marktorientierten Steue-
rungsmodell liegen. Kinftig sollte die staatliche Unterstitzung der dkologischen Land-
wirtschaft starker an der tatsachlichen Marktnachfrage und den Konsumbediirfnissen
ausgerichtet werden. Dies bedeutet, die landwirtschaftliche Férderung dynamisch an-
zupassen, regelmafig zu evaluieren und verstarkt auf die 6konomische Tragfahigkeit
landwirtschaftlicher Betriebe zu achten. Nur so kdnnen die Effektivitat staatlicher Mittel
und der freie Wettbewerb gewdahrleistet werden. Dabei gilt es, auch die produktions-
technischen Realitaten nicht zu vernachlassigen. In einem Gebiet mit begrenzten land-
wirtschaftlichen Flachen wie Bayern kann eine strenge Quotenregelung zur paradoxen
Situation fuhren, dass entweder die regionale Versorgungssicherheit oder die Ziele der
Nachhaltigkeit gefahrdet werden.

Die Losung fur dieses Dilemma kann nur sein, dass die 30 %-Zielvorgabe umgehend
abgeschafft wird, weil sie das dringend notwendige Ziel der weitestgehenden Selbst-
versorgung Bayerns mit selbstproduzierten Lebensmitteln massiv torpediert und mittel-
fristig umfangreiche Lebensmittelimporte aus dem Ausland notwendig machen wird.
Dies wiederum schwéacht Bayerns Lebensmittelautonomie in einer Zeit, in der internati-
onale Konflikte zunehmen. Der durch Russland herbeigefuhrte Ukrainekrieg belegt,
dass in solchen Féllen erhebliche negative Auswirkungen auf die Lebensmittelversor-
gungsketten zu erwarten sind. Bayern muss deshalb seine Abhangigkeiten von interna-
tionalen Lebensmittelproduzenten reduzieren und angepasste Produktionsvorausset-
zungen flr heimische Lebensmittel schaffen.

Quoten mussen durch flexibel steuerbare, an die Marktdynamik gekoppelte Instrumente
ersetzt werden. Vor diesem Hintergrund ist die Abschaffung der bisherigen Zielquote
fur die okologische Bewirtschaftung der einzig konsequente Schritt. Bayern braucht
adaptive Regelungen, die sich an regelmafRigen Marktanalysen und Bedarfshewertun-
gen orientieren. Nur so kann gewahrleistet werden, dass die Forderung des 6kologi-
schen Landbaus tatséchlich im Einklang mit den Bedirfnissen der Produzenten wie
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auch der Konsumenten steht und weder zu Uberregulierung noch zu Marktverwerfun-
gen fahrt.

C) Alternativen
Keine

D) Kosten
Keine
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Gesetzentwurf

zur Anderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes

§1

Das Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI.
S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBI.
S. 254) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Art. 1a wird aufgehoben.

Art. 1b wird Art. 1a.

Art. 3a wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung ,1* gestrichen.
b) Satz 2 wird aufgehoben.

wn P

8§82
Dieses Gesetz trittam ..............c.ceeet.. in Kraft.

Begrindung:
Zu 8§ 1.

Da die Okolandbauflache in Bayern deutlich langsamer wéchst, als es zur Erreichung
staatlicher Vorgaben erforderlich wére, und aktuell nur bei etwa 13 bis 14 % liegt, muss
der 30 %-Passus im Bayerischen Naturschutzgesetz umgehend gestrichen werden. Die
Notwendigkeit eines eigenstéandigen 30 %-Ziels fir die dkologische Landwirtschaft in
Bayern ist auch vor dem Hintergrund bestehender Zielvorgaben auf tibergeordneten
Ebenen nicht nur Uberflissig, sondern auch aufgrund der nicht vorhandenen rechtlichen
Bindungswirkung in der Praxis unbedeutend.

Die Europaische Union hat mit ihrer ,Farm-to-Fork“-Strategie im Rahmen des ,Green
Deal® bereits ein gemeinsames Ziel fir alle Mitgliedstaaten definiert. Bis 2030 soll der
Anteil der o6kologisch bewirtschafteten Flachen EU-weit mindestens 25 % betragen.
Auch diese Vorgabe ist rechtlich nicht bindend. Die Bundesregierung hat in der ,Zu-
kunftsstrategie Okologischer Landbau“ des Bundesministeriums fiir Ernahrung und
Landwirtschaft das Ziel definiert, national einen Anteil von 30 % 6kologischer Landwirt-
schaft erreichen zu wollen. Hierbei handelt es sich jedoch ebenfalls um keine gesetzli-
che Vorgabe, sondern lediglich um eine Zielvorstellung. Vor diesem rechtlichen Hinter-
grund erweist sich die Aufrechterhaltung einer eigenstandigen landesspezifischen Ziel-
quote von 30 % nicht nur als entbehrlich, sondern als systematisch Uberflissig. Es fehlt
an jeglicher Erforderlichkeit fir eine gesonderte bayerische Regelung, da bereits Vor-
gaben auf europaischer wie auf nationaler Ebene existieren. Der verfassungsrechtliche
Grundsatz der Erforderlichkeit und VerhaltnismaRigkeit staatlicher Mal3hahmen gebie-
tet es, landeseigene Zielquoten ausschlieRlich dort anzusetzen, wo bundes- oder euro-
parechtliche Vorgaben fehlen oder zu kurz greifen. Im Falle des 6kologischen Landbaus
jedoch setzen die EU (mit dem 25 %-Ziel) und der Bund (mit dem 30 %-Ziel) bereits fest
umrissene und ambitionierte Leitplanken.

Zu Nr. 1:

Die Erforderlichkeit von Quotenzielen beim 6kologischen Landbau in Bayern ist auch
im Hinblick auf bestehende Zielsetzungen in anderen Bundeslandern nicht ersichtlich.
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Nur wenige Lander haben eigene, an Bayern heranreichende Vorgaben formuliert. Da-
runter Baden-Wdrttemberg, das bis 2030 einen Anteil von 30 bis 40 % 06kologisch be-
wirtschafteter Flachen anstrebt und das Saarland, welches sich ebenfalls ein Ziel von
30 % bis 2030 gesetzt hat. Das Saarland ist dabei etwa 27-mal kleiner als Bayern und
verfugt Gber begrenzte landwirtschaftliche Kapazitaten, wahrend die Zielsetzung in Ba-
den-Wirttemberg aufgrund der griinen Regierungsmehrheit rein politisch motiviert zu
sein scheint. Ansonsten haben sich nur Niedersachsen mit 15 % sowie Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz mit jeweils 20 % entsprechende Zielvorgaben bis 2030 ge-
setzt, die jedoch weitaus weniger ambitioniert sind als die bayerischen. Alle anderen
Bundeslénder verzichten auf derartige Regelungen, um sich die notwendige Flexibilitét
zu erhalten.

Dass Quotenregelungen nicht immer sinnvoll sind und 6kologisch wirtschaftenden Be-
trieben in Bayern sogar schaden kdnnen, hat auch eine Expertenanhérung zum Thema
,Okologischer Landbau und 6kologische Lebensmittel in Bayern* ergeben, die am
24. Mai 2023 im Landtag durchgefiihrt wurde. Dabei wurde unter anderem als Argument
vorgebracht, dass bestehende Subventionen bei einer Ausweitung des Okolandbaus
auf mehr Betriebe verteilt werden wiirden und damit verwassern kdnnten. Andererseits
kénnten auch die Kapazitaten bestehender lokaler Wertschdpfungsketten Uberlastet
werden. Denn bislang gébe es auch keine entsprechende Lebensmittellogistik, um die
groRtenteils dezentral organisierte dkologische Landwirtschaft in Bayern grof3fléachig
umzusetzen und zu unterstiitzen.

Zur Verbesserung der Lage von Bio-Bauern appellierten die Experten an die Politik, fur
verlassliche und umsetzbare Rahmenbedingungen zu sorgen. Skeptisch zeigte man
sich in Teilen auch hinsichtlich der Zielerreichung der Staatsregierung. Es sei unrealis-
tisch, dass sich die Anbauflache in den kommenden sieben Jahren verdoppelt. Bis 2030
sei maximal ein Ziel von 20 % Okolandbau erreichbar, wenn man von realistischen An-
nahmen ausgehe. Aus diesem Grund sollte die bayerische Quotenvorgabe zum Oko-
landbau auch aus Grinden der politischen Glaubwirdigkeit gestrichen werden. Denn
die politischen Rahmenbedingungen der bayerischen Agrarpolitik scheinen sich zukinf-
tig eher einzutriiben als entscheidend zu verbessern.

Im Agrarhaushalt der EU sind weitere Einsparungen vorgesehen und auch national
zeigt sich der Bund angesichts erhdhter Militdérausgaben und internationaler Verpflich-
tungen mit verstarkten Subventionen fur die 6kologische Landwirtschaft eher zuriick-
haltend. Der gestiegene wirtschaftliche Druck auf viele kleinbauerliche Betriebe und all-
gemeine 6konomische Unsicherheiten erschweren Investitionen und férdern Betriebs-
aufgaben. Zugleich stiegen in den vergangenen zehn Jahren Agrarimporte, insbeson-
dere auch im Bio-Bereich, stark an. Vor diesem Hintergrund ist es nicht geboten, an
illusorischen politischen Zielvorstellungen florierender 6kologischer Entwicklungspoten-
ziale festzuhalten.

Zu Nr. 2:
Die Regelung betrifft ausschlieRlich redaktionelle Anderungen.
Zu Nr. 3:

Die Regelung betrifft redaktionelle Anderungen. Mit der Aufhebung von Art. 1a erlischt
auch die diesbezigliche Berichtspflicht.

Zu 8§ 2:
§ 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Antrag

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele Triebel, Cemal
Bozoglu, Ludwig Hartmann, Claudia Koéhler, Jirgen Mistol, Verena Osgyan, Tim
Pargent, Stephanie Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Sanne
Kurz, Eva Lettenbauer, Julia Post, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und
Fraktion (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Verbreitung antisemitischer Stereotypen und Narrative in Schulen monitoren und
wirkungsvoll bekampfen!

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit einem dafur qualifizierten
und geschulten Umfrageinstitut eine reprasentative Studie zu antisemitischen Vorfallen
an bayerischen Schulen zu beauftragen. Ziel der Studie ist es, sowohl betroffene Schi-
lerinnen und Schiler als auch Verursacherinnen- und Verursacherperspektiven einzu-
beziehen und dabei insbesondere folgende Aspekte zu erfassen:

1. Art und Haufigkeit antisemitischer Vorfélle

2. vorherrschende antisemitische Narrative

3. mogliche Urspriinge dieser Narrative (z. B. familidres Umfeld, Mediennutzung)
4. regionale Verteilung sowie schulartspezifische Auffalligkeiten

Auf Basis der Ergebnisse sollen Schulen oder Regionen, in denen gehauft antisemiti-
sche Vorfélle oder Narrative auftreten, gezielt und individuell unterstitzt werden, um
Préaventions- und InterventionsmaflRnahmen entwickeln und umsetzen zu kénnen. Die
datenschutzrechtlichen Bestimmungen auch in Bezug auf die Befragung von Schiilerin-
nen und Schilern mussen bei der Auswahl und der Expertise des Umfrageinstituts be-
ricksichtigt werden.

Begrundung:

Antisemitismus und die Verwendung antisemitischer Narrative sind im Offentlichen Dis-
kurs in den vergangenen Jahren wieder deutlich préasenter geworden. Auch die Félle
antisemitischer Straf- und Gewalttaten steigen. Antisemitismus ist weiterhin ein tiefgrei-
fendes gesellschaftliches Problem, das politisch entschieden bekampft werden muss.
Antisemitismus pragt auch den schulischen Alltag und viele judische Schilerinnen und
Schuler leiden darunter.

Bisher fehlt jedoch eine valide Datengrundlage, die Aufschluss dariiber gibt, wo diese
Narrative besonders verbreitet sind, in welchen Schularten oder Regionen antisemiti-
sche Vorfalle gehauft auftreten und welche Hintergriinde — etwa familidre Pragung oder
mediale Einflisse — dabei eine Rolle spielen. Gerade junge Menschen sind anfallig fur
Verhetzung, aber sie haben noch kein geschlossenes Weltbild, sie sind viel zugangli-
cher fur Aufklarung. Daher lohnt sich die Erhebung dieser Datengrundlage und gezielte
MaRnahmen dort, wo die Probleme auftreten.

Schulen sind personell und strukturell nicht in der Lage, diese Informationen systema-
tisch zu erheben. Auch die eingesetzten Regionalbeauftragten fir Demokratie und
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Toleranz konnten bislang keine erkennbaren Verbesserungen der Situation erzielen.
Daruber hinaus mangelt es an einer transparenten Erfassung strafrechtlich relevanter
Vorfélle im Zustandigkeitsbereich des Kultusministeriums, was eine gezielte Reaktion
zusétzlich erschwert.

Vor dem Hintergrund des terroristischen Angriffs der Hamas auf Israel und des seither
erneut aufgeflammten Nahostkonflikts zeigt sich, dass antisemitische Einstellungen und
Ubergriffe auch in Bayern weiter zunehmen. Es ist Aufgabe der Staatsregierung, dafiir
zu sorgen, dass judische Menschen — inshesondere Kinder und Jugendliche —in Bayern
sicher und ohne Angst leben kdnnen. Niemand sollte das Gefuihl haben missen, im
eigenen Land auf gepackten Koffern zu sitzen.

Die derzeitigen MaRnahmen der Staatsregierung im Bereich der Antisemitismuspraven-
tion, explizit fir den schulischen Bereich, reichen nicht aus, weil sie nicht auf konkrete
Bedarfe vor Ort eingehen. Nur durch eine fundierte, schulortspezifische Analyse anti-
semitischer Vorfélle kénnen zielgerichtete Unterstiitzungsmafinahmen entwickelt und
die Situation an den Schulen wirksam verbessert werden.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fir Bildung und Kultus

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele Triebel
u.a. und Fraktion (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Drs. 19/6683

Verbreitung antisemitischer Stereotypen und Narrative in Schulen monitoren
und wirkungsvoll bekampfen!

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung

Berichterstatterin: Gabriele Triebel

Mitberichterstatter: Kristan Freiherr von Waldenfels
Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fir Bildung und Kultus federfiihrend zuge-
wiesen. Weitere Ausschisse haben sich mit dem Antrag nicht befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 27. Sitzung am
26. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:
CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung
AfD: Ablehnung
B90/GRU: Zustimmung
SPD: Zustimmung
Ablehnung empfohlen.

Dr. Ute Eiling-Hutig
Vorsitzende
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Dringlichkeitsantrag

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Benjamin Adjei, Gabriele
Triebel, Christian Zwanziger, Ludwig Hartmann, Claudia K&hler, Jirgen Mistol,
Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas
Hanna-Krahl, Sanne Kurz, Eva Lettenbauer, Julia Post, Dr. Sabine Weigand und
Fraktion (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Keine Ruckkehr in die Kreidezeit — Medienbildung statt Medienverbot!
Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den am 2. Juni 2025 angekindigten Kurswech-
sel beziglich der digitalen Ausstattung von Schulerinnen und Schiilern zuriickzuneh-
men und an der schrittweisen 1:1-Ausstattung ab der 5. Jahrgangsstufe festzuhalten.

Der Landtag appelliert an die Staatsregierung, die Expertise der Lehrkrafte wertzu-
schétzen, da diese didaktisch am besten einschéatzen konnen, welche Lernmittel einge-
setzt werden. Deren Entscheidungsverantwortung gilt es zu stéarken, anstatt mit Verbo-
ten und Regulierungen eine moderne Schulentwicklung zu behindern.

Die Staatsregierung wird ferner aufgefordert, ein umfassendes, verbindliches und al-
tersgerechtes medienpadagogisches Gesamtkonzept fiir alle Schularten zu entwickeln,
das sowohl Medienerziehung als auch Mediendidaktik berlicksichtigt und klare Leitli-
nien fur den padagogisch sinnvollen Einsatz digitaler Medien in allen Jahrgangsstufen
enthalt.

Begriindung:

Die am 2. Juni 2025 durch Ministerprasident Dr. Markus Séder und Staatsministerin far
Unterricht und Kultus Anna Stolz angekindigte Verschiebung der digitalen Ausstattung
von Schilerinnen und Schilern auf die 8. Jahrgangsstufe hat an Bayerns Schulen —
insbesondere an Realschulen — fiir erhebliche Verunsicherung gesorgt. Schulen, die
sich in den vergangenen Jahren auf den Weg gemacht haben, medienpadagogisch
fundierte und didaktisch durchdachte Konzepte fiir eine 1:1-Ausstattung ab der
5. Klasse zu entwickeln, sehen ihre Arbeit delegitimiert und gefahrdet. Viele Planungen
fur das kommende Schuljahr — inklusive Fortbildungen, Elternabenden, Bestellungen
und Projekttagen — sind bereits abgeschlossen. Eine abrupte Richtungsanderung ist
weder schulorganisatorisch zu verantworten noch bildungspolitisch zielfihrend.

Die Entscheidung widerspricht nicht nur dem Koalitionsvertrag und dem Kabinettsbe-
schluss von 2024, sondern auch dem Anspruch, digitale Bildung strategisch, nachhaltig
und altersgerecht zu verankern. Die pauschale Aussage ,umso jliinger, umso weniger
digital greift zu kurz. Vielmehr brauchen Kinder und Jugendliche altersgemé&fRe Zu-
gange zu digitalen Lernformaten, um medienkompetent aufzuwachsen — im geschitz-
ten Raum der Schule, mit padagogischer Begleitung.

In einer zunehmend digitalen Lebens- und Arbeitswelt ist Medienbildung kein Zusatz,
sondern eine Grundvoraussetzung fur gesellschaftliche Teilhabe, berufliche Zukunfts-
fahigkeit und demokratische Mindigkeit. Die Vermittlung analoger Kulturtechniken wie
Lesen, Schreiben und Rechnen steht dabei nicht im Widerspruch zum Einsatz digitaler
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Medien — sie kdnnen sich sinnvoll erganzen, wenn sie konzeptionell gut eingebettet
sind. Dies haben viele Schulen in Bayern bereits erfolgreich unter Beweis gestellt.

Zudem ist Medienbildung ein zentraler Baustein politischer Bildung. Die Fahigkeit, In-
formationen einzuordnen, Fake News zu erkennen, Algorithmen zu verstehen und sich
eine eigene Meinung zu bilden, muss von Anfang an vermittelt werden — nicht erst ab
der 8. Klasse. Die Schule muss Kinder und Jugendliche dazu beféhigen, souveréan und
kritisch mit digitalen Inhalten umzugehen.

Ein solcher Bildungsauftrag verlangt nach einem landesweiten, verbindlichen medien-
padagogischen Konzept, das sowohl Lehrkrafteaushildung als auch Fortbildung ein-
schlief3t und didaktische Innovationen erméglicht. Gleichzeitig miissen Schulen die not-
wendige Freiheit und Ausstattung behalten, um bewéahrte Konzepte fortzufiihren und
neue Modelle zu erproben.

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, ihre Kehrtwende zu tiberdenken und statt-
dessen auf Verlasslichkeit, pAdagogische Differenzierung und eine moderne, medien-
kompetente Bildungspolitik zu setzen.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fir Bildung und Kultus

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher,
Benjamin Adjei u.a. und Fraktion (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Drs. 19/6930

Keine Riuckkehr in die Kreidezeit - Medienbildung statt Medienverbot!

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung

Berichterstatter: Benjamin Adjei

Mitberichterstatter: Kristan Freiherr von Waldenfels
Il. Bericht:

1. Der federfihrende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner

27. Sitzung am 26. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:
CSU: Ablehnung

FREIE WAHLER: Ablehnung
AfD: Ablehnung

B90/GRU: Zustimmung

SPD: Zustimmung

Ablehnung empfohlen.

Dr. Ute Eiling-Hutig
Vorsitzende
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Antrag

der Abgeordneten Robert Brannekamper, Prof. Dr. Winfried Bausback, Franc Dierl,
Alex Dorow, Andreas Jackel, Stefan Meyer, Dr. Stephan Oetzinger, Andreas
Schalk CSU,

Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo, Tobias Beck, Martin
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frihbeil3er, Johann
Grof3, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob,
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer
Ludwig, Ulrike Maller, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller,
Martin Scharf, Werner Schiel3l, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert,
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zéller und
Fraktion (FREIE WAHLER)

Antisemitismus bekampfen I:
Unterstitzung der Beauftragten, Lehrstuhl fur Israel-Studien

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag dartber zu berichten,

— welche Aus- und Fortbildungsangebote fir die Antisemitismusbeauftragten an
bayerischen Hochschulen bereitstehen,

— an wie vielen Hochschulen der/die Beauftragte gegen Antisemitismus identisch ist
mit dem/der Antidiskriminierungsbeauftragten,

— wie mit Blick auf die Hochschulautonomie sichergestellt wird, dass antisemitische
Vorfélle an allen Hochschulen gleichermalRen zur Anzeige gebracht werden, wenn
ein hinreichender Anfangsverdacht vorliegt,

— wie das Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst eine Vernetzung der Beauf-
tragten gegen Antisemitismus mit Polizei und Justiz einerseits und dem Antisemi-
tismusbeauftragten der Staatsregierung andererseits sicherstellt,

— wie im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel unter Beachtung der Hochschulau-
tonomie an der Ludwig-Maximilians-Universitat (LMU) eine Professur fur Israelstu-
dien errichtet werden konnte. Dabei sollten auch Mdglichkeiten einer Stiftungspro-
fessur einbezogen werden.

Begrundung:

Nach dem Waffenstillstand im Gaza hélt es der Landtag fir umso wichtiger, dass der
Kampf gegen Antisemitismus weiterhin mit hochster Prioritéat vorangetrieben wird. Die
verschiedenen AuRRerungen von Juden- und Israelhass, die sich im Zuge des Verteidi-
gungskrieges des Staates Israel auch in Bayern gezeigt haben, dirfen nicht in Verges-
senheit geraten. Die hier ergriffenen MaRnahmen mussen dauerhaft angelegt sein.

Die Anhérung des Landtages zum Thema ,Antisemitismus an bayerischen und aul3er-
bayerischen Hochschulen® machte namlich ganz klar, dass seit dem 7. Oktober 2023 in
vielen Landern eine gefahrliche Allianz zwischen linksextremen, islamistischen und
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postkolonialen Strémungen antisemische Ressentiments schirt, und dass viele judi-
sche Studierende in Deutschland signifikant haufiger Diskriminierungen erleben als in
den Jahren zuvor. Das Bemiihen gegen diesen Ungeist ist eine wichtige Daueraufgabe.

An der LMU in Minchen befindet sich der fihrende Lehrstuhl fir Jidische Geschichte
und Kultur in Deutschland. Im Jahr 2015 wurde ein Zentrum fur Israelstudien gegriindet.
Eine Professur fUr Israelstudien ist jedoch bislang ein Desiderat geblieben. Gerade auch
vor dem Hintergrund, dass in Minchen auch die européische Rabbinerkonferenz ihren
Sitz hat, wirde ein solcher, neu einzurichtender Lehrstuhl das Angebot des Zentrums
in Forschung und Lehre abrunden.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fiir Wissenschaft und Kunst

Antrag der Abgeordneten Robert Brannekamper, Prof. Dr. Winfried Bausback,
Franc Dierl u.a. CSU,

Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und

Fraktion (FREIE WAHLER)

Drs. 19/7089

Antisemitismus bekadmpfen I: Unterstiitzung der Beauftragten, Lehrstuhl far Is-
rael-Studien

I. Beschlussempfehlung:

Zustimmung

Berichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger
Mitberichterstatterin: Verena Osgyan
II. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss flr Wissenschaft und Kunst federfihrend
zugewiesen. Weitere Ausschiisse haben sich mit dem Antrag nicht befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 33. Sitzung am
25. Juni 2025 beraten und einstimmig Zustimmung empfohlen.

Prof. Dr. Michael Piazolo
Vorsitzender
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Antrag

der Abgeordneten Robert Brannekamper, Prof. Dr. Winfried Bausback, Franc Dierl,
Alex Dorow, Andreas Jackel, Stefan Meyer, Dr. Stephan Oetzinger, Andreas
Schalk CSU,

Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo, Tobias Beck, Martin
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frihbeil3er, Johann
Grof3, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob,
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer
Ludwig, Ulrike Maller, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller,
Martin Scharf, Werner Schiel3l, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert,
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zéller und
Fraktion (FREIE WAHLER)

Antisemitismus bekampfen II:
Wissenschaftliche Zusammenarbeit und Studierendenaustausch intensivieren!

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag dartber zu berichten,

— welche Hochschulen in Bayern bereits einen Austausch zwischen Wissenschaftlern
und/oder Studierenden mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Israel
pflegen,

— durch welche konkreten MaRnahmen und auf welchen Feldern der wissenschaftli-
che Austausch und der Studierendenaustausch im Rahmen vorhandener Stellen
und Mittel noch weiter unterstlitzt werden kénnen.

Begriindung:

Israel verfugt Uber eine beispielhaft innovative Forschungs- und Wissenschaftsland-
schaft, von der die differenzierte und exzellente Hochschullandschaft in Bayern profitie-
ren kann. Einige Universitaten wie die Ludwig-Maximilians-Universitat (LMU) und die
Technische Universitat Minchen (TUM) pflegen schon seit Jahren einen fruchtbaren
Austausch.

Zwischen bayerischen und israelischen Forschungseinrichtungen bestehen enge und
vielfaltige Beziehungen: So sind beispielsweise die TUM und das Technion Partner im
Rahmen der EuroTech University Alliance, die LMU und die Universitat Tel Aviv (TAU)
unterhalten seit 2017 das ,LMU-TAU Research Cooperation Program® und die Univer-
sitdt Regensburg und die Ben-Gurion University of the Negev unterzeichneten 2019
einen Kooperationsvertrag. Auch zahlreiche weitere bayerische Universitaten verfigen
Uber Kooperationsprogramme mit israelischen Einrichtungen, beispielsweise im Rah-
men des Erasmus+-Programmes und anderweitig.

Die 2018 etablierte Wissenschaftliche Koordinierungsstelle (WKS) Bayern-Israel inner-
halb der Bayerischen Forschungsallianz (BayFOR) unterhélt seit ihrer Griindung enge
Beziehungen zum Israel-Europe R&l Directorate (ISERD) der Israel Innovation
Authority (I1A). Seit dem Partnerschaftsabkommen zwischen BayFOR und der IIA, das
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der damalige Staatsminister fir Wissenschaft und Kunst Bernd Sibler im Oktober 2019
unterzeichnet hat, herrscht hier ein Austausch, der aber auch immer wieder mit neuem
Leben und Forschungsprojekten erfiillt werden muss.

Es ware gerade angesichts der internationalen Lage winschenswert und fruchtbar,
wenn noch mehr bayerische Universitaten, Hochschulen fiir angewandte Wissenschaf-
ten, Technische Hochschulen und Kunsthochschulen &hnliche Austauschprogramme
initiierten oder bereits vorhandene Aktivitaten verstarken kénnten.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fiir Wissenschaft und Kunst

Antrag der Abgeordneten Robert Brannekamper, Prof. Dr. Winfried Bausback,
Franc Dierl u.a. CSU,

Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und

Fraktion (FREIE WAHLER)

Drs. 19/7090

Antisemitismus bekadmpfen II: Wissenschaftliche Zusammenarbeit und Studie-
rendenaustausch intensivieren!

I. Beschlussempfehlung:

Zustimmung

Berichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger
Mitberichterstatterin: Verena Osgyan
II. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss flr Wissenschaft und Kunst federfihrend
zugewiesen. Weitere Ausschiisse haben sich mit dem Antrag nicht befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 33. Sitzung am
25. Juni 2025 beraten und einstimmig Zustimmung empfohlen.

Prof. Dr. Michael Piazolo
Vorsitzender
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Antrag

der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, Johann Miller und Fraktion
(AfD)

Kurorte in der Krise
Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prifen, ob die Leistungen der Kommunen zur
Anerkennung als Kur- oder Erholungsort bei Haushaltkonsolidierungskonzepten kiinftig
regelmaRig als unabweisbare Ausgaben deklariert werden kénnen.

Begrindung:

Kur- und Erholungsorte in Bayern Gbernehmen bedeutende Aufgaben im Gesundheits-,
Tourismus- und Strukturentwicklungsbereich. Der Erhalt des Status ,staatlich aner-
kannter Kurort®, ,Erholungsort® oder ahnliches ist nach der Bayerischen Anerkennungs-
verordnung (BayAnerkV) an umfangreiche Kriterien gebunden — etwa die Unterhaltung
von Kurparks, Heilquellen, Infrastrukturen fir den Gesundheitstourismus oder die Ge-
wabhrleistung besonderer Umweltstandards. Diese Anforderungen kénnen dauerhatft er-
hebliche Ausgaben verursachen, die Uber das Ubliche MalR kommunaler Pflichtaufga-
ben hinausgehen.

Gleichzeitig geraten insbesondere kleinere Kurorte in strukturschwachen Regionen zu-
nehmend unter finanziellen Druck. In der Folge droht, dass zur Haushaltskonsolidierung
genau jene Leistungen gekurzt werden, die Voraussetzung fir die Aufrechterhaltung
des Kurort-Status sind. Dies fuihrt zu einem strukturellen Dilemma: Die Kommune ver-
liert mit dem Status auch Zugang zu touristischen Einnahmen, Férderprogrammen und
wirtschaftlichen Entwicklungsmdoglichkeiten — was die Finanzlage weiter verschérft.

Aktuell werden solche MalBhahmen im Rahmen haushaltsrechtlicher Konsolidierungs-
verfahren in der Regel als ,freiwillige Leistungen® eingestuft, obwohl sie faktisch not-
wendig sind, um den kommunalen Sonderstatus zu bewahren. Eine formale Anerken-
nung der Titelerhalt-Leistungen als ,unabweisbare Ausgaben”im Sinne des kommuna-
len Haushaltsrechts (Art. 63 Gemeindeordnung — GO) wirde nicht nur die Planungs-
und Handlungssicherheit fiir betroffene Kommunen erhéhen, sondern auch dem strate-
gischen Interesse des Freistaates dienen, eine leistungsfahige Kurortlandschaft zu er-
halten.

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert zu prifen, ob und wie die fur den Titelerhalt
erforderlichen kommunalen Aufwendungen kiinftig rechtlich und haushaltspraktisch als
unabweisbare Ausgaben eingestuft werden kénnen — insbesondere im Kontext von
Haushaltskonsolidierungsprozessen und bei der Bewertung durch die Kommunalauf-
sicht.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fiir Staatshaushalt und Finanzfragen

Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, Johann Miiller und
Fraktion (AfD)
Drs. 19/6727

Kurorte in der Krise

. Beschlussempfehlung:

Ablehnung

Berichterstatter: Andreas Winhart

Mitberichterstatter: Daniel Artmann
Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fur Staatshaushalt und Finanzfragen feder-
fuhrend zugewiesen. Weitere Ausschisse haben sich mit dem Antrag nicht
befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 69. Sitzung am
4. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:
CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung
AfD: Zustimmung
B90/GRU: Ablehnung
SPD: Ablehnung
Ablehnung empfohlen.

Josef Zellmeier
Vorsitzender
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Antrag

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger GrieBhammer, Volkmar Halbleib, Anna
Rasehorn, Doris Rauscher, Ruth Miller, Markus Rinderspacher, Arif Tagdelen,
Dr. Simone Strohmayr, Christiane Feichtmeier, Nicole Baumler, Katja Weitzel,
Horst Arnold, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Sabine Gross, Harry
Scheuenstuhl SPD

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung fiir angehende Arztinnen und Arzte im
Praktischen Jahr

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, an allen bayerischen Universitatskliniken umge-
hend folgende Mal3nahmen umzusetzen, um faire Bedingungen fiir Medizinstudierende
im Praktischen Jahr (PJ) zu schaffen:

1. eine Aufwandsentschadigung in Hohe des aktuellen BAf6G-HOchstsatzes (BAfOG
= Bundesausbildungsférderungsgesetz) fur alle Medizinstudierenden im PJ

2. Ubernahme des Krankenversicherungsbeitrags fiir alle tiber 25-jahrigen Medizin-
studierenden

3. klare Trennung zwischen Krankheitstagen und sonstigen Fehlzeiten, sowie 10 Pro-
zent zusatzliche Krankheitstage

4. mindestens acht Stunden pro Woche verbindlich fir Selbststudium

5. Begrenzung der nichtarztlichen Tatigkeiten im PJ auf h6chstens 10 Prozent der Ar-
beitszeit

6. flachendeckende Einfiihrung strukturierter Mentoring- und Ausbildungsprogramme
fur alle PJ-Studierenden

7. Arbeitskleidung und Aufbewahrungsmaoglichkeit fur Kleidung und personliche
Gegenstande

Weiterhin wird die Staatsregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene fir bundesweit
einheitliche und faire Regelungen im PJ einzusetzen.

Begriindung:

Die praktische Ausbildung im Rahmen des PJ hat einen hohen Stellenwert im Medizin-
studium. Sie verbindet die studentische Ausbildung mit dem praktischen arztlichen All-
tag und der Weiterbildung. Im PJ sind die Studierenden utber einen Zeitraum von mehr
als 48 Wochen voll in den Stationsalltag integriert und arbeiten 40 Stunden pro Woche.

Laut dem PJ-Barometer 2023 des Marburger Bundes erhalt der Grof3teil der PJ-Studie-
renden zwischen 301 und 649 Euro monatlich. Allerdings gibt es keine bundesweit ein-
heitliche Regelung zur Hohe dieser PJ-Vergiitung. Und immer noch gibt es Kliniken, die
Medizinstudierenden gar keine Aufwandsentschadigung zahlen. In Bayern liegt die
durchschnittliche PJ-Vergitung laut ethimedis network aktuell bei 340 Euro pro Monat.
Dem stehen durchschnittliche Lebenshaltungskosten von 1.200 Euro pro Monat laut
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dem Deutschen Studentenwerk gegentber. Viele Studierende im PJ sind also trotz Auf-
wandsentschadigung gezwungen, sich um die Finanzierung ihres Lebensunterhalts zu
kimmern, indem sie z. B. einem Nebenjob nachgehen. Dies ist neben einer Vollzeitta-
tigkeit im Krankenhaus und dem zeitintensiven Selbststudium nicht zumutbar. Daher ist
die Zahlung des aktuellen BAf6G-Hochstsatzes von 992 Euro pro Monat fir jeden
Medizinstudierenden im PJ angemessen. Nur so kann gewahrleistet werden, dass sich
die angehenden Arztinnen und Arzte voll und ganz auf den entscheidenden letzten Ab-
schnitt ihnres Medizinstudiums konzentrieren kénnen.

Die Arbeitsbelastung wahrend des PJ ist ausgesprochen hoch: Eine Studie unter PJ-
Studierenden aus dem Jahr 2017 zeigte eine Burnout-Rate von 35 Prozent — Tendenz
steigend. Uber 60 Prozent der PJ-Studierenden geben im PJ-Barometer an, nicht aus-
reichend Zeit fir das notwendige Selbststudium zu haben. Die aktuell restriktiven Fehl-
zeitenregelungen verschérfen die Situation: Im PJ sind nur 30 Fehltage erlaubt. Es wird
nicht zwischen Krankheit, Urlaub und Lernzeit unterschieden. In Bayern werden bei ge-
splitteten Ausbildungsabschnitten, sog. gesplitteten Tertialen, sogar Uberhaupt keine
Fehltage gewahrt, wahrend in anderen Bundesléandern meist zehn oder finf Fehltage
zulassig sind. Dies ist im Vergleich zur Pflegeausbildung, wo 10 Prozent zusatzliche
Krankheitstage vorgesehen sind, eine deutliche Benachteiligung.

Ein weiteres Problem ist die Struktur der Betreuung: Uber 40 Prozent der PJ-Studieren-
den haben laut dem PJ-Barometer keine feste Ansprechperson. Die Supervision und
Anleitung ist haufig unzureichend. Viele Studierende geben an, dass sie sich nach dem
PJ nicht ausreichend vorbereitet fihlen. Das wirkt sich nicht nur negativ auf die Studie-
renden und die Ausbildungsqualitat aus, sondern auch auf die zukinftige Versorgungs-
qualitat und Patientensicherheit. Darliber hinaus fihren dem PJ-Barometer zufolge
Uber 80 Prozent der PJ-Studierenden regelmé&Rig Tatigkeiten wie Botengéange, admi-
nistrative Aufgaben oder umfangreiche Blutentnahmen aus, obwohl die Arztliche Ap-
probationsordnung besagt, PJ-Studierende dirften ,nicht zu Tatigkeiten herangezogen
werden, die ihre Ausbildung nicht férdern®. Diese Aufgaben binden wertvolle Lernzeit
und verhindern, dass Studierende die fur ihren Beruf notwendigen Kompetenzen erwer-
ben.

Die Bedingungen des PJ variieren stark zwischen den verschiedenen Ausbildungsstat-
ten in Deutschland — nicht nur im Hinblick auf die Bezahlung. Dies fuhrt dazu, dass
keine einheitlich gute Lehre fur alle Studierenden im PJ gewdhrleistet ist. Daher sind
deutschlandweit einheitliche Richtlinien fir Medizinstudierende im PJ dringend notig.
Es ist sehr zu begrifRen, dass CDU/CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag den Willen
bekunden, das PJ zu modernisieren und eine einheitliche Vergutung entsprechend dem
BAf6G-Hochstsatz sowie eine gerechte Fehlzeitenregelung zu schaffen. Bayern sollte
die Umsetzung dieser MalRnahmen nicht abwarten, zumal konkrete Ausgestaltung und
genauer Zeitpunkt noch nicht feststehen. Stattdessen sollte der Freistaat zum Wohle
der Medizinstudierenden in Bayern selbst eine einheitliche Regelung fir das PJ auf den
Weg bringen. Sachsen-Anhalt ist hier mit gutem Beispiel vorangegangen: Die Universi-
tatskliniken zahlen den Medizinstudierenden im PJ seit 01.04.2024 eine Aufwandsent-
schadigung in Hohe des BAf6G-Hochstsatzes.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fiir Wissenschaft und Kunst

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger GrieBhammer,
Volkmar Halbleib u.a. SPD
Drs. 19/6802

Faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung fiir angehende Arztinnen und Arzte im
Praktischen Jahr

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung

Berichterstatterin: Katja Weitzel

Mitberichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger
Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fur Wissenschaft und Kunst federfuihrend
zugewiesen. Weitere Ausschisse haben sich mit dem Antrag nicht befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 32. Sitzung am

4. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:

CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung

AfD: Ablehnung

B90/GRU: Zustimmung

SPD: Zustimmung

Ablehnung empfohlen.

Prof. Dr. Michael Piazolo
Vorsitzender
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Antrag

der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger Griehammer, Volkmar Halbleib,
Ruth Muller, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif
Tasgdelen, Christiane Feichtmeier, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, Nicole
Baumler, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Sabine Gross, Ruth Waldmann,
Katja Weitzel SPD

Mittelfrankische Bedarfsplanung Hallenbader — Kommunale Zusammenarbeit in
einer Musterregion Mittelfranken

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine Modellregion Mittelfranken einzurichten, fir
die eine Bedarfsplanung an Hallenbadern erstellt wird. Bei der Erstellung der Bedarfs-
planung soll auf die ausgewogene Starkung aller Kommunen geachtet werden. Die
Attraktivitat der Kommunen und die Entwicklung des landlichen Raumes setzen einen
ausgeglichenen Bestand an sozialer Infrastruktur voraus. So werden die vorhandenen
Einrichtungen in den Kommunen einbezogen, die Zahlen der schulpflichtigen Kinder,
sowie der Aspekt der Entfernung der Schulen von den Hallenbadern und die anfallen-
den Fahrtkosten.

Folgende Punkte sollen beachtet werden:

— Die Bedarfsplanung soll in Zusammenarbeit mit den Stadten und Gemeinden er-
stellt werden, denen die Planung in der Folge zur Verfiigung gestellt wird. Die Kos-
ten tragt der Freistaat.

— In der Modellregion soll in der Folge die Zusammenarbeit von kommunalen Sach-
aufwandstragern fur den Erhalt bzw. Neubau von Hallenbadern unter Beriicksichti-
gung des Schulschwimmsportes, aul3erschulischem Schwimmunterricht und Aus-
bildung sowie Ubungsmaoglichkeiten fir Rettungsschwimmer ermoglicht werden.

— Der Freistaat soll eine zielgerichtete Forderung fur die genannten Zusammen-
schlisse einrichten, die die Ubernahme der Betriebskosten eines Lehrschwimmbe-
ckens in Hohe von mindestens 50 Prozent der entstandenen Kosten vorsieht.

— Des Weiteren sollen die bestehenden Férderungen fir den Neu- bzw. Ersatzneubau
sowie die Sanierung von Schwimmbadern mindestens in bisheriger Hohe beibehal-
ten werden.

Begrindung:

Im Jahr 2024 starben in Bayern 70 Personen durch Ertrinken. Damit fiihrt der Freistaat
diese traurige Statistik an. Bayernweit wurden in den Jahren 2019 bis 2022 allein 15 6f-
fentliche Bader geschlossen. Die Wasserwacht des Deutschen Roten Kreuzes sowie
die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e. V. (DLRG) rufen auch wegen der ab-
nehmenden Schwimmfahigkeit der Bevolkerung zur Rettung der Bader auf.

Die Schwimmausbildung von Kindern und Jugendlichen ist unerlasslich. Um diese —
auch im Rahmen von Schwimmunterricht an Schulen — zuverlassig gewahrleisten zu
koénnen, mussen flachendeckend Hallenbader zur Verfigung stehen. Dies ist auch fir
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den aulerschulischen Schwimmunterricht fir Erwachsene, insbesondere auch Senio-
rinnen und Senioren, notwendig.

Aktuell existiert keine Bedarfsplanung, die ein llickenloses Netz an Hallenbadern ge-
wahrleistet. Dieses ist fur das gesellschaftliche Leben, fiir den Vereinssport und fir die
Sicherstellung flaichendeckenden Schwimmunterrichts jedoch unbedingt notwendig.

Die Herausforderungen fur die Kommunen in Bezug auf den Erhalt der kommunalen
Hallenbader sind gro3. Auch in Mittelfranken ist ein groRer Teil der Hallenbader sanie-
rungsbedirftig. Dies ist vor allem in den aktuellen Zeiten der angespannten kommuna-
len Kassenlage ein Thema. Unsere Kommunen diirfen wir nicht im Regen stehen las-
sen. Betroffen sind auch die Landkreise Firth und Neustadt a. d. Aisch—Bad Winds-
heim, insbesondere die Kommunen Stadt Zirndorf, Markt Wilhermsdorf, Langenzenn
und Markt Erlbach, weshalb wir im ersten Schritt fir den Bezirk Mittelfranken die Errich-
tung der Modellregion fordern.

Durch eine entsprechende Planung kann der aktuelle Bedarf ermittelt und ein Konzept
erstellt werden, das nicht an der jeweiligen Gemeinde- oder Landkreisgrenze endet.
Hierbei sollten die baulichen Zustande der einzelnen Hallenbéader einbezogen werden
und die jeweiligen notwendigen Sanierungskosten Beriicksichtigung finden.

Gleichzeitig kann durch die Bedarfsplanung herausgefiltert werden, welche Hallenb&ader
unbedingt erhalten werden mussen und wie hierbei die interkommunale Zusammenar-
beit genutzt werden kann.

Weiterhin kénnen in dieser Bedarfsplanung auch die Méglichkeiten der Form der kom-
munalen Zusammenarbeit (z. B. nach dem Gesetz Uiber die kommunale Zusammenar-
beit (KommZG) oder anderen Rechtsformen) aufgezeigt werden.

Entsprechende Bedarfsanalysen kdnnen dann bayernweit auf weitere Regionen ange-
wendet und ausgeweitet werden.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fir Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport

Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger GrieBhammer,
Volkmar Halbleib u.a. SPD
Drs. 19/6803

Mittelfrankische Bedarfsplanung Hallenbader - Kommunale Zusammenarbeit in
einer Musterregion Mittelfranken

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung
Berichterstatterin: Christiane Feichtmeier
Mitberichterstatter: Jurgen Eberwein

Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fir Kommunale Fragen, Innere Sicherheit
und Sport federfiihrend zugewiesen. Der Ausschuss fur Staatshaushalt und
Finanzfragen hat den Antrag mitberaten.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 29. Sitzung am 4. Juni

2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:

CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung

AfD: Ablehnung

B90/GRU: Zustimmung

SPD: Zustimmung

Ablehnung empfohlen.

3. Der Ausschuss fir Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner
70. Sitzung am 25. Juni 2025 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:
CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung
AfD: Ablehnung
B90/GRU: Zustimmung
SPD: Zustimmung
Ablehnung empfohlen.

Roland Weigert
Vorsitzender
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Antrag

der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger Griehammer, Volkmar Halbleib,
Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Arif Tasdelen, Ruth Miuller, Markus
Rinderspacher, Christiane Feichtmeier, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold,
Martina Fehlner, Nicole Baumler, Florian von Brunn, Sabine Gross, Ruth
Waldmann, Katja Weitzel SPD

Kosten der Bayerischen Grenzpolizei endlich gegentuber dem Bund einfordern
und abrechnen!

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, alle erforderlichen MaRnahmen zu ergreifen, da-
mit die vom Bund bislang nicht ibernommenen Kosten der Bayerischen Grenzpolizei
dem Freistaat vollstandig erstattet werden. Hierbei handelt es sich um

— die Kosten fur die vom Bund in den Jahren 2020, 2021 und 2023 geforderte Einsatz-
unterstitzungen durch die Bayerische Grenzpolizei,

— die Personalkosten fur die an den Flughéfen Nirnberg und Memmingen durch die
Bayerische Grenzpolizei wahrgenommenen Aufgaben des Bundes zwischen 2020
und 2023, die sich rechnerisch auf 42,5 Mio. Euro belaufen, sowie die ebenfalls
entstandenen Sachkosten,

— weitere Kosten, die dem Freistaat ggf. in den Jahren 2024 und 2025 und dartber
hinaus entstanden sind bzw. entstehen werden.

Die Staatsregierung wird aufgeforder, hierzu alle Méglichkeiten zu nutzen, wie

— eine unmittelbare Initiative des Staatsministers des Innern, fir Sport und Integration
gegeniber dem Bundesminister des Innern,

— Ubermittlung der Kostenrechnungen an den Bund,

— eindeutige Regelungen, damit der Bund ggf. kinftige Kosten der Bayerischen
Grenzpolizei tbernimmt, wenn diese Aufgaben des Bundes wahrnimmt.

Begriindung:

Grundlage ist der Jahresbericht 2025 des Bayerischen Obersten Rechnungshofes
(ORH), der sich mit dem Haushaltsjahr 2023 befasst. Die Thematik wird dort in der
Textnummer 43 dargestellt. Darin heil3t es u. a.: ,Der grenzpolizeiliche Schutz des Bun-
desgebiets ist Aufgabe der Bundespolizei. Der Bund forderte 2020, 2021 und 2023 Ein-
satzunterstitzungen durch die Bayerische Grenzpolizei an. Eine Kostenerstattung er-
folgte hierfur nicht. An den Flughafen Nurnberg und Memmingen nimmt die Bayerische
Grenzpolizei Aufgaben des Bundes wahr. Die Personalkosten hierfur, die sich zwischen
2020 und 2023 auf rechnerisch 42,5 Mio. € belaufen sowie die Sachkosten tragt allein
der Freistaat.”

In seinen Beschlussanregungen formuliert dazu der ORH: ,Die Staatsregierung wird
gem. Art. 114 Abs. 3 und 4 BayHO ersucht, (...) die an den Binnengrenzen durch die
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Bayerische Grenzpolizei erbrachten Unterstiitzungsleistungen gegeniiber dem Bund
abzurechnen und fur die an den Flughafen Nurnberg und Memmingen tibernommenen
Kontrolltatigkeiten Verhandlungen mit dem Bund Uber eine Kostenbeteiligung zu fuh-
ren.”

In der Sitzung des Ausschusses fiir Staatshaushalt und Finanzfragen am 14.05.2025
zum ORH-Jahresbericht 2025 hat die Staatsregierung zur Textnummer 43 jedoch we-
der die Gesamthdhe der Forderungen genannt noch konkrete Initiativen angekindigt,
wie und wann die bislang vom Bund nicht tbernommenen Kosten eingefordert und final
erstattet werden. Die Staatsregierung sollte hier dringend aktiv werden!
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fir Staatshaushalt und Finanzfragen

Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Holger GrieBhammer,
Volkmar Halbleib u.a. SPD
Drs. 19/6853

Kosten der Bayerischen Grenzpolizei endlich gegenliber dem Bund einfordern
und abrechnen!

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung
Berichterstatter: Harry Scheuenstuhl
Mitberichterstatter: Daniel Artmann

Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fur Staatshaushalt und Finanzfragen feder-
fuhrend zugewiesen. Weitere Ausschiusse haben sich mit dem Antrag nicht
befasst.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sitzung am

25. Juni 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:

CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung

AfD: Zustimmung

B90/GRU: Zustimmung

SPD: Zustimmung

Ablehnung empfohlen.

Josef Zellmeier
Vorsitzender
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Europaangelegenheit

des Ausschusses fir Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen

Nichtlegislatives Vorhaben der Europaischen Union

Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Euro-
paischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:
Ein Fahrplan fur die Frauenrechte

COM(2025) 97 final; Ratsdok. 6756/25

BR-Drs. 127/25

Verfahren geméaR § 83c BayLTGeschO

1. Der Ausschuss hat in seiner 27. Sitzung am 20. Mai 2025 im Wege der Vorpri-
fung einstimmig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags zur Mittei-
lung erforderlich ist.

2. Der Ausschuss hat beschlossen, die Mitteilung zur federfihrenden Beratung an
den Ausschuss fir Arbeit und Soziales, Jugend und Familie zu Uberweisen (§ 83c
Abs. 1BayLTGeschO).

3. Begrundung:

Nach dem Ergebnis der Vorprifung ist die Mitteilung landespolitisch von Bedeutung
und Interessen des Landes sind berthrt. Gegenstand der Mitteilung der Kommission
ist ein Fahrplan zur Starkung der Frauenrechte, der zu einer geschlechtergerechten
Gesellschaft beitragen soll. Dabei ist die Starkung der Frauenrechte gemaf der Mittei-
lung nicht nur ein moralisches Gebot, sondern auch eine strategische Investition in
das Wirtschaftswachstum und die Wettbewerbsfahigkeit der EU, denn die Anerken-
nung und Nutzung des Potenzials aller Frauen als Arbeitnehmerinnen, Unternehme-
rinnen und Fuhrungskréfte ist fur das Wachstum und die Stabilitéat der EU unerlésslich.
Der Fahrplan soll als Orientierung fur kiinftige Strategien und MaZnahmen dienen,
insbesondere fir die Strategie zur Gleichstellung der Geschlechter fur die Zeit nach
2025.

Er enthalt langfristige politische Ziele in acht zentralen Bereichen:
- Leben ohne geschlechtsspezifische Gewalt
- hodchste Gesundheitsstandards
- Lohngleichheit und Starkung der wirtschaftlichen Stellung
- Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und Betreuungsaufgaben
- gleiche Beschéaftigungsmoglichkeiten und angemessene Arbeitsbhedingungen
- hochwertige und inklusive Bildung
- politische Teilhabe und gleichberechtigte Vertretung
- institutionelle Mechanismen zur Durchsetzung der Frauenrechte
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Europaangelegenheit

des Ausschusses fir Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen

Nichtlegislatives Vorhaben der Europaischen Union

Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Euro-
paischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:
Umsetzung des Deals fiir eine saubere Industrie

COM (2025) 378 final

BR-Drs.: 331/25

Verfahren geméaR § 83c BayLTGeschO

1. Der Ausschuss hat in seiner 32. Sitzung am 7. Oktober 2025 im Wege der Vorpri-
fung einstimmig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags zur Mittei-
lung erforderlich ist.

2. Der Ausschuss hat beschlossen, die Mitteilung zur federfihrenden Beratung an
den Ausschuss fur Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitali-
sierung zu Uberweisen (8§ 83c Abs. 1BayLTGeschO).

Begriindung:

Nach dem Ergebnis der Vorprifung ist die Mitteilung landespolitisch von Bedeutung
und Interessen des Landes sind berthrt.

Der Deal fir eine saubere Industrie verfolgt das Ziel, Europas Industrie nachhaltiger,
wettbewerbsfahiger und klimaneutral zu machen. Er konzentriert sich dabei haupt-
sachlich auf energieintensive Industrien und saubere Technologien, um inshesondere
die Klimaziele des Green Deals zu erreichen. Darliber hinaus soll besonders auch die
Resilienz und Wettbewerbsfahigkeit der européischen Industrie langfristig gesichert
werden.

Wesentlicher Inhalt des Vorhabens sind zwei Malihahmenpakete:

1. MaRnahmenpaket (Umsetzung hat bereits begonnen): Neuer Beihilferahmen
(CISAF); steuerliche Anreize fur grine Investitionen; Verabschiedung von Ori-
entierungshilfen als Grundlage fir die Mitgliedstaaten und Regulierungsbehor-
den fur eine Beschleunigung des flexiblen Energiesystems mit gut entwickel-
ten Netzen und Speicherkapazitaten; Einigung zum Grenzausgleichssystem
(CBAM).

2. MalRnahmenpaket (schrittweise Umsetzung ab dem 2. Halbjahr 2025):
Forderprogramm InvestEU; Pilotprojekt fur die neue Bank zur Dekarbonisie-
rung; Kritische Rohstoffe; Entwicklung von Leitmarkten; Zukunft der Automo-
bilindustrie; Verschéarfung der SchutzmaRnahmen fur Stahl; Vorschlag eines
Chemikalienpakets; Vorschlage zu Bedingungen fir auslandische Investitio-
nen (insbesondere in die Automobilindustrie).
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Europaangelegenheit

des Ausschusses fir Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Européischen Union;

Verkehr
Luftfahrt — ,,Fitness-Check“ der EU-Flughafenvorschriften
05.08.2025 — 28.10.2025

Verfahren gemaR § 83d BayLTGeschO

1. Der Ausschuss hat in seiner 32. Sitzung am 7. Oktober 2025 im Wege der Vorpri-
fung einstimmig beschlossen, dass eine Beteiligung des Landtags am Konsulta-
tionsverfahren der Europdischen Kommission erforderlich ist.

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Konsultationsverfahren zur federfiihrenden
Beratung an den Ausschuss fur Wohnen, Bau und Verkehr zu tUberweisen (8 83d
Abs. 1 BayLTGeschO).

Begrundung:

Nach dem Ergebnis der Vorprifung ist die Konsultation landespolitisch von Bedeutung
und Interessen des Landes sind berthrt.

Die Liberalisierung des Luftfahrtbinnenmarktes ist ein gro3er Erfolg der EU und tragt
erheblich zum Wirtschaftswachstum und zum freien Personen- und Warenverkehr bei.
Die sich verandernde Marktdynamik und neue Umweltprioritaten erfordern jedoch eine
Uberpriufung der bestehenden Flughafenvorschriften, um sicherzustellen, dass diese
wirksam und relevant bleiben. Die vorliegende Konsultation soll zu dieser Uberpriifung
beitragen.

Unter dem Gesichtspunkt des Binnenmarkts regeln bislang drei wichtige Rechtsvor-
schriften die Flughafenkapazitat und -infrastruktur der EU:

e Die Zeithischenverordnung (EWG) Nr. 95/93 regelt den Zugang von Luftfahrt-
unternehmen zu Uberlasteten Flughéafen, auf denen nicht genligend Kapazita-
ten zur Verfligung stehen, um die Nachfrage zu decken.

e Die Richtlinie 2009/12/EG lber Flughafenentgelte bietet einen Rahmen fir die
Preisfestsetzung fur den Zugang zu Flughafeninfrastruktur und Flughafen-
diensten.

e Die Bodenabfertigungsrichtlinie 96/67/EG regelt den Zugang zu Bodenabferti-
gungsdiensten auf Flughéfen (d. h. den Diensten, die ein Luftfahrtunterneh-
men zwischen Landung und Start seiner Luftfahrzeuge benétigt).

Diese EU-Flughafenvorschriften sind auch fir Bayern von Bedeutung, insbesondere
fur die Flughafen Munchen, Nurnberg und Memmingen. Die EU-Vorschriften beein-
flussen insoweit die konkrete Gestaltung der Sicherheitskontrollen an Flughafen, die
Passagierabfertigung und auch Investitionen in neue Sicherheitstechnologien. Sie be-
treffen auch die Kostenstrukturen fur Sicherheitskontrollen und haben Auswirkungen
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auf die Reisekomfortabilitat und den Ablauf am Flughafen Miinchen und anderen bay-
erischen Flughafen. Verantwortlich fur die Einhaltung und Uberwachung der Vorschrif-
ten sind dabei die Luftsicherheitsbehdrden in Bayern.
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Europaangelegenheit

des Ausschusses fir Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Européischen Union;

Energie
Europaischer Plan fur erschwinglichen Wohnraum
11.07.2025 - 17.10.2025

Verfahren gemaR § 83d BayLTGeschO

1. Der Ausschuss hat in seiner 32. Sitzung am 7. Oktober 2025 im Wege der Vorpri-
fung einstimmig beschlossen, dass eine Beteiligung des Landtags am Konsulta-
tionsverfahren der Europaischen Kommission erforderlich ist.

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Konsultationsverfahren zur federfiihrenden
Beratung an den Ausschuss fur Wohnen, Bau und Verkehr zu tberweisen (§ 83d
Abs. 1 BayLTGeschO).

Begrundung:

Nach dem Ergebnis der Vorprifung ist die Konsultation landespolitisch von Bedeutung
und Interessen des Landes sind berthrt.

Die gegenstandliche Konsultation ist Teil eines breit angelegten Dialogs im Jahr 2025
Uber bezahlbaren Wohnraum auf europaischer Ebene. Erschwinglicher Wohnraum ist
in ganz Europa ein weitverbreitetes und dringliches Problem. Steigende Preise von
Wohnimmobilien und Mieten sowie steigende Zinsen, Neben- und Sanierungskosten
belasten sowohl Haushalte mit niedrigem als auch mit mittlerem Einkommen, insbe-
sondere in Grof3stéadten und anderen Wachstumsregionen.

Der Européische Plan fur erschwinglichen Wohnraum soll nach Auswertung aller Bei-
trdge Anfang 2026 prasentiert werden.
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Europaangelegenheit

des Ausschusses fir Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Européischen Union;

Digitale Wirtschaft und Gesellschaft
Evaluation and Revision of the Chips Act ("Chips Act 2.0")
05.09.2025 - 28.11.2025

Verfahren gemaR § 83d BayLTGeschO

1. Der Ausschuss hat in seiner 32. Sitzung am 7. Oktober 2025 im Wege der Vorpri-
fung einstimmig beschlossen, dass eine Beteiligung des Landtags am Konsulta-
tionsverfahren der Europaischen Kommission erforderlich ist.

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Konsultationsverfahren zur federfihrenden
Beratung an den Ausschuss fur Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien
und Digitalisierung zu tUberweisen (8 83d Abs. 1 BayLTGeschO).

Begrundung:

Nach dem Ergebnis der Vorprifung ist die Konsultation landespolitisch von Bedeutung
und Interessen des Landes sind berthrt.

Das Europdische Chip-Gesetz (European Chips Act) wurde als Reaktion auf mehrere
kritische Herausforderungen — insbesondere die massiven Engpasse in der globalen
Versorgung mit Halbleitern — initiiert, die wahrend der COVID-19-Pandemie deutlich
wurden. Dabei zeigte sich, wie stark Europa von wenigen Anbietern in Asien und von
den USA bei Chip-Entwicklung und -produktion abhéngig ist. Das Gesetz zielt darauf
ab, Europas Wettbewerbsfahigkeit und technologische Fihrungsrolle im Halbleiterbe-
reich zu starken, die Resilienz der Wertschépfungskette zu verbessern und eine unab-
héngige, robuste europaische Halbleiterindustrie aufzubauen.

Die aktuelle zweite Konsultationsrunde soll das Gesetz insbesondere im Hinblick auf

die aktuellen geopolitischen und technologischen Herausforderungen weiter Uberpri-
fen, um Europas Chip-Okosystem zukunftssicher zu machen und den internationalen
Wettbewerb insbesondere mit den USA und China zu bestehen. Wesentliches Ziel ist
es u. a., den Anteil Europas an der weltweiten Chip-Produktion von aktuell unter 10%
bis 2030 auf 20% zu verdoppeln. Dies soll durch massive Investitionen von mehr als

43 Milliarden Euro aus EU-Haushalt, nationalen Mitteln und privaten Investitionen er-
reicht werden.

Das Chip-Gesetz setzt dabei auf drei Saulen: den Ausbau von Forschung und Innova-
tion (,Chips for Europe®- Initiative), die Férderung von Produktionskapazitaten, insbe-
sondere von neuartigen, grof3 angelegten Fertigungsstatten, sowie einen Mechanis-
mus zur Uberwachung und zum Krisenmanagement in der Lieferkette
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Antrag

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Jirgen Mistol, Ursula
Sowa, Ludwig Hartmann, Claudia Kéhler, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie
Schuhknecht, Dr. Markus Buchler, Patrick Friedl, Barbara Fuchs, Mia Goller,
Christian Hierneis, Paul Knoblach, Martin Stimpfig, Laura Weber und Fraktion
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Forderung von Eigentum auf Zeit durch staatliche Wohnbauunternehmen in
Bayern

Der Landtag wolle beschlieRen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert,

1. im Rahmen des staatlichen Wohnungsbaus dafiir zu sorgen, bei Neubauprojekten
einen angemessenen Anteil an Eigentumswohnungen zu errichten, die nach dem
Modell des ,Eigentums auf Zeit* vergeben werden,

2. einrechtliches Konzept zu entwickeln, das sich am Niel3brauch (8§ 1030 ff. Blrger-
liches Gesetzbuch — BGB) orientiert und eine Nutzungsdauer von 99 Jahren vor-
sieht, wobei das Grundeigentum beim staatlichen Wohnbauunternehmen verbleibt,

3. sicherzustellen, dass der Kaufpreis fir die zeitlich begrenzte Nutzung der Wohnung
eine vollstandige Entschadigung fur diese Nutzung darstellt und somit bei Riickgabe
der Wohnung keine weitere Entschadigung an die Erwerber erfolgt,

4. Richtlinien zu erarbeiten, die Spekulationen mit diesen Wohnungen wirksam unter-
binden, etwa durch Weiterverkaufsheschréankungen und Preisbindungen,

5. dem Landtag bis zum 31.12.2025 ein entsprechendes Konzept vorzulegen.

Begrundung:

Bayern steht vor grol3en Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt. Das Modell des
,Eigentums auf Zeit* bietet eine innovative Losung, um Wohneigentum fiir Normalver-
diener erschwinglicher zu machen und gleichzeitig die langfristige Planungs- und Ge-
staltungshoheit des Staates zu sichern.

Das Rechtsinstitut des Niel3brauchs dient als Vorbild fir dieses Modell. Es erméglicht
eine Trennung von Eigentum und Nutzung, wobei der Niel3braucher — ahnlich wie ein
Kaufer — umfassende Nutzungsrechte erhalt, ohne jedoch das Eigentum an der Immo-
bilie zu erwerben. Der Kaufpreis deckt dabei die Nutzung vollstandig ab, sodass nach
Ablauf der vereinbarten Nutzungsdauer keine Entschadigungsanspriiche entstehen.

Durch diese Regelung wird

1. die Finanzierung erleichtert, da keine langfristigen Entschadigungszahlungen ein-
kalkuliert werden missen,

2. Spekulation mit Wohnraum verhindert,

3. ein nachhaltiger Wohnungsmarkt geschaffen, der sowohl individuelle Eigentumsbil-
dung als auch gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung ermdglicht.
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Das Modell kombiniert somit die Vorteile des Niel3brauchs mit einer klaren Kostenstruk-
tur und langfristigen Planungssicherheit fir alle Beteiligten. Die BauNova Bayern GmbH
bietet als staatliches Wohnbauunternehmen die ideale Plattform zur Umsetzung dieses
Konzepts und zur Bewaltigung der Wohnungskrise in Bayern.
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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fir Staatshaushalt und Finanzfragen

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Jirgen Mistol
u.a. und Fraktion (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Drs. 19/5979

Forderung von Eigentum auf Zeit durch staatliche Wohnbauunternehmen in
Bayern

I. Beschlussempfehlung:

Ablehnung

Berichterstatter: Tim Pargent

Mitberichterstatter: Michael Hofmann
Il. Bericht:

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss fur Staatshaushalt und Finanzfragen feder-
fuhrend zugewiesen. Der Ausschuss fur Wohnen, Bau und Verkehr hat den
Antrag mitberaten.

2. Der federfihrende Ausschuss hat den Antrag in seiner 66. Sitzung am
7. Mai 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:
CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung
AfD: Ablehnung
B90/GRU: Zustimmung
SPD: Zustimmung
Ablehnung empfohlen.

3. Der Ausschuss fur Wohnen, Bau und Verkehr hat den Antrag in seiner

32. Sitzung am 14. Oktober 2025 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:

CSU: Ablehnung
FREIE WAHLER: Ablehnung

AfD: Ablehnung

B90/GRU: Zustimmung

SPD: Zustimmung

Ablehnung empfohlen.

Josef Zellmeier
Vorsitzender
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